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Editorial

Die Frage, ob an unserer politischen
Arbeit einige Menschen nicht teilhaben
könnten, haben wir Juso-Hochschul-
grüpplerlnnen
nicht gestellt Eine Ausnahme stellt die
Diskussion über die Partizipation von
Frauen in der Politik dar. E)er Vergleich
mit anderen gesellschaftlichen Gruppen
ist allerdings schwierig.

So selbstverständl ich wir d ie Auslän-
derlimenreferate unterstützen, so selbst¬
verständlich unterstützen wir an den
Hochschulen auch d ie Behinder ten- In-
itiativen. Daß wir es uns zu einfach ge¬
macht haben, wurde uns klar, als einige
Selbstverständlichkeiten in Frage gesteh
wurden. Das Tagungshaus, in
Bundeskoordiitierungstreffen der Juso-
Hochschulgruppen
für Blinde, Gehbeh
Stuhlfahrerinnen erreichbar. Daß sich
ein/eine Diabet iker in anders ernähren
muß als die meisten anderen, wissen alle,
nur daß dies Konsequenzen auf die Wahl
des Tagungshauses und den Ablauf der
Veranstaltung haben könnte, berücksich¬
tigt niemand. Gleichzeitig vertreten wir
die Auffassung ,daß bei uns alle interes¬sierten Komii^tonlnnen mitarbeiten
können, ja, am besten mitarbeiten sollten.
Wie sich allerdings ein stark sehbe-
hinderter Mensch überhaupt bei uns in¬
formieren kann, bleibt ein Rätsel: nicht
eine Juso-Hochschulgruppen-Publikation
ist auf Cassette aufgelesen. Dies gilt auch
für die Jusos und die SPD.

In keiner unserer Publikationen bzw.
Beschlüsse und Aktionen werden die
Konsequenzen, die Auswî gen und
die besondere Betroffenheit von Behin¬
derten berücksichtigt.

Eine solche politische Praxis steht im
krassen Gegensau zu der Forderung der
Integration von Behinderten.

Mit dem Arbeitsheft "Für Wohltätig¬
keitsfeste gut... Krüppel. Vom Umgang
mit Behinderten" wollen wir den Ver¬
such untemehiiten, die Ignoranz in unse¬
ren eigenen Reihen aufzubrechen. Wir
haben lange darüber diskutiert, ob es
siimvoll ist, ein Heft eigens mit diesem
Schwerpunkt zu erarbeiten. Es kann nicht
Sinn sein, ein Arbeitsheft zu diesem
Thema zu erstellen, das politische Ge¬
wissen zu beruhigen und dann zur Tages¬
ordnung überzugehen. Es muß politi¬
scher Alltag werden, daß alle Menschen
an unserer Arbeit teUhaben können und
alle gesellschaftlichen Gruppen in unse-

Analysen und Beschlüssen berück¬
sichtigt werden.

Im vorliegenden Arbeitsheft haben
wir verschiedene Aspekte zusammenge¬
tragen.

Peter Diettich stellt in seinem Beitrag
die Schwierigkeit der Defiitition von Be¬
hinderung und die zweifelhaften AusfUh-
nmgen von Juristen, Pädagogen und Me¬
dizinero dar.

Mit der für viele Frauen bei der
Schwangerschaft gegenwärtigen Angst,
ein behindertes Kind zu gebären, be¬
schäftigt sich ein Artikel von Anne
Wal^chmidt

Ehe oben schon erwähnten Widersprü¬
che im Umgang mit behinderten Men¬
schen greift Stefanie Neu-Schrader in ih¬
rem Artikel "Gesellschaft und Behinde¬
rung" auf. In diesem Zusammenhang
steht auch die Auseinandersetzung mit
der Reform des Vormundschaftsrechts.

In dem Beitrag "Geschlecht: Behin¬
dert -besonderes Merkmal: Frau" setzt
sich Aimeliese Mayer mit den Schwie¬
rigkeiten von behinderten Frauen ausein¬
ander, deren Rechte und Probleme in den
gängigen Betreuungs- und Hilfskon¬
zepten keine Rolle spielen.

uns bis vor einem Jahr

r e n

das

stattfand, war weder
hinderte noch Rol l -

3A H 8 8



Mit der Humangenetik befassen sich
die Artikel "Neue Eugenik; Humangene¬
tische Beramng" von Anneliese Meyer
und "Der Griff nach der Bevölkerung:
Humangenetik und Bevölkerungspolitik"
von Ludger Weß.

Stark praxisorientiert ist der Artikel
"Behinderte studieren in der Bundesre¬
publik" von Ute Ziegenbalg. Sie bezieht
sich besonders auf die Universität Bo¬
chum, die in dieser Hinsicht einige posi¬
tive Aspekte aufzuweisen hat.

Mit der Bewegung "Selbstbestimmt
leben" setzt sich Monika Strahl auseinan¬
der. In diesem Beitrag wird die "Indepen-
dent-Living Bewegung" der USA vorge¬
stellt und die Parameter eines selbstbe¬
stimmten Lebens dargelegt.

Der letzte Artikel von Udo Sierck be¬
faßt sich mit Faschismus, ein Thema, das
leider infolge der sog. Singer-Diskussion
aktueller ist denn je.

Uns ist bewußt, daß wir mit diesem
Arbeitsheft nicht alle Problembereiche
der Menschen mit Behinderungen ange¬
sprochen haben. So fehlen z.B. die Be¬
reiche Geistig Behinderte, Integration
von Behinderten, Kinder in Regelschu¬
len, Heimunterbringung usw.

Wir hoffen, mit diesem Arbeitsheft
Diskussionen anzuregen und Selbstver¬
ständlichkeiten in Frage zu stellen.

Doris Eyl
Pe te r D ie t r i ch
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Der Begriff Behinderung

psychisch Erkrankten sowie Mehrfachbe-
hinderten.^ Und darüber hinaus bestehen
bei Medizinen!, Pädagogen, Psycholo¬
gen, Soziologen, Juristen und -nicht zu-
etzt- bei den Seelsorgern unterschiedli¬

che Auffassungen über diese Einteilung,
gilt nach sozialpädagogischem

Verständnis als köipeihehindert, "wer in¬
folge einer Schädigung der Stütz- und
Bewegungsorgane in seiner Daseinsge¬
staltung so stark beeinträchtigt ist, daß er
jene Verhaltensweisen,die von Mitglie¬
dern seiner wichtigsten Bezugsgruppen
in der Regel erwartet werden, nicht oder
nur unter außergewöhnlichen individu¬
ellen und sozialen Bedingungen erlernen
bzw. zeigen kann und daher zu ei"«-»-
iMgftistigen schädî gsspezifisch-indi-
viduellen Interpretation wichtiger -
1er Rollen finden muß."^

Dies muß schon zweimal gelesen
werden, um im Bilde zu sein!

Die Mediziner stellen dagegen auf die
Körperbehinderung führenden

Krankheiten ab:
"- Extremitätenschädigungen (Dysme-

lien, Amputationen),
-Erkrankungen des Herzens und der

A t m u n g s o r e a n e .

P E T E R D I E T R I C 3 I

Was ist unter dem Begriff Behinde¬
rung zu verstehen? Im Faschismus wur¬
den Beh inde r te a l s " l ebensunwer tes Le¬
ben" bezeichnet und vernichtet^ Heute
will uns das ZDF (fast) allwöchentlich
sonntags weismachen. Behinderte seien
"Sorgenkinder".^ Aber auch im Deut¬
schen Bundestag wird schon mal darüber
spekuliert und vermutet: irgenwo sind
wir alle behindert! Allerdings wird zu ge¬
gebenem Anlaß diese weite Auslegung
des Behindertenbegriffs wieder einge¬
schränkt indem zwischen den wirklichen
Behindern und den Drückebergern in

Gesellschaft getreimt wird.̂  Ge¬
gen solche und andere Bezeichnungen
wenden sich Betroffene und nennen sich
selbstbewußt Krüppel.̂  Denn welcher
Politiker würde sich beispielsweise im
Bimdestag äußern: irgendwo sind wir
„.Krüppel? Um das Ergebnis v^eg-
zunehmen: einen allgemeingültig,
gängig anerkannten Begriff von Behinde¬
rung gibt es nicht

Wollte man dennoch eine ̂ gememe
Definition geben, so hieße _diese: "Als
behindert gelten Personen, die infolge ei¬
ner Schädigung ihrer körpCTlichen, Rü¬
schen oder geistigen Funktion so weit be¬
einträchtigt sind, daß ihre unmttelbaren
Lebensverrichtungen o^ i^ Teil¬
nahme an Leben oder Gesellschaft er¬
schwert werden".^ Diese Definition ist
jedoch zu allgemein, weshalb u.a. unter¬
schieden wird nach Körperbehinderten,
Sehbehinderten und Blinden, Schwerhö¬
rigen und Gehörlosen, organisch oder

S o

u n s e r e r s o z i a -

z u r

a l l e

-Mißbildungen, die zu der großen
Zahl der Querschnittlähmungen unter¬
schiedlicher Schweregrade führen (Spina
bifida, Î liomyelitis)."*

Die Aufzählung ist noch umfassender,
soll hier aber nicht komplett dargestellt
w e r d e n .

Viel interessanter ist jedoch, wie set¬
zen Päda
t i o n v o n
Schaft um oder wie schotten sich die auf
Heilung konzentrierten Medizinerm von

gogen den Ansatz der Integta-
Behinderten in unsere Gesell-

A H 8 8 5



Der Begriff Behinderung

den Behinderten ab?
Da wurde beispielsweise ein blinder

Lehrerstudent in KLamburg nicht zum Re¬
ferendariat zugelassen, weil dies an einer
K ö w r b e h i n d e r t e n - S c h u l e n i c h t m a c h b a r
sei.^ Oder, ein hörbehinderter Medizin¬
student winde in Baden-Württemberg
erst nach einer Klage vor dem Verwal¬
tungsgericht zur 3. Medizinprüfung zu¬
gelassen. Denn in §3Abs. 1Ziff. 3Bun¬
desärzteordnung steht, es kann nur Arzt
werden, wer "nicht wegen eines körperli¬
chen Gebrechens oder wegen Schwäche
seiner geistigen oder körperlichen
Kraft...unfähig oder ungeeignet ist."lO
^üt solchen Verordnungen wird die Be¬
hinderung objektiviert und dem Behin¬
derten der Zugang zum Beruf verwehrt.
Hat jemand dagegen zwei sog. linke
Hände und schneidet vielleicht mit dem
Skalpell mal daneben, so kann er trotz¬
dem yyzt weiden. Er muß sich ja nicht
unbedingt auf Chirurgie spezialisieren.
Ebenso mag da der verstärkte Konkur¬
renzdruck für Ärzte auf dem Arbeits-
m^kt (demnächst soll es ca. 50.000 ar¬
beitslose Ärzte geben) eine Rolle spielen,
um die Nichtzulassung zur Prüfung
veranlassen. Und im Hinterkopf sollte
man auch die Histor ie der Bundesärzte¬
ordnung behalten. Am 13.Dezember
1935 wurde sie als Reichsärzteordnung
das erste Mal veröffentlicht. H

Wie ordnen nun aber die Juristen die
Angelegenheit? Ihrer Meinung nach,
liegt eine körperliche Behinderung vor,
"wenn infolge einer körperlichen Regel¬
widrigkeit die Funktionsfähigkeit nicht
np vorübergehend gemindert ist. Dies
gilt für Personen, deren Bewegungsfahig-
keit durch eine Beeinträchtigung des
Stütz- {̂ er Bewegungssystems entspre¬
chend eingeschränkt ist, weiter für Perso¬
nen mit erheblichen Spaltbildungen des
Gesichtes oder des Rumpfes oder mit ab¬
stoßenden Entstellungen, vor allem des
Gesichts. Hipher gehören auch Perso¬
nen, deren körperliches Leistungsvermö-
gp infolge Erkrankung, Schädigung
oder Fehlfunktion eines inneren Organs

oder der Haut eingeschränkt ist. Körper¬
lich Behinderte sind weiter Blinde (^er
erheblich Sehbehinderte mit geringer
Sehschärfe oder mit Sehstörungen von
entsprechendem Schweregrad, außerdem
Gehörlose oder Personen, denen eine
sprachliche Verständigung über das Ge¬
hör nur mit Hörhilfen möglich ist, sowie
schließlich Personen, die nicht sprechen
können, Seelentaube und Hörstumme
sowie solche mit erheblichen Stimmstö¬
rungen oder strk stammelnde, stotternde
Personen und solche, deren Sprache stark
unartikuliert ist. "12

Nicht nur, daß hier alles in einen Topf
geworfen wird -nein, niemand sollte bei
"körperlicher Regelwidrigkeit" an Stra¬
ßenverkehrsbehinderungen o.ä. denken.
Die Juristen haben eben eine eigene
Sprache. So fällt auch gleich die Drama¬
tisierung der Behinderung auf. Wer denkt
bei diesem Text nicht sofort an eklige
und abstoßende Horrortypen mit "Spalt-
bildungen des Gesichts"?

Wichtig ist jedoch ein Vergleich der
Entwcklung dieser Beschreibung. In der
f●.ihres Kommentars schriebenWilrodt/Neumann noch von der Minde-

der "Erwerbsfähigkeit" statt von der
Minderung der "Funktionsfähigkeit"
(siehe oben). Diese Wortwandlung findet
sich auch in der Prozentbewertung der
Behinderung wieder. Hieß es noch bis
vor kurzem zum Beispiel 80% MdE (=
Minderung der Erwerbsfähigkeit), so
lautet es jetzt geschönt 80% GdB(= Grad
dp Behinderung). Inhaltlich hat sich
nichts geändert. Letzteres verschleiert
den Blick vor dem, was doch ganz klar
auf der Hand liegt: Die Behinderung
wird hier an dem Leistungsvermögen -
an der Leistungsorientierung unserer Ge¬
sellschaft -gemessen.

So ist es nur zu verständlich, daß viele
Behinderte nicht in den normalen Ar¬
beitsprozeß eingegliedert werden. Statt-
dessen stecht man sie in eine der ca. 400
bundesrepublikanischen
Werkstätten. Oder, wenn gar nichts mehr
geht, schiebt man sie in Heime ab, wo sie

z u

B e h i n d e r t e n -
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Peter Diet r ich

dann irgendwann einmal wieder als
SpendenempfHnger im ZDF als Sorgen¬
k ind au f tauchen .

In diesen Zusammenhang gehört auch
der monatliche Reikauf von 150,00 DM
Ausgleichsabgabe für jeden nichteinge¬
stellten Behinderten in die Unternehmen
und Behörden. Würde dieser Betrag ei¬
nem durchschnittlichen Lxihn oder Gehalt
von ca. 3.000,00 DM entsprechen, dann
sähe die Arbeitslosenquote der Behinder¬
ten sicher anders aus.

Wie toll es jedoch den Behinderten in
der Bundesrepublik Deutschland geht
und was nicht alles für sie getan vnid,
kann man dem (relativ) aktuellen zweiten
"Bericht der Bundesregierung Uber die
Lage der Behinderten und die Entwick¬
lung der Rehabilitation" enmehmen.
Liest man diesen Bericht, so erfölnt man
wie die Bundesregierung die Behinde¬
rung einordnet. In Schwerbehinderte und
in die "Gruppe leich^ Behinderter (mit
einem Grad der Behinderung von weni¬
ger als 50)" Und da diese "leicht" Be¬
hinderten statistisch nicht erfaßt sind, lag
die Zahl der arbeitslosen Schwerbehin¬
derten im Dezember 1988 auch nur (!)
bei 129.000 Personen. 15

Aber stören wir uns nicht an den Be¬
griffen leicht oder schwer, sondern fin¬
gen wir einmal, was beispielsweise im
öffentlichen Personennahverkehr getan
wurde bzw. getan wird. "Der öffenüiche
Personennahverkehr ist trotz einiger Ver¬
besserungen für viele Menschen wegen
b a u l i c h e r H i n d e r n i s s e w e i t e r t o n i c h t
oder nur schwer zugänglich." 1°, so die
lapidare Feststellung der Bundesregie¬
rung. Aber als Ausgleich dafür dürfen
Schwerbehinderte (auch mit notwendiger
Begleitpmon) unentgeltlich im ö%nt-
l i chen Pe rsonennahve rkeh r m i t f ah¬
ren...! UEin jeder mag sich seinen eige¬
nen Reim dazu machen. Es liegt nahe,
sich an solch' fragwürdige Aktionen zu
erinnern, die da lauteten "Ich Für Dich" 18

o d e r " R e d e n i s t S i l b e r - H e l f e n i s t
Go ld" . l9

In dem weiten Feld der unterschiedli¬
chen Auffassungen über Behinderung
fehlen nicht die Widersprüchlichkeiten
der Kirchen. So hat weder in der ̂ tholi-
schen noch in der evangelischen Kirche
ein Behinderter am Altar etwas zu su¬
chen. Im Codex juris canonici der katho¬
lischen Kirche ist best immt:" Weihen
sind nur jenen zu erteilen, die nach dem
klugen Urteil des eigenen Bischofs bzw.
des zuständigen höheren Oberen bei um¬
fassender Würdigung ... über ... entspre¬
chende physische und psychische Eigen¬
schaften verfügen."^ Nach Auskunft ei-

s r t e n d e r k a t h o l i s c h e n K i r c h e
iches Ordinariat Berlin) ist dese

n e s

(Bise
Formulierung bewußt so offen gehalten
worden, um einen großen Ermessens¬
spielraum zur Entscheidung zu haben -
natürlich, für eine Beschäftigung am Al¬
tar. Schwierigkeiten bereiten nur psy¬
chisch Erkrankte mit dem Willen
Priesteramte. Und wer Pfarrer in der
evangelischen Kirche werden will, muß
ebenfalls "eesund und fi«i von Gebre¬
chen sem".2i

Zusammenfassend kann festgehalten
werden: Bei allem guten Willen um den
Behinderungsbegriff bleibt
Geschmack im Mund zurück. Schon der
kurze Abriß des Verständnisses von (nur)
Körperbehinderung zeigt
und Verlogenheit auf, mit
derten in unserer Gesellschaft begegnet
wird. Die Bundesrepublik Deutschland
ist ein wohlhabendes I^nH ihre ges
schaftlichen Möglichkeiten zur ̂ glie-
derung Behinderter schöpft sie nicht aus.
Statt schöner Worte in Fonsehanspra-
chen und fader w issenschaf t l i cher Defi¬
nitionen von Behinderung muß mehr
Geld bereitgestellt, ein besserer Rechts¬
schutz eing^umt und die Öffentlichkeit
sowie die Institutionen wirksamer be¬
e i n fl u ß t w o d e n .

ein schaler

die Ignoranz
der den Behin-

e l l -
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Der Begriff Behinderung

Anmerkungen
1Klee, E.; Euthanasie im NS-Staat. Frankfurt/M. 1989, Sierck, U.: Behinderte im Faschismus. Siehe

den Beitrag in diesem Heft
2Siehe die Sendung "Danke schön" im ZDF
3Norbert Blüm im Deutschen Bundestag anläßlich der Debatte über das Gesundheitsreformgesetz
4Christoph, F.: Krüppelschläge. Reinbek bei Hamburg 1983, Mayxer,A.: Behinderteninitiven in der

Bundesrepublik, in: Steiner, G.: Hand- und Fußbuch für Behinderte. Frankfurt/M. 1988, S. 178 f.
Daniels, S.ua. (Hrsg.): Krüppel-Tribunal. Köln 1983

5Bleidick, U.: Rahmenbedingungen für die soziale Integration Behinderter in das Bildungs- und
Gesellschaftssystem, in: Schuchardt, E.: Schritte aufeinanderzu. Bad Heilbrunn/OBB. 1987, S. 52.

6Beming, E.: Studieren mit Behinderungen. Ein Handbuch. Bonn/MUnchen 1984, S.l, Leder, R.M.:
Behinderte Smdenten. Probleme, Selbsthilfe und Fördermöglichkeiten. Diss. Dortmund 1980, S. 6.

7Schönberger, F.: Körperbehinderungen, in: Deutscher Bildungsrat (Hrsg.): Gutachten und Studien
der Bildungskommission Sonderpädagogik 4. Stuttgart 1974, S. 209.

8Pawel B.: Köiperbehindertenpädagogik. in: Bleidick, U. u.a.: Einführung in die Behindertenpäd¬
agogik, Bd. n. Berlin u.a. 1977, S. 75 f.

9vgl. die lageszeitung vom 15.12.1987 "Ungesichert in die Zukunft".
10 BGBL. 19871,S. 1218 f.
11 RGBL. 19351, S. 1433; vgl. §3Abs. 2Ziff. 4Reichsäizteordnung.
12 WUrodt/Neumann: Schwerbehindertengesetz. Kommentar, München 1988,7. Aufl., §3Rdnr. 6.
13 Bundestagsdrucksache 11/4455 vom 2.5.1989.
14 a.a.O.,S.3.
15 a.a.O.,S.2.
16 a.a.O., S. 34.
17 a.a.O.,S.34.
18 Aktion des EX-Senators für Gesundheit und Soziales, Ulf Fink (CDU), 1985.
19 Aküon des Ex-Familienministers, Heiner Geißler (CDU), 8.11.1983-86.
20 Canon 1029 CIC; vgl. auch Canon 1051 Nr. 1bzgl. des Skrutinium.
21 vgl. §3Abs. Ib, Pfarrerdienstgesetz.

8 i \ H 8 8



Angst -eine Krankheit?

nataldiagnost ik geraten. Von 100
Schwangeren erhalten dann 97 die Aus¬
kunft, daß ihre Ängste unbegründet ge¬
wesen seien. Nur tei drei Frauen heißt
das Resultat, daß der Fötus geschädigt
sei. Diese drei Föten werden -in der Lo¬
gik der Pränataldiagnostik -abgetrieben.
Nur ganz selten entschließt sich eine
Frau, ihren behinderten Fötus auszutra¬
gen. Insgesamt sind in der Bundesrepub¬
lik im Jahr 1986 32.000 Pränataldiagno¬
sen vorgenommen worden.

Tod als Therapie
Die Therapie heißt nicht mehr Heilung,
s o n d e r n To d

Die Angst vor einem behinderten
Kind geht also um in der Bundesrepublik
-und der medizinische Apparat bietet
diese Lösung: Er definiert die Angst
Behinderung zur medizinischen Indika¬
tion um und läßt sie damit gleichsam
einer Krankheit werden. Zunächst bedarf
die Krankheit der genauen Diagnose. An¬
schließend folgt die Therapie, die hier
aber nicht heißt: Heilung, Klege, Kran¬
kenbehandlung, sondern: Qualitätsaus¬
wahl und Vernichtung des geschädigten
Fötus. Der Arzt als Heiler und Lebensret¬
ter tritt hier plötzlich als Ausleser auf,
der die Utopie einer immerwährenden
und vollständigen Gesundheit nur über
Vernichtung und Ausmetze verwirkU-
chen kann. Immer weniger -und hier ist
die Pränataldiagnostik nur ein Beispiel -
geht es in der Medizin um Heilung, Be¬
stand, Linderung. Immer mehr wird die
Vernichtung als Thmpieform akzeptiert
Zur Legitimation dieser Praxis verweisen
Ärztinnen auf die immer weiter klaf¬
fende Schere zwischen Diagnostik und

A N N E W A L D S C H M I D T

Der Traum vom heilen Leben führt in
der Medizin zur Therapieform Tod.

Jeder weiß, daß auch die anderen die¬
s e n T r a u m t r ä u m e n : d e n T r a u m v o m
heilen, unbeschädigten Leben, einem Le¬
ben, in dem es Krankheiten imd Ge¬
brechen nicht gibt Vor allem Kinder
s o l l e n - n i c h t m u : i m T r a u m - h e i l z u r
Welt kommen. "Ist sie gesund? Ist er ge¬
s u n d ? " - N a c h e i n e r G e b u r t s o n a c h ¬
zufragen, ist denn auch übliches Verhal¬
t e n s m u s t e r .

Heute gibt es tatsächlich ein medizini¬
sches Angebot das Schwangeren ver¬
spricht it^ Ängste vom behinderten
Î d aufzulösen: Die Pränataldiagnostik
-Überprüfung der Ungeborenen auf
Schädigung
Schwangerschaftsvorsorge. Sie wird ärzt¬
licherseits angeraten, nach den Regeln
der ärztlichen Kunst durchgeführt und
von der Krankenkasse finanziert wenn
eine "Indikation" vorliegt: eine medizini¬
sche Begründung. Welche Bedeutung die
Angst hat wenn Frauen eine solche Prä¬
nataldiagnose verschrieben bekommen,
ve rdeu t l i chen d ie Zah len : Jäh r l i ch we r¬
den 10 -12 %der Diagnosen allein auf¬
grund der sogenarmten Angstindikation
durchgeführt Ungefähr 70 -
ruhen auf der Ältersindikai
auch hinter der zweiten Begründung
steckt die Angst: Wegen einer steigenden
Wahrscheinlichkeit als fünfundtheißig-
jährige Schwangere in Kind mit Trisomie
21, also mit einer geistigen Behinderung,
zur Welt zu bringen, wird schwangeren
Frauen ab diesem Alter dringend zur Prä-

v o r
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Angst -eine Krankheit

Therapie. Damit erzeugen sie die Illu¬
sion, es sei nur noch eine Frage der Zeit,
bis mit den Mitteln der vorgeburtlichen
Gentherapie die geschädigten Föten im
Mutterleib geheilt werden könnten. Doch
niemand fragt nach den Gründen der
Diagnose-Therapie-Schere. Auch wie
sehr die "Therapieform Tod" zur Logik
einer rein naturwissenschaftlich ausge¬
richteten, mit dem Sezierblick ausgestat¬
teten Medizin gehören muß, welche sich
ganz der Reparatur des "L'homme ma¬
chine" verschrieben hat, wird ignoriert.
Es geht nicht um eine bessere Therapie
und schon gar nicht um die Alternative
"Pränataldiagnostik oder Gentherapie".
Der Abtreibung geschädigter Ungebore¬
ner liegt etwas ganz anderes zugrunde:
Das Ideal vollständiger Gesundheit soll
durchgesetzt weiden -der Heilsgedanke
der modernen Medizin.

Vor dem Hintergmnd immer schneller
drehender Rationalisierungsschrau-

ben,̂  welche heute immer mehr ehemals
als "privat" geltende Lebensbereiche und
sogar das Leben selbst erfassen, besitzt
die Gesundheitsutopie eine gefährliche
Faszination. So sind Angst, Schmerz und
Trauer ungemein störend für einen rei¬
bungslos geregelten Alltag, der ja auch
kaum noch von "gutgelaunten, gesunden
und normalen" Menschen zu bewältigen
ist. Menschen mit geschädigter Leiblich¬
keit hemmen hier, sie halten den Betrieb
auf, denn sie sind weniger leicht den ma-
schinisierten Vollzügen der standardi¬
s ier ten Ab läufe zu unterwer fen. So wi rd
Schwangerschaft zum Risiko. Ein nicht
"pflegeleichtes" Kind wird zur Gefahr.
Einen geschädigten Fötus auch nach
zweidrittel der Schwangerschaft noch ab¬
zutreiben, wird zur Notwendigkeit.

Frauen tragen die Verantwortungslast

Das medizinische Angebot der Präna¬
taldiagnostik bietet nichts als Scheinlö¬
sungen: Sie kann keine Garantie für ein
schmerzfreies und behinderungsfreies
Leben geben. Sie kann nicht für eine stö¬

rungsfreie Entwicklung immer freundli¬
cher Wunschkinder garantieren. Auch sie
enthebt nicht der Notwendigkeit, das
Leben mit seinen Unwägbarkeiten wie
Trauer, Schmerz, Einsamkeit zu leben.
Im Gegenteil, die Pränataldiagnostik hat
die individuelle Verantwortungslast mehr
denn je Frauen aufgebürdet: Frauen müs¬
s e n n u n d i e N a c h k o m m e n s c h a f t n a c h
ihrer Qualität bemessen; sie müssen den
Wert des Ungeborenen beurteilen, Bela-
stungsbUanzen anstellen, eine Schwan¬
gerschaft "auf Probe" erleben, sich dem
schmerzvollen Eingriff der Abtreibung
unterziehen. Auch das Nein zu einem un¬
geborenen, geschädigten Kind ist eine
Entscheidung, mit deren Konsequenzen
gelebt werden muß. Für die Einzelne
kann das bedeuten, mit der Trauer um
das abgetriebene Ungeborene fertigwer¬
den zu müssen; auf gesellschaftlicher
Ebene heißt das: verstärkte Diskriminie¬
rung der heute lebenden behinderten
Menschen. Ihr Leben wird herabgewür¬
digt zu Leid, Belastung, Ballast. Frauen
werden einsehen müssen, daß eine tat¬
sächliche, persönliche Entscheidung für
oder gegen ein behindertes Kind kaum
möglich -und nicht gefragt -ist. "Ich
d^ kein behindertes Kind haben" hat
längst das "ich will oder will nicht"
ersetzt. Der Wunsch nach Gesundheit ist
funktionalisiert worden in die Pflicht
dazu. Die Janusköpfî eit der herrschen¬
den Medizin wird hier duetlich: Indem
sie vorgibt, von der Last des Leides zu
befreien und ein unbeschwertes Leben
mit gesunden, normalen Kindern
heißt, produziert sie in Wirklichkeit ge¬
sellschaftliche Auŝ nzung und schwer¬
wiegende Entscheidungszwänge -auf
Leben und Tod (4119)

v e r -
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werten Lebens"? Wenn ja, darin steckt
auch eine große Chance der Umkehr, des
Neubeginns,
deutscher Neurologe, befragt nach der
Möglichkeit, Kindin zu kriegen, nun
"Keine Experimente" ... Warum erstarrt
Ihr, wenn Ihr Rollstühle und Krücken
s e h t ? W a r u m v e r w a n d e l n s i c h E u r e
Augen, werden ernst, kalt und besorgt?
WARUM? Warum lauft Dir weg? ... Nur
die, die mit sich selbst und ihrem ober-
flächUchen Leben unzufiieden sind, sind
ängstlich. Sie sind nach meiner Meinung
d i e " B e h i n d e r t e n " i n u n s e r e r W e l t "
(Uster 1981).

Was heißt eigentlich behindert sein?
So abstrakt das Bild von den Behinderten
ist, so konkret ist die BenachteUigung im
persönlichen, gesellschaftlichen und
beruflichen Leben.

Denn die BenachteUigung von Behin-
doten ist auf allen Ebenen geseU-
schaftUchen Handelns, d.h. in politischer,
wirtschaftlicher wie auch sozialer Hin¬
s i c h t n i c h t
schuldbar, weU änderbar angesehen wer¬
den könnte -die Ausnahme, sondern die
Regel.

Aus Gesetzen, Maßnahmen, Bestim¬
mungen, Erlassen, Durchführungsverord¬
nungen -oder welche Bezeichnungen sie
immer haben mögen -wurde in den letz¬
ten 25 Jahren ein soziales Netz gespon¬
nen, von dem der Anspnich erhoben
wird, seine Sinngebung sei darin zu su¬
chen und zu finden, daß es die schwa¬
chen, benachteUigten, behinderten Mit¬
glieder unserer GeseUschaft (beischüt¬
zen, fördern und helfen soU, damit sie ein
mögUchst an der Normalität orientiertes
Leben führen können.

Aber allein durch die Art und Weise,
wie diese NormaUtät definim ist, und an

^STEFANIE NEU-SCHRADER W a r u m a n t w o r t e t e i n

A ls eine Einleitung, die die Komplexi¬
tä t des Prob lemfe ldes "GeseUscha f t und
Behinderung" näher erläutert, möchte ich
mit einigen Auszügen aus einem Brief
beginnen, in dem meiner Meinung nach
d i e a n M S e r k r a n k t e B r i e f s c h r e i b e i i n
treffend wesentiiche Bereiche anspricht,
d ie d ie S i t ua t i on Beh inde r te r i n unse re r
Gesellschaft widerspiegeln.

"Ich bin wieder zurück in mein Land
USA gegangen und habe eine neue Aus¬
bildung angefangen. Mein Lebensgefühl
als Behinderte ist besser in den USA als
in Wes tdeu tsch land . V ie le Leu te i n
Deutschland, auch Freunde und sogar
eine Bekannte, die Medizin studiert, ha¬
ben mehr Angst vor dem Begriff Multi¬
ple Sklerose gezeigt als ich. Und das,
obwohl ich MS habe und nicht sie. Es
"tut ihnen leid", und dann kommt das
stUle Davonschleichen, die Angst in ih¬
ren Augen, eine flüchtige Anteilnahme,
eine kalte Distanz, das tote Mitleid, das
n iemand nü tz t . I ch b rauche Wärme und
o f fene Menschen .

Warum gibt es eine andere Reaktion
auf Krankheiten wie MS in Schweden,
H o l l a n d , D ä n e m a r k , U S A a l s i n
Deutschland? Liegt es daran, daß das
B e w u ß t s e i n i n a n d e r e n L ä n d e r n w e i ¬
terentwickelt ist? ... Haben die Menschen
in ande ren Lände rn schon von K inde r¬
schuhen an gelernt, mit vielflUtigen Be¬
hinderungen umzugehen, statt Behinderte
in eigenen Schulen und Heimen von der
Restbevölkerung völlig abzukapseln?

Liegt es an der unrühmlichen Ver¬
gangenheit in Deutschland, an der Nazi¬
strategie von der Beseitigung des "un-

w a s a l s d u r c h a u s e n t -

A H 8 8 1 1



Gesellschaft und Behinderung

dem daraus resu l t ierenden Handeln, dem
Umgang mit den davon Betroffenen,
wird immer wieder deut l ich, daß das ei¬
gentliche Ziel nicht nur nicht e^eicht
wird, sondern sich in das Gegenteil ver¬
kehrt hat. Das soziale Netz präsentiert
sich allzu oft in Form einer Zwangsjacke
aus standardisierten Werten und Nonnen,
in die Menschen hineingepreßt werden,
und aus mehr oder weniger diffusen Be-
grifflichkeiten, unter die einzelne Men¬
schen -nach der jeweiligen Begriffskate¬
gorie -zu einer anonymen Masse subsu¬
mier t werden.

Letztendlich verwandelt sich unter der
gesellschaftlichen Definitionsgewalt der
Mensch als Individuum, mit seinem
Recht auf freie Entfaltung seiner Persön¬
lichkeit, mit einem Recht auf eigenstän¬
dige Lebensführung, Recht auf Arbeit,
Recht auf Wohnung, nicht selten in einen
ftoblemfdl für eigens errichtete Institu¬
tionen, die ihn betreuen und fördern -
und bevormunden, beispielsweise in
einen Dauerarbeitslosen, einen Unfreien
(weil er seine ihm nicht gerechte Woh¬
nung nicht allein verlassen, den Bus oder
die Bahn nicht benutzen kann), eine
Nummer unter vielen, die nur noch stati¬
stischen Wert hat und nach Meinung der
Experten viel Geld kostet.

Hinzu kommt noch im alltäglichen
Leben, daß behinderte Menschen immer
noch einer manchmal geradezu erschrek-
kenden Ablehnung und Diskriminierung
durch ihre "normale" Umwelt gegenüber
s t e h e n .

Die "Begegnungen" mit der "heilen
Welt" erinnern in vielen Bereichen an die
Methoden vergangener Zeit, die wir mo¬
derne Menschen längst überwunden zu
haben glaubten. Nur die Mechanismen
und Strukturen, die diese "Aussonde¬
rung" steuern und auffechterhalten, sind
subtiler und anonymer geworden. Bei
den Tendenzen, die diese derzeitigen
Verfahrensweisen noch nach sich ziehen
können, erinnere ich hier, sozusagen am
Rande, an Singer/Kuhse und die "neue"
E t h i k .

Die Ausgrenzung "physisch und/ oder
psychisch abweichender Personen"
folgt in bemerkenswert subtiler und per¬
fektionierter Form. Für die Öffentlichkeit
kaum wahrnehmbar, weil weder dafür in¬
teressiert noch sensibilisiert, erfolgt in
allen Bereichen des gesellschaftlichen
wie wirtschaftlichen Lebens immer noch
und immer weiter die Abschiebung in ein
"geschlossenes Dasein", in eine Soziali¬
sation durch und teilweise für "Sonder¬
einrichtungen", so daß die davon Betrof¬
fenen gerade noch dazu "gut" sind, unter-
beẑ lte Arbeitsplätze in solchen Sonder-
emnchtungen zu besetzen, werbewirk¬
sam in parteipolitischen Programmen in
Szene gesetzt zu werden, der Profilierung
durch ehrenamtliche Betätigungen für die
"Normalen" zu dienen, allmonatlich für
eine (das Gewissen erleichternde?) Spen¬de herhalten zu dürfen etc.

Es wird für Behinderte viel getan,
heißt es, doch was wird in Absprache
oder Zusammenarbeiat mit ihnen getan?

Die Frage nach dem WARUM läßt
sich von vielen Seiten betrachten und es
ist ebenso möglich, auf vielschichtige
Weise eine Antwort darauf zu finden
Gemeinsam ist allen möglichen Antwor¬
ten, daß der Kampf von Behinderten um
Chancengleichheit -oder wie es so schön
heißt "Integration" -dem Kampf Don
Quichottes mit den Windmühlenflügeln
gleicht. So viele Erfolge und Fortschritte
in wesentlichen Teilbereichen auch er¬
zielt werden mögen, es tun sich immer
neue Hindernisse und Hemmnisse auf
Und daran wird sich nichts ändern, wenri
nicht an den wesentlichen gesellschafüi-
chen Grundstrukturen, auf Äe dieser ver¬
hängnisvolle Kreislauf von Vorwärts¬
kommen und Rückschlägen zurückge¬
führt werden kann,’ gearbeitet, diese nicht
in einem langwierigen Prozeß des Einan-
der-verstehen-wollens und Aufeinander-
zu-gehens allmählich verändert weiden

Eine Antwort auf das WARUM ist,
daß die "physische und/oder psychische
Abweichung", die oftmals auch eine äu¬
ßerlich -und sei es im Verhalten, in der

e r -
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Interaktion -sichtbare Abweichung ist, in
unserer Gesellschaft eine aus
gative soziale Bewertung i
diese Person wird in jedem Falle stigma¬
t i s i e r t

Ein Stigma bezeichnet nach Goffinan
(1967) eine Eigenschaft der Person, "die
z u t i e f s t
"Ein Individuum, das leicht in gewöhn¬
lichen sozialen Verkehr hätte aufge¬
nommen werden können, bes i tz t e in
Merkmal, das sich der Auftnerksamkeit
aufdrängt und bewirken kann, daß wir
uns bei der Begegnung mit diesem In -̂
viduum von ihm abwenden.... Es hat ein
Stigma, d.h. es ist in unerwünschter Wei¬
se anders, als wir es antizipiert hatten"
(S. 13).

Die Wahrnehmung einer -wie auch
immer gearteten -"Andersartigkeit" löst
soziale Reaktionen aus, die wir unter den
Begriffsbezeichnungen wie z.B. ̂ Stel¬
lungen, Vorurteile, Stereotypen, Mei¬
nungen und Überzeugiuigen, sowie Stig¬
matisierung und Diskriminierung, gegen¬
über den betroffenen Personen lfi».nni»n

Diese (sozialen) Reaktionen bewirken,
daß eine vermeindlich wahrgenonomene
"Andersartigkeit" als solche in jedem
Fall in negativer Weise auf die Gesamt-
Î önlichkeit des Betroffenen generali¬
siert wird, d.h. sie werden aufgrund von
Gruppenkriterien kategorisiert, be- oder
abgewertet und nicht aufgrund persönli¬
cher, individueller Qualitäten: die Wahr¬
nehmbarkeit einer "Behinderung" über¬
schattet alles andere.

Dieses mit dem "Halo-Effekt" gleich¬
zusetzende Phänomen generalisiert den
Teilbereich einer Person, d.h. die Tatsa¬
che einer vorliegenden Einschränkung,
zum alleinigen Kriterium der Bewertung
eines Menschen.

"Behinderte Menschen" bilden unge¬
achtet ihrer sozialen Differenzierungen
und der verschiedenen Formen ihrer "Be¬
hinderung" eine sogenannte Minderheit,
deren gemeinsames Merkmal in der Be¬
schränkung der gesellschaftlichen Teil¬
habe liegt.

D o c h w e r o d e r w a s b e s c h r ä n k t ?
Wer oder was behindert, macht zu Be¬
h i n d e r t e n ?

Was nun Beh inder te zu Außense i te rn
dieser Gesellschaft macht, sind weniger
die individuellen Einschränkungen, denn
damit könnten wir gut leben, sondern
Strukturen, Regeln, Maßnahmen, Ideale
und Bauwerke d ieser Gesel lschaf t . Denn
die gesellschaftliche Anerkennung für
den Einzelnen mißt sich daran, wie weit
dieser an düe Normen und Werte unserer
Leistungs- und (^alifikationsgesellschaft
heran re i ch t

Selten, wenn überhaupt ist es einem
Behinderten möglich, an diese durch die
Sozialisation in den Köpfen verankerten
Ideale heranzureichen.

Aber, so nebenbei bemerkt wem ist
dies überhaupt möglich?

Der Idealtypus unserer Kultur ist jung,
schön, dynamisch, mobil, leistungsfähig
und am testen noch männlich.

Behinderte stellen nun das Gegenteil
dieses standardisierten Idealtypus dar.
Damit stören sie die "Anderen", weil sie
durch ihre Existenz dieses Idealbild stän¬
dig in Frage stellen.

Sie sind jenseits dieser "Normalität",
sind anders und damit irgendwie fiemd.
Fremdes, unbekanntes, entwöhntes aber
entzieht dem Menschen seine eingeübten
Handlungsmuster, konfiontiert ihn mit
Situationen, für die er nicht gelernt und
mit denen er nicht umzugehen gelernt
hat Diese Unsicherheit erzeugt Angst
Daraus folgt Verdrängung und das Be¬
mühen, angsterzeugende Situationen
vermeiden, ihnen vorzuteugen. Das Er¬
gebnis ist Aussonderung -und damit
schließt sich der Kreis: fiitegration wird
zu Segregation.

Menschen, die von dem gewohnten
Bild der "Normalität" abweichen, Werten
und Normen gerechtes Veriialten und
Aussehen nicht haben und/oder den
Wahmehmungsstandards unserer Gesell¬
schaft in irgendeiner Weise nicht ent¬
sprechen, werden apriori als "anders"
wahrgenommen und kategorisiert -sie

g t e n e -
d . h .

d i s k r e d i t i e r t i s t " .
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werden zu Außenseitern gemacht. Diese
" A n d e r e n " - a l s B e h i n d e r t e b e z e i c h n e t -
erfordern demzufolge eine besondere
"Behandlung", damit sie "trotz" ihrer
Ein- oder Beschränkung am "normalen"
gesellschaftlichen Leben möglichst weit¬
gehend teilnehmen können, das heißt, sie
werden zu Objekten, die einer Integration
bedürfen, um am Leben dieser Gesell¬
schaft überhaupt erst teilnehmen zu kön¬
n e n .

Normorientierung stattfindet.
Der Zustand der "Integiiertheit" ist so¬

mit dann erreicht, wenn sich ein diesem
Normensystem entsagtes Indiv iduum
oder voidem "desintegrierte" Gruppen
von Menschen in die Phalanx deijenigen
eingereiht hat, die ihnen dann das Zeug¬
nis, sozial unauffällig, angepaßt, normal
u.ä. ausstellen" (Offermann 1982).

Dieses Verständnis von Integration
bedeutet, gemessen an den in der Gesell¬
s c h a f t e x i s t i e r e n d e n u n d i m m e r w i e d e r
verifizierten stat ischen Bi ldern und Kate¬
gorien der Behinderten in aller Klarheit,
daß Behinderte unter den derzeitigen ge¬
sellschaftlichen Bedingungen niemals
von dieser Gesellschaft als sozial unauf¬
fällig, angepaßt oder gar als normal, weil
selbstverständlich,
weiden können; eine Integration in der
hier angeführten Bedeutung dieses Wor¬
tes kann und wird nicht stattfinden. Denn
aufgrund der statischen Behinderungsbe¬
griffe mit ihren Merkmalen und Eigen¬
schaften wurden fast schon perfekte Per¬
s ö n l i c h k e i t s b i l d e r k o n s t r u i e r t , d i e a l s
Grundlage gesellschaftlichen Handelns
dienen. Die gesellschaftliche Auffassung,
daß Behinderte -ohne ihnen eine Chance
zu geben -vom Zeitpunkt der Diagnose
an unter dem Aspekt einer notwendigen
Integration wahrzunehmen sind, spricht
ihm jegliche Art der "Normalität" und
somit jegliche Integrationsfähigkeit ab.

Das Resultat des Integrationsverständ¬
nisses unserer Gesellschaft ist oft ein In¬
dividuum, das zur Unselbständigkeit und
Abhängigkeit erzogen wird und dem so¬
mit jegliche Chancen für das Erlernen
bzw. Aneignen der Fähigkeiten, die von
der Gesellschaft vorausgesetzt werden,
um als "vollwertiges Mitglied" akzeptiert
zu werden, verwehrt werden.

Sämtliche gängigen, standardisierten
Handlungskonzepte, egal welcher Rich¬
tung sie auch angehören mögen, drehen
sich offensichtlich im Kreis, weil die ei¬
gentlichen Ursachen, die Grundstruktu¬
ren weder berücksichtigt, noch angegan¬
gen werden. Es wird an den Symptomen,

Die Gesellschaft, die Schnittmenge ei¬
nes anonymen Konglomerats von Men¬
schen, die einem Ideal nacheilen, das die
wenigsten jemals erreichen können, ist
der Maßstab. Daß die Elle, mit der das
Individuum gemessen wird, eben dem In¬
dividuum nicht gerecht wird, scheinen
die wenigsten zu sehen. Und die, die es
sehen -in der Regel die Betroffenen -
köimen sehr selten etwas daran ändern,
weil ihnen das dazu notwendige Instru¬
mentar ium verwehrt wird.

Was Integration genannt wird, ist in
Wirklichkeit Segregation mit System und
M e t h o d e .

Allein die Verwendung des Begriffs
der "Integration", der ursprünglich "die
Vervollständigung eines unvollständigen
Ganzen" (Kasztantowicz 1982) bedeutet,
zeigt schon das Verständnis, das sich
seitens der Gesellschaft dahinter verbirgt.
Denn die Gesellschaft verweist mit aller
Deutlichkeit darauf, daß Behinderte so,
wie sie sich ohne einen Eingriff von au¬
ßen möglicherweise entwickeln würden,
nicht den Vorstellungen entsprechen.

Als Begründung dienen ie Merkma¬
le, die eigens zum Zwecke der Identifi¬
zierung einer "Andersartigkeit" heraus-
d i f f e r e n z i e t w e r d e n . D a m i t i s t d i e
"Schuldzuweisung" im Sinne der Ursa¬
chen für die Notwendigkeit einer Integra¬
t ion von vornhere in be im Ind iv iduum zu
s u c h e n u n d m i t H i l f e d e r I n s t i t u t i o n e n
a u c h z u fi n d e n - u n d n i c h t i n u n s e r e m
Gesellschaftssystem.

Inte^ation vollzieht sich offenbar ein¬
dimensional -e in Prozeß, der unter Vor¬
gabe allgemein anerkannter Werte- und

wahrgenommen
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dem "Sichtbaren", herumgedoktert, und
somit ist alles daraus folgende nichts an¬
deres a ls F l ickwerk.

Denn alle Maßnahmen, die im Bezug
auf "behinderte" Menschen ergriffen
werden, haben denselben grundlegenden
Ansatz, der im wesentlichen in den no¬
mischen Wissensbeständen (dem geseU-
schafllichen Denken) und dem zu deren
Stützung umfunktionierten wissenschaft¬
lichen Wissen seinen Ursprung hat

Das nomische Wissen ist die Grund¬
lage des menschlichen Verhaltens in der
Gesellschaft und gleichzeitig auch die
Grundlage der "legitimen" sozialen
Wahrnehmung. Es gibt einem Gesell¬
schaftssystem die Stabilität die es
braucht um über einen längeren Zeit¬
raum hinweg existieren zu können. Dies
wird erreicht indem seine Wissensbe¬
stände durch die primäre und sekundäre
Sozialisation jedem einzelnen Mitglied
vermittelt werden, wobei es allerdings
durch die subjektive Ausprägung der
Wahrnehmung zu unterschiedlichen In¬
terpretationen der Wissensbestän^
kommt Die Sozialisation hat die Funk¬
tion, der menschlichen Wahrnehmung
einen Rahmen zu geben, der festlegt in
welcher Ar t und Weise S i imeswahr-
nehmungen im Kontext der gesellschaft¬
lichen Wirklichkeit zu veraAeiten sind
Auf diese Weise ist auch die Wahrnehm¬
ung von Behinderung durch das nomi¬
sche Wissen bedingt.

Denn durch die Sozialisation ist es
keinem Menschen möglich, sich ein "ei¬
genes" Bild von Behinderung und Behin¬
derten zu machen. Er nimmt vielmehr
wahr, wie andere Menschen OBltemhaus,
Schule, tägliches Leben) mit Urnen um¬
gehen, über sie denken, reden, sich ihnpin
gegenüber verhalten und wie in den Mas¬
senmedien über sie berichtet wird

Durch das nomische Wissen lernt das
Individuum, wie die GeseUschaft Behin¬
derung und Behinderte wahmimmt bzw.
walugenommen haben will -und lernt
gleichzeitig, wie er sich im Umgang mit
ihnen verhalten soll.

Durch die Betroffenen selbst einge-
brachte Erkenntnisse und Anregungen,
die eine Verbesserung unserer Lebensbe¬
dingungen in und mit dieser GeseUschaft
bedeuten könnten, wraden nicht zur
Kenntitis genommen oder aber unter dem
starren System der Institutionen beginn
oder von ihnen aufgesogen, um als insti¬
tutionalisierte Interessen umgeformt in
die althergebrachten Konzepte eingeglie¬
dert zu werden.

Von einer Weiterentwicklung zugun¬
sten Behinderter kann man wi
eher vom GegenteU, wie z.B. die jahr¬
zehntelange Diskussion um den öffentli¬
chen Nahverkehr und auch die ungeheuer
hohe Arbeitslosigkeit von Schwerbehin¬
derten belegen.

N a t ü r U c h
Weiterentwicklungen, aber diese waren
lediglich punktueU angesetzt und haben
daher ledigUch im IQeinen etwas be¬
wirken können. Es ist bislang versäumt
worden, einen umfassenden, die geseU-
schaftlichen Rahmenbedingungen betref¬
fenden Prozeß in Gang zu setzen, so daß
vieles Stückwerk oder Makulatur bleiben
mußte, weil die Grundstrukturen unange¬
tastet geblieben sind.

Die Tatsache, daß eine miitimale Exi¬
stenzgrundlage geschaffen und die phy¬
sische Vernichtung "unwerten Lebens"
abgeschafft wurde, kann doch nicht al¬
lein als dn Fortschritt angesehen werden.
Was nützen politische Lippenbekenntnis¬
se und großzügige Spendenaktionen,
wenn der politische Wille nicht auch in
der täglichen Praxis durchgesetzt wird
und s i ch d i ese r a r t i ku l i e r t e W i l l e n i ch t
auf allen Ebenen gesellschaftlichen Han¬
delns widerspiegelt

Der politische, gesellschaftliche und
letztlich zwischenmenschliche Umgang,
der Tag für Tag praktiziert wird, verdient
meiner Meinung nach nur den Ausdmck

reden;

gab es Veränderungen und

bn dem gegenwärtigen Verständnis
jgriffes "Inteeration" als Anpas-d e s B e

Nieder] g . Rs u n g ,
rung, Einfügung sollte zurückgefunden
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Gesellschaft und Behindemng

werden zu der ursprünglichen Bedeutung
der "Vervollständigung eines unvollstän¬
digen Ganzen".

Dies würde endlich die längst überfäl¬
lige und dringend notwendige Loslösung
von der Individualisierung -der Ursa¬
chensuche und -begründung, der Schuld¬
suche und Schuldzuweisung beim Behin¬
der ten -bedeu ten . Um le tz tend l i ch eben
dem Individuum zu seinem angemesse¬
nen Status zu verhelfen.

Nur von dieser Auffassung ausgehend
lassen sich grundlegend Veränderungen
der Wahrnehmung von und des Umgangs
nüt Behinderten herbeiführen, weü auf
diese Weise ein Zugang zum Phänomen
"Behinderung" -ob physisch, psychisch
oder geistig -im Kontext der gesell¬
schaftlichen Verhälmisse überhaupt erst
gefunden werden kann.

Denn wenn z.B. die pädago^schen
Handlungskonzpete, die eine einseitig
a u f d a s I n d i v i d u u m e i n w i r k e n d e F u n k ¬
tion haben, auf die gesamtgesellschaft¬
lich damit verbundene Problematik aus¬
gedehnt würden, um Behinderung als so¬
ziale Behinderung in der ganzen Relati¬
vität der Begrifflichkeit zu erfassen, wäre
es möglich, einen neuen, dem wahren
Sinn entsprechenden, Ansatz sozialer In¬
tegration zu finden.

Übertragen auf die Gesellschaft würde
dies bedeuten, daß dieses "Ganze" erst
dann vollständig ist und ihr Wesen als
das Ganze aller in ihr lebenden Men¬
schen erfüllt, wenn auch jene einbezogen
sind, die heute am Rande stehen, welche
durch irgendwelche Beeinträchtigungen
nicht die "Normalität" (was auch immer
das heißen mag) erfüllen, nicht das ge¬
wünschte Verha l ten und "nütz l iche" Le i¬
stungen für die Gesellschaft erbringen.

Solange Kategorien von Menschen
geschaffen und Gruppen von Menschen
aus der Gesellschaft durch die Belegung
mit bestimmten, stigmatisierenden Merk¬
ma len he rausd i f f e renz ie r t und "Sonde r¬
einrichtungen" zugewiesen werden, hat
sie keine Legitimation, sich als Gemein¬
schaft al ler in ihr lebenden Individuen zu

b e z e i c h n e n b z w. s t e l l v e r t r e t e n d f ü r a l l e
in deren Auftrag tätig zu sein.

Isolierende und segregierende Maß¬
nahmen zeigen in aller Deutlichkeit, daß
unser Gesellschaftssystem den Beweis
der Tragfähigkeit und des Willens zur
Gemeinsainkeit nicht erbringt.

Von diesem Standpunkt aus betrachtet
s ind d ie Prak t iken der Gese l lschaf t zer¬
störend, weil sie nicht vor dem Hinter¬
grund der Erhaltung bzw. Schaffung von
Gemeinsamkeit, sondern der Differenzie¬
rung und Aufsplitterang geschehen. Man
m u ß s i c h e n d l i c h z u d e r E r k e n n t n i s
durchringen, "daß ein authentischer An¬
spruch der " In tegrat ion Behinder ter"
steht und fällt mit der Aufgabe einseiti¬
ger, eindimensionaler Anpasungs- und
Eingliederungsvisionen, mit der Auflö¬
sung statischer, fixierender und pseudo¬
objektiver Begriffe wie 'Behinderung',
'Abweichung' usw. sowie deren Gegen¬
pole und mit dem Verzicht auf Verabso¬
lutierung von Seins- und Sollensnormen"
(Offermann 1982).

Von dem derzeitigen Umgang mit Be¬
hinderten muß schnellstens Abstand ge¬
nommen und ein Weg gefunden werden
hin zu der Schaffung einer gemeinsamen
Grundlage für Interaktionsprozesse, die
als Kem die gegenseitige Anerkennung
einer Teilhabe und Gleichberechtigung
im Hinblick auf die Gestaltung der Le¬
bensbedingungen aller in dieser Gesell¬
schaft Lebender beinhaltet .

Der Grad der Teilhabe am Leben in
der Gesellschaft wird als wesentliches
Merkmal einer Behinderung angesehen.

Aber die Anerkennung des Rechts auf
eine Partizipation Behinderter -was sie
selbst und die Gestaltung ihres Lebens
betrifft -kann allein für sich gestellt kei¬
ne Änderung herbeiführen, weil dann im¬
mer noch das Argument anwendbar
wäre, das es letztlich an ihnen selbst und
ihrer Bereitschaft der Anpassung an die
Weile und Normen liegt, inwieweit und
ob sie ihr Leben selber gestalten können.

Das Ergebnis der sogenannten "Teil¬
habe" am gesellschaftlichen Leben Be-
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hinderter und die viel gerühmte "Integra¬
t i o n " s i n d " S o n d e r " s c h u l e n i m d " S o n -
der"einrichtungen -bis hin zur Errich¬
tung von "Sonder"welten, die zwangsläu¬
fig isolieren; die einen wie die anderen.
H i e r k a n n m a n e s w ö r t l i c h n e h m e n :
"Zwe i We l ten t re f fen au fe inander " .

Anstatt Kindergärten, Schulen, Aus¬
bildungsplätze für alle zu schaffen, wer¬
den Behinderte häufig -ob sie wollen
oder nicht -in Sondereinrichtungen ab¬
geschoben. So ist es nicht verwunderlich,
wetm trotz "lunfangreicher" finanzieller
Eingliederungshilfen an Arbeitgeber die
Arbeitslosigkeit Schwerbehinderter im¬
mer höher w i rd .

Eine neuere Stat ist ik des Reichs¬
bundes (November 1989) belegt, daß 77
%der Arbeitgeber nicht der gesetzlich
festgelegten Verpflichtung nachgekom¬
men sind, sechs Prozent ihrer ^beits-
plätze mit Schwerbehinderten zu be¬
setzen. Der Anteil der Schwerbehinder¬
ten an der Gesamtzahl der Arbeitslosen
ist von August 1988 bis August 1989 von

6,0 auf 6,4 %gestiegen. Wo ist hier der
politische Wille?! Dieser kaum beachtete
"Skandal der Gesellschaft" (Spiegel
42/89) ist symptomatisch für die Wirt¬
schafts- und Sozialpolitik unseres Lan¬
des .

Was nützen Gesetze, private und
politische Initiativen. Bemühungen um
Aufklärung und Öffentlichkeitsarbeit,
wenn die Rahmenbedingungen den re¬
alen Anforderungen nicht genügen, das
Grundlegende fehlt: Selbstverständnis!

Wir wollen kein Mitleid, kein Almo¬
s e n o d e r Ve r s t ä n d n i s ! W i r w o l l e n i m
Grunde das, was uns zusieht, nämlich die
im Grundgesetz verankerten Rechte auch
für uns in Anspruch nehmen, wie jeder
andere "normale" Mensch auch!

Doch bis dahin wird es noch ein sehr
langer Weg sein, denn bereits im Alten
Testament warnten die Propheten: 'Es
s o l l k e i n B l i n d e r n o c h L a h m e r i n d a s
Haus kommen (s. Samuel, S, 8)".
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Lieber einen "Beistand" als einen "Betreuer I I

Der Rechtsausschuß hörte zwei Tage lang 27 Sachverständige zur Reform des
Vormundschaftsrechts.

Die Entmündigung muß dringend abgeschafft werden. Eine durchgreifende
Rfform des Vormundsch ŝ- und Pflegschctftsrechts für alte Menschen, psychisch

ßeftimiene ist notwe îg. Das betonten alle Sachverständigen am 15.
und 16. November bei einer zweitägigen Anhörung des Rechtsausschusses zu dem

vor gelegten Entwurf für ein "Betreuungsgesetz"
Vormundschcftsrecht wurde als "Rumpelkammer der Ju-

snz bezeichnet. Im Gruiuisatz wurde der Regierungsentwurf von den Experten
befürwortet. Airf Kritik stießen vor allem die vorgesehene Bezeichnung "Betreuer"
und die geplanten gesetzlicheri Bestimmungen zur Sterilisation behinderter Frauen.

Vertreter von Selbstorganisationen der Behinderten und von Wohlfahrtsverbän¬
den wie der Lebenshilfe, der Caritas, der Diakonie und der Arbeiterwohlfahrt spra¬
chen sich bei der Anhörung einvernehmlich dcfür aus, die Entmündigung nicht

ßefrcMM/ig", sondern durch eine "Beistandscfurft" zu ersetzen. Dieser
^giW.^r eim vertikale, nicht horizontale Beziehung" des Helfers zu dem Behin-

Beh inder ten und dem Z ie l i h re r
Selbständigkeit mehr gerecht.

Vertreter der Justiz befürchteten, daß das neue Gesetz den betroffenen Personen-
kreis zu sehr ausweiten werde und die gesetzliche Anordnung eines Beistands nur
noch haiffiger stattfinden werde, da die Schwelle für eine solche Anordnung in dem
Gesetzentwurf zu weit abgesenkt werde. Außerdem wurde kritisiert, daß das Verfah¬
ren in Teilen überzogen sei. Es sei beispielsweise nicht einzusehen, warum ein Ver-
fahrer̂ betreuer eingeschaltet werden müsse, um festzustellen, daß alte Menschen,
die sich nicht mehr ausdrücken können, nicht mehr geschäftsfähig seien. Andere
Sachverständige hielten die Bestellung eines solchen Verfahrensbetreuers jedoch für
dringend geboten.

Unter den Sachverständigen umstritten war die Frage, ob eine Anhörung der
Betroffenen vor der Bestellung eines Beistands in seinen eigenen Lebens¬
verhältnissen sinnvoll sei. Während Vertreter der Vormundschaftsgerichte erklärten,
ein solcher Besuch des Gerichts bei den Betroffenen schüchtere sie ein und könne
bei Voranmeldung ohnehin wenig Airfschluß über die Lebensverhältnisse geben,
wenn die Wohnung zuvor entsprechend umgestaltet werde, erläuterten die Vertreter
von Wohlfahrtsorganisationen, die Schwellenangst der Betroffenen vor dem Gericht
sei noch wesentlich größer als die Angst vor dem Besuch in den eigenen vier
W ä n d e n .

Auf Kritik stieß auch die geplante Regelung, wonach die Vormundschaft nicht
mehr von Verbänden übernommen werden soll, sondern Kranke und Behinderte
ausschließlich persönliche Betreuung erhalten sollten. Wie Vertreter der Wohl¬
fahrtsverbände aufführten, würden den Kranken und Behinderten auch heute keine
anonymen Verbände als Vormundschaften zur Seite gestellt, sondern Einzelperso¬
nen, die lediglich eine verwaltungsmäßige und organisatorische sowie sozialpäd-

größeren
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agogische Rückbindung an einen Verein hätten. Dies sei dem Wohl des Betreuten
sehr zuträglich, während eine Einzelperson hät/fig durch die vielen Probleme, die
bei der Betreuung entstünden frustriert würden. Einige Vertreter von Vomiund-
schoftsgerichten und Psychiatrie betonten, daß "freiheiubercubende Meßnahmen",
wie die Unterbringung von Kranken und Behinderten in Gitterbetten, Fesselung ans
Bett und Ruhigstellung durch Sedativa der gerichtlichen Anordnung bedürfen soll¬
ten. Alle diese Maßnahmen gehörten zum Alltag in entsprechenden Anstalten,
obwohl es keine tragende Rechtsgrundlage dafür gäbe. Begründet würden diese
Maßnahmen meist mit dem Wohl des Patienten, seinem Schutz vor Verletzung,
Stürzen und anderen Gefahren. Diese Begründung sei jedoch vorgeschoben, da das
Wohl des Patienten oft eher im Gegenteil dweh Bewegung und Freiheit geordert
werden könnte. Diese Maßnahmen seien in der Rechtsprechung wesentlich zu lax
gehandhabt worden.

Als umstrittendster Teil des Gesetzesvorhabens stellten sich die geplanten Rege¬
lungen zur Sterilisation behinderter Frauen dar. Während die Sterilisation Behin¬
derter derzeit gesetzlich nicht geregelt ist, will der Gesetzentwurf Kriterien ̂ die
Fälle airfstellen, wo ein Betreuer ersatzweise die Einwilligung für die Sterilisation
einer einwilligungsurfähigen Behinderten geben kann. Vertreter der Selbstor¬
ganisationen von Behinderten und von Wohlfahrtsverbänden sowie Vertreter der
Vormundschaftsgerichte sprachen sich gegen eine solche ersatzweise Einwilligung
aus und verlangten, solche Sterilisationen Behinderter grundsätzlich zu verbieten.

Die Vertreterin des Vormundschcftsgerichtstags berichtete von erschreclxnden
Vorfällen in diesem Bereich. In Hamburg beispielsweise seien 12 bis 13jährige
Mädchen aus Sonderschulen klassenweise prophyldctisch sterilisiert worden. Das
Grundgesetz unterscheide nicht zwischen behinderten und nichtbefd r̂ten Men¬
schen, es dürfe deshalb auch kein Sonderrecht im Bereich der Sterilisation geben.
Es gebe auch andere Eltern, die ihren Erziehungspflichten nicht nachkommen kön¬
nen, "und bei diesen würde niemand ̂ ran denken, sie sterilisieren zu wollen". Das
Leid der Angehörigen von behinderten Mädchen, die ein Kitul erwarteri, müsse weh
immer als geringer angesehen werden als das Leid von Behinderten, die gegen ihren
Willen zwangssterilisiert würden.

Einige Sachverständige wiesen auch airf Me Problematik des sexuellen Miß¬
brauchs behinderter Frauen hin. Dieser Mißbrauch finde erfahrungsget̂  in ver¬
stärktem Maße statt, werm die behinderten Frauen sterilisiert seienBejurwortet
wurde eine Sterilisation in bestimmten Fällen von der Bû sî tekammer vornDeutschen Richterbund. Die Ärztekammer machte deutlich, dqß es in jedem Fall
eine gesetzliche Regelung der Sterilisation Behinderter geben müsse, um die Be¬
troffenen nicht wie bisher in einer ungeregelten Rechtslage allein zu lassen. Die
Vertreterin des Deutschen Richterbundes betonte, neben dem Rechtsgut der Selbst¬
bestimmung des Behinderten gebe es auch rurch andere Rechtsgüter. Die
Sterilisation einer Behinderten stelle einen geringeren Eingriff dar als eine spätere
Abtreibung. Es sei auch die Frage, ob das Leid, das erttstünde, wenn der
behinderten Mutter das Kind nach der Geburt weggenommen würde, nicht größer
sei als das Leid über eine Sterilisation.

AUS.WIB21 (1989)-1I122
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Geschlecht: Behindert -
besonderes Merkmal: Frau

Anregungen zu einer Auseinandersetzung

Wohngemeinschaft zu leben. Die Pflege,
die sie benötigen, kann nicht immer von
Bekannten geleistet werden, zumal dann
nicht, wenn die Hilfe sehr umfangreich
ist Was bleibt, ist das bislang noch
schwach ausgebaute Netz der Ambulan¬
ten Dienste. Und von einem Ambulanten
Dienst werden den pflegeabhängigen
Frauen Zivildienstleistende zugewiesen.
Egal, ob sie Schwierigkeiten haben, daß
ein Mann ihre Körpe^flege ausführt.
Hier wird nicht nach ihrer Würde ge¬
fragt: Was allein zählt, ist die Kosten¬
frage. Nur wenige Krüppelfrauen konn¬
ten bisher durchsetzen, die sie von be¬
zahlten Laienhelferinnen (die von ihnen
selbst angelernt werden) ihre Pflege aus¬
geführt bekommen. Das Sozialamt als
zuständiger Kostenträger wacht akribisch
darüber, daß die Kosten im Vergleich zur
Heimunterbringung nicht zu hoch sind
bzw. werden. Meistens verzichten be¬
hinderte Frauen auf ihnen theoretisch zu¬
stehende Ansprüche, um der Schrec¬
kensvision "Heim" zu entgehen: Es wer¬
den Stunden eingespart, die eigentlich
notwendig wären, um gleichberechtigt
am gesellschaftlichdn Leben teilnehmen
zu können; es werden Druckstellen in
Kauf genommen, weil in der Nacht nie¬
mand anwesend ist; die Körperpflege
wird auf das Notwendigste reduziert. Im
E i n s c h r ä n k e n u n d V e r z i c h t e n w a r e n
Frauen schon immer großartig! Leider
auf Kosten ihrer Selbständigkeit! Fataler-

^ANNELIESE MEYER

Die Würde des Menschen ist antastbar,
die Würde der behinderten Frau exist iert
n i c h t

Auf diesen Nenner kann die alltägli¬
che stille Diskriminierung von Krüppel¬
frauen gebracht werden. Hat schon mal
eine nichtbehinderte Frau daraüber nach¬
gedacht, wie die Pflegesituation von
schwer behinderten Frauen aussieht, so¬
fern sie nicht einem Heim leben müssen?

D i e " N o r m a l i t ä t " i s t h e u t e i m m e r
noch, daß sie bei den Eltern wohnen. In
einem Alter, wo gewöhnlich nichtbehin¬
derte Frauen ihr Berufsleben beginnen
und/oder heiraten und Kinder großzie¬
hen, sitzen behinderte Frauen ohne die
Möglichkeit, je einen Beruf auszuüben,
zuhause und werden von den weib l ichen
Angehörigen -vorwiegend der Mutter -
gepflegt. An dieser traditionellen Rollen¬
zuteilung, die Frauen eine passive, hel¬
fende Funktion zuweist, hat sich bisher
nichts geändert. Und auch die gesell¬
schaftspolitischen Entwicklungen erwec¬
ken keine Hoffnung auf eine Verände¬
rung. Aus dieser trostlosen Situation gibt
es selten einen Ausweg.

Nur Krüppelfrauen, die einen Beruf
gelernt oder ein Studium begonnen ha¬
ben, erlangen die Voraussetzungen und
die Gelegenheit, um alleine oder in einer
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weise glauben sie durch Verzicht und
"Opfer" mehr Anerkennung zu bekom¬
m e n .

Aussichten nicht mehr rosig, seitdem die
staatlichen und kommunalen Zuschüsse
immer mehr reduziert werden. Unser Be¬
mühen geht also primär darum, Zugang
zu der heiligen Kuh 0^hn)Arbeit zu be¬
kommen, wobei hier die Chancen äußerst
schlecht stehen. Sollten wir nicht viel¬
mehr diese "Heilige Kuh" zunehmend in
Frage stellen und ein Mindesteinkommen
fordern, daß uns die finanzielle Grundla¬
ge schafft, um selbständig leben zu kön¬
nen? Eine Frage, die noch nicht disku¬
tier t wurde.

In d iesem Punk t ha t s i ch a l so noch
k e i n e Z u s a m m e n a r b e i t m i t n i c h t b e h i n -
derten Frauen herauskristallisiert, obwohl
es sicher im regionalen Rahmen möglich
wäre

Ein anderes Tliema hat zu einem viel¬
versprechenden Begim eines Austau¬
sches geführt: die Diskussion und der
Widerstand gegen die Gen- und Repro¬
duktionstechnologien, die einen zuse¬
hends b re i te ren Raum e innehmen. H ie r
ist es vor allem der Widwstand gegen die
humangenetischen Beratungsstellen, de¬
r e n fi n u e n f e i n d l i c h e r u n d b e h i n d e r t e n ¬
verachtender Charakter deutlich zutage
tritt, wenn freu sich mit ihren Motiven,
ihren Kosten-Nutzen-Analysen und ih¬
rem Menschenbild näher befaßt Femini¬
stische Frauen-Gesundheits-Zentren, die
Gen̂ uengruppen und Genarchive ha¬
ben Kontakte mit Krüppelfiauen aufge¬
nommen. Daß diese Kooperation von
staatlicher Seite nicht gerne gesehen wird
und daß die intensive Dis^ssion über
das Thema Reproduktions- und Gentech¬
nologie eine Gefahr für die "staatliche
Sicherheit" darstellt haben die Verhaf¬
tung von Ulla Penselin und der Prozeß
gegen Ingrid Strobl bewiesen. Mich läßt
die Zusammenarbeit hoffen, daß neue
Technologien, die einen massiven Ein¬
griff in das menschliche Leben (siehe
Embryonenschutzgesetz) und das Selbst¬
bestimmungsrecht der Frau über ihren
Körper (Stichworte: künstliche Befruch¬
tung, Leihmutterschaft, §218) bedeuten,
nicht widerspruchslos und freudig hinge-

F ü r d e n b e h i n d e r t e n M a t m k o m m e n
bei Problemen mit der Finanzierung sei¬
ner Pflege oft andere Auswege in Be¬
tracht: er heiratet und die Pflege wird
von seiner Frau kostenlos übernommen.
Maßlos ärgert mich, daß in den letzten
Jahren die Vermittlung von Thailänderin¬
nen und Philippinirmen an Schwer¬
behinderte Märmer auffällend zugenom¬
men hat. Ob Krüppel sich dabei über¬
haupt im Klaren sind, bei welchem men¬
schenverachtenden Spiel sie mitmachen?
J e d e n f a l l s m a c h e n s i e e i n e s n i c h t : s i e
verzichten nicht, sondern beuten die Not
von Frauen noch aus.

E i n B ü n d n i s v o n F r a u e n ?

W i e s t e h t e s m i t d e m B ü n d n i s v o n b e ¬
hinderten und nichtbehinderten Frauen?
Die Themen der Frauenbewegung waren
b i s v o r k u r z e m n i c h t d i e T h e m e n d e r
Krüppelfrauen. Z.B. die Forderung nach
Chancengleichheit am Arbeitsplatz, nach
gleichem Lohn für gleiche Arteit und der
Anspruch auf Führungspositionen. Wie
w e i t s i n d d o c h d i e s e F o r d e r u n
der Lebensrealität der Krüppelfrauen
noch entfernt! Wie wenige Krüp¬
pelfrauen erhalten überhaupt eine Aus¬
bildung in einem zukunftsorientierten
Beruf! (In den Berufsbildungswerken ist
der Frauenanteil lediglich 1 )̂. Sie wer¬
den hauptsächlich in den traditionellen
B e r u f e n N ä h e r i n u n d B ü r o k a u f f t a u a u s ¬
gebildet Danach haben sie einen Beruf
und finden ke ine Ste l le ! A ls le tz te A l ter¬
n a t i v e b l e i b t i h n e n d i e W e r k s t ä t t e f ü r
Beh inde r te , wo s i e zwar e i ne r Be¬
schäftigung nachgehen, dafür aber im
Durchschnitt 200 DM "Taschengeld" be¬
kommen und keine Mitbestimmungs¬
möglichkeiten haben. Für die "Elite" von
uns Krüppelfiauen bietet sich die Arbeit
in selbstorganisierten Projekten und
Selbsthilfegruppen als Einstieg ins
Berufsleben an. Aber auch da sind die

g e n v o n
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rigoros ab, weil dadurch eindeutig ein
Werturteil über unser Leben gefällt wird.
Die Lösung ist keineswegs, behindertes
Leben zu verhindern, sondern vielmehr
müssen die optimalen Voraussetzungen
geschaffen werden, die behinderten Kin¬
dern und Erwachsenen die gleichberech¬
tigte Teilhabe in allen gesellschaftlichen
Bereichen und die erforderliche finan¬
zielle Absicherung garantieren. Nicht zu¬
letzt ist vielen Frauen sicherl ich auch
nicht bewußt, daß sie durch die Metho¬
den der pränatalen Diagnostik und somit
auch der eugenische Indikation im Sinne
einer planmäßigen Bevölkerungspolitik
instrumental is iert werden. Die

n o m m e n w e r d e n . D e r M a c h t d e r F r a u e n
wird sehr viel an staatlichen Repressalien
entgegengesetzt weiden.

Ich hoffe auch, daß einer neuen Ge¬
fahr, die uns Behinderten droht -und hier
wieder besonders den Frauen -eine Bar¬
riere errichtet wird: Ich meine die Sterili¬
sation von sog. "Einwilligungsunfähi¬
gen". Getarnt in dem -nach dem ersten
Entwurf sehr liberalen -Betreuungsge¬
setz, einer Reform des Vormundschafts¬
und Pflegeschaftsrechte, soll bisher prak¬
tiziertes illegales Handeln seine rechtli¬
che Legitimation erhalten. Es gibt
Frauen, bei denen es nicht erwünscht ist,
daß sie Nachwuchs bekommen, und es
gibt Frauen, die bestraft werden, wenn
sie keine Kinder wollen. Die einen sind
in unserer Leistungsgesellschaft "minder¬
wertig", die anderen dagegen "nützlich".
Es würde hier zu weit führen, die ganze
Problemematik um Bevölkerungspolitik
und Eugenik zu behandeln. Nur soviel:
E i n e
immer eine "Einsichtsfähigkeit" voraus.
Jüngste Beispiele aus den USA haben
uns gezeigt, wie "Einsichtsfähi^eit" de¬
finiert wird: Wenn eine (farbige) Frau
nicht freiwillig die humangenetische Be¬
ratung wahmimmt, ist sie einsichtsunfä¬
hig und kann sterilisiert werden...

In diesem Zusammenhang muß auch
neu über den §218 diskutiert werden.
Bislang wurde es von beiden Seiten ver¬
mieden, über die eugenische Indikation
eine Auseinandersetzung zu führen. Die
Haltung der Krüppelfrauen ist, daß wir
finden, eine Frau soll die Möglichkeit
haben, sich für oder gegen ein Kind zu
entscheiden. Eine Entscheidung über die
Qualität des Kindes lehnen wir jedoch

e u g e n i ¬
sche Indikation wurde 1974 in den §218
StGB aufgenommen, kurz nachdem die
ersten Humangenetischen Beratungsstel¬
len ilrc Arbeit aufgenommen hatten!

Dieser Artikel gibt nur einen Aus¬
schnitt über die alltägliche Situation und
die Probleme von behinderten Frauen wi¬
der. Es sind viele Punkte nicht ange-
schmtten worden. Daß die vertiefte Aus¬
einandersetzung zwischen behinderten
und nichtbehinderten Frauen in Zukunft
weitergehen muß, hoffe ich jedoch deut¬
lich gemacht zu haben.

"Einwilligungsfähigkeit s e t z t

L i t e ra tu rh inwe is :

Mayer/Rütter (Hrsg.): Abschied vom
Heim. Erfahrungsberichte aus Ambu¬
lanten Diensten und Zentren für Selbst¬
bestimmtes Leben, München 1988

Udo Sierck: Das Risiko, nichtbehin¬
derte Eltern zu bekommen, München
1 9 8 9

2 2 A H 8 8



Neue Eugenik:
Humanaenetische Beratung

ger Beratungsstelle vorausgegangen war
der Kongreß "Genetik und GeseUschaft"
im Jahr 1969. Die dort anwesenden Ge¬
netiker hatten ihre Besorgnis um die Erb¬
gesundheit und Leistungsfähigkeit der
zukUnfdgen Generation äußert: Wenn
schon weniger Geburten zu verzeichnen
wären, müßte eine optimale Vorsorge ge-
schafien werden, so war der Grundtenor.
Allgemein beklag wurden die hohen
Kosten in der Behindertenbetreuung.

1977 gab es in der Bundesrepublik 41
humangenetische Beratungsstellen. Zehn
Jahre später liegt ihre Zahl bei 59.̂  Sie
sind meist den Universitätskliniken ange¬
gliedert Ihre Aufgabe besteht in der Be¬
ratung von Eltern, die einen Kinder¬
wunsch haben und in der Diagnose von
Mißbildungen und Erbkrankheiten beim
Ungebotenen. Auf dem Gebiet der Erfor¬
schung von Genstörung wächst ihre Be¬
deutung und ihr Einfluß.

Ich möchte zuerst auf die Methoden
der vorgeburtlichen Diagnostik einge¬
hend die drei bekanntesten Untersu¬
chungsarten vorstellen: Die wohl häufig¬
ste Untersuchungsmethode ist die Ultra¬
schalluntersuchung. Sie wird fast von je¬
dem Gynäkologen durchgefUhrt und ist
somit nicht auf die humangenetische Be¬
ratungsstellen beschränkt Seit fast zehn
Jahren ist der Ultraschall Bestandteil der
Vorsorgeuntersuchung, aber nur in der
Bundesr^ublik. Obligatorisch sind zwei
Diagnosen jeweils in der 16. -22. und in
der 32. -36. Schwangerschaftswoche.
Der Schwangerschaftsverlauf kann d̂ h
die Ultraschalluntersuchung "Über¬
wacht" werden: Die Entwicklung der
wichtigsten Organsysteme und etwaige

^ANNELIESE MEYER

IDas "Forum der Krüppel- und Behin¬
derteninitiativen" beschäftigt sich immer
w i e d e r a u f s e i n e n b u n d e s w e i t e n Tr e f f e n
mit dem Thema "Humangenetische Be¬
ratung". In der anfänglichen Diskussion
wurde sehr bald klar, daß die humange¬
netische Beratung und ihre Institutionen
dazu beitragen, Behinderung als etwas
Negatives zu bewerten, das es unter allen
Umständen zu verhindern gilt Das ge-
seUschaftliche Verhältnis zu uns Krüp¬
peln/Behinderten wird sich in den näch¬
sten Jahren zusehends dahingehend wan¬
deln, daß wir noch stärker an den Ideal-
vorstellimgen eines gesunden, schönen,
l e i s t u n ligen und optimal einsetzba-

hen gemessen werden. Die
" P r o d u k t i o n " d i e s e s M e n s c h e n h a b e n
sich somit die Humangenetiker und Me¬
diziner für die Zukunft zur Aufgabe ge¬
s t e l l t

r e n

Der nachfolgende Aufsatz soll einen
Überblick über die Intention der human¬
genetischen Beratungsstellen geben imd
die Haltung der Krüppelinitiativen ver¬
d e u t l i c h e n .

1972 wurde in Marburg die erste hu¬
mangenetische Beratungsstelle eröffnet
Sie war ein Modellprojekt der Deutschen
Forschungsgemeinschaft und konnte sich
durch die finanzielle Hilfe des Bundesge¬
sundheitsamtes und der VW-Stiftung
sehr rasch etablieren. Ihr Leiter wurde
Gerhard Wendt der gleichzeitig Präsi¬
dent der "Stiftung für das behinderte
Kind" war. Der Einrichtung der Marbur-
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Neue Eugenik: Humangenetische Beratung

Fehlbildung lassen sich feststellen. Auch
d a s G e s c h l e c h t k a n n b e s t i m m t w e r d e n .
Die Zuverlässigkeit der Ergebnisse hängt
zum einen von der Qualität des Ultra¬
schallgerätes ab und zum anderen von
der Erfahrung des Untersuchers. Fehldia¬
gnosen kommen öfters vor. Ein Zitat aus
der Frankfurter Allgemeinen Zeitung:
"Erfahrungsgemäß werden nämlich bei
50 %der Kinder später bei der eingehen¬
den Untersuchung an größeren Zentren
keinerlei Anomalien festgestellt... Auch
b e i a n d e r e n m u t m a ß l i c h e n E n t w i c k ¬
lungsstörungen stimmt die spätere Dia¬
gnose bei über 50 %der Kinder nicht mit
der ursprünglichen Veidachtsdiagnose
übeiein."^ Die Unschädlichkeit der Ultra¬
schalldiagnose ist bisher noch nicht be¬
wiesen. Versuche an Tieren haben Aus¬
wirkungen auf den Wachstumsprozeß
ergeben.

Sind auf dem Ultraschallbild Auffäl¬
ligkeiten zu sehen, wird meist zu einer
weitergehenden Untersuchung geraten,
der Amniozentese, die ab der 16. -20.
Woche durchgeführt werden kann. Der
Frau wird durch d ie Bauchdecke Frucht¬
wasser entnommen. Die aus dem Fmcht-
w a s s e r e n m o m m e n e n Z e l l e n w e r d e n a u f

einem Nährboden gezüchtet und an¬
schließend von den Humangenetikern auf
einzelne Chromosomen oder den ganzen
Chromosomensatz übeiprüfL Dadurch
lassen sich sog. "Chromosomenanoma¬
l ien" festste l len, a lso Erbkrankhei ten
(Beispiele: Down Syndrom, Chorea Hun¬
tington, Hämophilie). Die Bestimmung
des Gesch lech ts m i t t e l s d iese r Me thode
pränataler Diagnostik führt in Indien bei¬
spielsweise zur Abtreibung weiblicher
Föten. (Von 1978 -1983 etwa 78.000 Fö¬
ten!) Durch die Mniozentese kann es zu
Verletzungen durch die Punktionsnadel
am Fötus kommen. Die Fehlgeburtsrate
lag bislang bei 1-2%. Damit ist die Ge¬
fahr eines Aborts höher als das Risiko ein
Kind mit Trisomie 21 (Mongolismus) zu
b e k o m m e n . D i e F r u c h t w a s s e r u n t e r s u ¬
chung wird gerade bei Frauen über 35
Jahren angeraten. Die Kosten werden |

v o n d e n K r a n k e n k a s s e n ü b e r n o m m e n .
1986 wurden in der Bundesrepublik
32.000 Amniozentesen vorgenommen^
(1984 waren es etwa 22.500 I).

Eine Untersuchungsmethode, die be¬
reits in der 8. -10. Schwangerschaftswo¬
che durchgeführt werden kann, ist die
Chorionzottenbiopsie. Sie wird erst seit
kurzem bei uns praktiziert, nämlich seit
1983. Der Plazenta wird dabei embryo¬
n a l e s G e w e b e e n m o m m e n u n d a n s c h l i e ¬
ß e n d s o f o r t u n t e r s u c h t . B e s t i m m t e
"Chromosomenanomalien" und angebo¬
rene Stoffwechselerkrankungen können
so sehr früh erkannt werden. Die Fehlge¬
burtsrate bei dieser Methode liegt jedoch
bei 3,5 -8%. Die Erforschung der Cho¬
rionzottenbiopsie passierte an Frauen, die
aus sozialer Indikation eine Abtreibung
vornehmen ließen. Einen Tag vor dem
Abbruch wurden sie noch an der Frauen¬
klinik Lübeck als Versuchspersonen be¬
nutzt.“*

Weiden Mißbildungen oder "Anorma¬
litäten" bei der pränatalen Diagnose
kannt, wird der Schwangeren meist
A b r e i b u n g n a c h d e r
Indikation geraten.

Aber die Humangenetischen Bera¬
tungsstellen sehen ihre Aufgabe nicht -„
in der vorgeburtlichen Untersuchung. Sie
w e r d e n b e r e i t s i m V o r f e l d
Schwangerschaft aktiv. Die genetische
Familienberatung setzt hier ein. Immer
häufiger werden sie von Frauen (und ih¬
ren Partnern) aufgesucht, um sich über
die Risiken einer eventuellen Schwanger¬
schaft und über "erbliche" Belastungen
aufklären zu lassen. Ein Hilfsmittel für
die Humangenetiker ist dabei die Erstel¬
lung von Stammbäumen. Ihre Großzü¬
gigkeit bei der Feststellung von erblichen
Schädigungen hat hier besonders die Lei¬
terin einer Humangenetischen Beratungs¬
stelle in Hamburg, Dr. Marianne
Stoeckenius, unter Beweis gestellt. Mit
Diagnosen wie "Eltern: sehr einfach",
"Vetter: Dauerstudent", "
holiker", "Großmutter: überspannt"̂  usw.
versuchte sie nachzuweisen, daß ihre

e r -

z u r

e u g e n i s c h e n

n u r

e i n e r

Bruder: Alko-
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K l i e n t i n n e n " e r b k r a n k " u n d d e s h a l b v o n
der Fortpflanzung auszuschließen wären.
Sie drängte bei einigen Patientinnen sehr
nachhalt ig zu einer Ster i l isat ion. Hier
sollte zumindest deutlich werden, daß es
nicht al le in körper l iche und seel ische
Auffälligkeiten sind, die durch die hu¬
mangenetische Beratungsstellen verhin¬
der t we rden so l l en . Auch soz ia le Abwe i¬
chungen werden vermehrt mit einem ge¬
net i schen De fek t e rk lä r t .

Menschen, deren Existenz für die Ge¬
meinschaft eine gorße Belastung, auch
psychischer Art darstellen würde. Der
Tenor geht dahin, daß behinderte Men¬
schen unzumutbar seien und deshalb un¬
bedingt verhindert werden müßten. Be¬
z e i c h n e n d e r w e i s e w e r d e n z w e i f e l h a f t e
"Effizienzanalysen" sofort von höchster
Ebene aufgegriffen, in diesem Fall vom
bayerischen Ministerium der Justiz und
demselbigen auf Bundesebene. 1987
s c h r e i b e n d e r M i n i s t e r i a l r a t G ü n t e r
Hirsch und der Regierungsdirektor Wolf¬
ram Eberbach "Sollte der jüngst in einer
Doktorarbeit eriechnete Betrag richtig
sein, könnte der Staat an jedem nicht ge¬
borenen Behinderten durchschnittlich 7,3
Millionen DM sparen, eingerechnet Pfle¬
geheime, Sonderschulen usw.; bei
100.000 genetisch Geschädigten also 730
Mi l l iarden DM. Selbst wenn man d iesen
Betrag umrechnet auf die Generationsfol¬
ge, bliebe pro Jahr ein Betrag von viel¬
l e i c h t 1 - 2 M U l i a r d e n D M e i n z u s e t z e n .
Wie lange kann sich ein Gesundheitsmi¬
nister diesen Verlockungen verschlie¬
ß e n ? . . . B e d e n k t m a n , d a ß 4 0 % a l l e r
Fälle von Mongolismus rechtzeitig er¬
kannt werden könnten, würde nur jede
über 35-jährige Schwangere der pränata¬
len Diagnostik zugeführt..., liegt es nahe,
die Genomanalyse darüber hinaus sogar
für alle Schwangeren als Pflichmntersu-
chung einzuführen. Diesem Schritt könn¬
te mit direkten und indirekten Pressionen
auf die freie Selbstbestimmmung Nach¬
druck ver l iehen werden. Es b ie te t s ich
zum Beispiel an, jene, die sich der Maß¬
nahme verweigern, etwa weil sie sich
nicht der Zwangslage ausetzen wollen,
über Abtreibung oder Geburt des Kindes
entscheiden zu müssen, mit Kostennach¬
teilen zu belegen. Weshalb sollte 'die Ge¬
sellschaft', die Solidargemeinschaft der
Versicherten bezahlen müssen, wenn ein
Paar sich den vermeidbaren 'Luxus' eines
erbkranken Kindes leistet? Solche Eltern,
wäre zu argumentieren, verspielen aus ei¬
genem Verschulden den Anspruch auf
Hilfe bei Schicksalsschlägen. Der Fall

Vo lkswi r tschaf t l i che Erwägungen

D a ß w i r i n Z e i t e n l e b e n , i n d e n e n d i e
staatl ichen Ausgaben im Sozialbereich
drastisch eingeschränkt werden, dürfte
wohl niemanden verborgen geblieben
sein. So verwundert es nicht, wenn sich
auch noch anderswo als bei Finanzpoliti¬
ken! und sog. Haushaltsexperten Leute
finden, die sich zusätzlich Gedanken zu
volkswirtschaftlichen Einsparungen ma¬
chen. Hinzu kommt, daß d iese Ideen be¬
d e n k e n l o s a u f g e g r i f f e n u n d i h r e
"Schöpfer" belohnt werden. Nicht über¬
sehen werden kann jedoch, daß dabei
eine Aufteilung vorgenommen wird, in
K o s t e n b z w. I n v e s t i t i o n e n , d i e a u c h e i ¬
nen Erfolg erwarten lassen und solchen,
die keinen "Nutzen" für die Allgemein¬
heit haben. Hier wird von sog. Kosten-
Nutzen-Analysen gesprochen.

Besonders bekannt geworden ist die
w i s s e n s c h a f t l i c h e A r b e i t d e s F r e i h e r m
von Stackeiberg, die vom Bundesmini¬
sterium für Arbeit und Sozialordnung mit
dem (bezeichnenden) "Gesundheitsöko¬
nomiepreis 1981" ausgezeichnet wurde.
Der Titel der Untersuchung lautet: "Pro¬
bleme der Erfolgskontrolle präventiv¬
medizinischer Programme, dargestellt am
Beispiel einer Effektivitäts- und Effi¬
zienzanalyse genetischer Beratung". Der
Volkswirt Stackeiberg kommt bei seinen
Berechnungen zu dem Ergebnis, daß die
Einrichtung von Humangenetischen Be¬
ratungsstellen für die Volkswirtschaft um
erhebliches billiger kommt als die le¬
benslange Versorgung von behinderten
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in etwa jenem Arbeimehmer ver¬
gleichbar, "der leichtfertig seine Er-

herbeiführt und deshalb gemäß
»1Abs. 1Lohnfortzahlungsgesetz sei-

Anspruch auf Weiterbez^lung der
Eezüge verliert. "6 Der Leiter des Instituts
^Humangenetik, Prof. Dr. GerhardWendt, argumentiert ebenfalls mit Ko-
sten-Nutzen-Berechnungen und kommt
zu dem Ergebnis, daß "die gegenwärtige
Situation einem Menschen (̂ gleicht), der
sich mit wachsendem Eifer bemüht, das
W a s s e r

und Anerkennung zu führen. Eltern be¬
hinder ter K inder s tehen of t a l le ine da in
ihrem Versuch, ihr Kind vor einer Aus¬
sonderung und Nicht-Akzeptanz durch
die nichtbehinderte Umwelt zu bewah¬
ren. Durch das Kind sind auch sie größ¬
tenteils stigmatisiert

Eine freie Entscheidung kann unter
diesem Gesichtspunkt nicht stattfinden.
Es müßten sich für die Frau zwei gleich¬
wertige Alternativen darstellen. Dies ist
aber nicht der Fall. Behinderung ist in er¬
ster Linie ein gesellschaftliches Problem.
Deshalb darf die Lösung nicht die Ab¬
wertung und Verhinderung von Behin¬
derten sein, sondern der Einsatz für die
Schaffung einer Gesellschaft, in der Be¬
hinderte/Krüppel gleichberechtigt leben
können, muß an erster Stelle stehen.

Der andere Gesichtspunkt ist der all¬
gemein verbreitete Glaube, alles in der
Hand zu haben. Stellt sich nun heraus,
^dem nicht so ist, kommen die
Schuldgefühle. Und da die Frau ja die
Verantwortung für ein behindertes Kind
hat, muß sie sich dann auch allein daum
kümmern. Die BARMER 2/84 schreibt:
Behinderung kann man verhindern" und

meint, die Frauen sollen sich in ihrem
Vê twortungsbewußtsein vertrauens¬
voll an die Humangenetischen Bera¬
tungsstellen wenden, da die Untersu¬
chungen ja von den Krankenkassen be¬
zahlt werden. Bei wahrgenommener
geburüicher Untersuchung gibt
eine ̂ mie von 100,- DM.

Mit Schuldzuweisungen lassen sich
gut gesellschaftliche Verpflichtungen ab-
wälzen Diese Methode wird in naher
Zukunft häufiger angewandt werden, je
mehr die Humangenetischen Beratungs¬
stellen an Bedeutung gewinnen. Die
ĥwangere Frau habe ja gewußt, daß das

&nd mißgebildet auf die Welt kommen
wurde, sie hätte ja abtreiben können, aberS O . . .

Zum Abschluß wollen wir noch einen
Bhck in die USA werfen. Die Amerika¬
ner sind uns auch hier ein gutes Stück
voraus. Das Recht des Kindes körperlich

aus dem Keller zu schöpfen, der
überhaupt nicht daran denkt

gleich die defekte Wasserleitung zu repa-
neren. Aus dieser Wasserleitung
kommt der tägliche Zustrom an Kindern,
me mt emer Behinderung geboren wer¬
den .Im Dritten Reich fand ein Psy¬
chiater eine ähnliche Formulierung. Er
SflieL"̂ ^ verstopfen, aus der

, Z U -

Die freie Entscheidung
In der Diskussion um die pränatale

Diagnostik habe ich sehr oft von Frauen
da Argument gehört, sie könnten nach ei¬
ner Humangenetischen Beratung selbst
entscheiden, ob sie ein behindertes Kind
wollen oder nicht, bzw. während der
Schwangerschaft könnten sie ein behin¬
dertes Kind verhindern, während sie auf
eine spätere Behinderung -etwa durch
einen Unfall -keinen Einfluß nehmen
könnten. An dieser Stelle möchte ich
nochmal daran erinnern, daß 2% aller
Behinderungen erblich bedingt sind. Hier
werden zwei Aspekte deutlich, die von
den Humangenetischen Beratungsstellen
auch voll aufgegriffen werden. Zum
einen werden sich nur sehr wenige Frau¬
en für ein behindertes Kind entscheiden.
Solange in unserer Gesellschaft behindert
sein, ausgesondert zu sein, bemitleidet
und disknminiert zu werden heißt, ist
dies bestimmt kein erstrebenswerter Zu¬
stand. Er bedeutet gegenwärtig einen zä¬
hen und emergischen Kampf um finan¬
zielle Unterstützung, um soziale Rechte

v o r -

es sogar
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Nachkommen gebracht haben". Wenn
die Frau nicht bereit ist, die ihr nahege¬
legten Vorsorgeuntersuchungen über
sich ergehen zu lassen, ist sie "uneinsich¬
tig" und macht sich damit eines "prSnata-
len Deliktes" schuldig. Es kann so,
weit gehen, daß sie für geistig nie
noal erklärt werden kann, was auch eine
Sterilisation rechtfertigen würde.

Das gesunde Kind also um jeden
Pre is? !

und geistig gesund geboren zu werden,
i s t d o r t i m G e s e t z f o r m u l i e r t . W i r d e i n
Kind mit schwerer Behinderung geboren,
können die Ärzte oder die Mutter wegen
"wrongful-life" verklagt werden. Ein ka¬
l i f o r n i s c h e s G e r i c h t f ü h r t i n e i n e m
"wrongfiü-life"-Urteil aus, daß es "kei¬
nen zwingenden öffentlichen Grund
(gibt), Eltern davor zu schützen, für den
Schmerz, das Leid und das Elend verant¬
wort l ich zu machen, das sie über die

s o -

i t n o r -

Anmerkungen
1ÄiztBzeitung Nr. 66 vom 12. April 1989.
2Frankfurto'Allgemeine Zeitung vom 21.12.83.
3Aiztezeitung Nr. 66, a.a.O.
4Medical Tribüne vom 24.S.8S "Künftig Chorionbiopsie statt Amniozaitese?".
5Udo Sieick/Nati Radtke: Die Wohltatermafia. Hamburg 1984, S, 104.
6Zit. nach: NATUR 5/88 "BIOTOPIA" Genserie TeUK.
7zit. nach: zusammen, Heft 2/8S "Die defekte Wasserleitung abdichien...".
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Der Griff nach der Bevölke-
rung: Humangenetik und
Bevöikerungspoi i t ik*

(Marburg) als Mitglieder der ersten Stun¬
de, ferner Peter Emil Becker (Göttingen)
und Peter Propping (Bonn) sowie aus
Österreich Gerd Uttermann (Innsbruck).
Die Aufnahme des Gynäkologen Fr. K.
Beller (Münster), der die Entnahme
Spenderorganen von anencephalen Neu¬
geborenen propagiert und vomimmt, als
neuem Sinnstifter für die Arbeit, ist im
Gespräch!.

Das Engagement für diese Stiftung
belegt einmal mehr das Bemühen bun¬
desdeutscher Humangenetiker, sozialdar-
winistischen Ansätzen in der Gesund-
heits- und Sozialpolitik Gehör zu

L U D G E R W E S S

" M u t e t d e n N a c h - u n s - K o m m e n d e n
nicht die Pflege derer zu, denen das
Leben nicht Glück,

Dieser Satz findet sich auf einer Me¬
daille, die seit einigen Jahren von einer
Stiftung an Personen und Institutionen
verliehen wird, die sich um die "vorsorg¬
liche Verhütung genetisch bedingter Lei¬
den" besondere Verdienste erworben ha¬
ben. Die Stiftung will mit einem Kapital¬
einsatz von ca. 300 000 DM "einen Bei¬
trag zm- Erhaltung der Gesundheit der
nachwachsenden Bevölkerung" leisten
und vergibt daher auch Preise an Journa¬
listen für positive Berichterstattung über
humangenetische Beratung, Pränataldia¬
gnostik und Fortschritte der Humangene¬
tik. Im Beirat dieser Stiftung, der die
Pflege von "Leidenden, sprich Krüppeln
und Behinderten als eine Zumutung, eine
unerträgliche Belastung für die Zukunft
sieht, finden sich die hochangesehensten
Ve r t r e t e r d e r b u n d e s d e u t s c h e n H u m a n ¬
genetik: Widukind Lenz (Münster), der
nach seiner Emeritierung die Hauptarbeit
übernommen hat, Friedrich Vogel (Hei¬
delberg) und Georg Gerhard Wendt

●Vortrag, gehalten auf der Wochenendtagung "Erfassung, Menschenveisuche und 'Euthanasie'" des
Vereins zur Erforschung der NS-Sozial-und Gesundheitspolitik vom 31.10 -01 11 1987 in HamhuraVeröffenÜichtin:E-coli-briNr.3/4 ' ° « a m o u r g -

v o n
s o n d e r n L e i d i s t "

v e r ¬

schaffen. Genetische Beratung, Pränatal¬
diagnostik und eugenisch indizierte Ab¬
treibung sollen eingesetzt werden, um die
Belastung des Sozialbudgets durch chro¬
nisch kostspielige Patienten zu verrin¬
gern. Dabei trifft sich die Entwicklung
von immer mehr fiühzeitig und einfach
einzusetzenden Untersuchungsverfahren
mit dem gegenwärtigen Bemühen des
staatlichen Planungsapparats, das gesam¬
te Sozialversicherungssystem noch radi¬
kaler zu Lasten von vermindert Arbeits¬
fähigen oder Arbeitsunfähigen umzu¬
strukturieren. Hierzu gehören auch die
Jüngsten Versuche von Bundesärztekam¬
mer und Medizinrechtlem, im Rahmen
der geplanten Reform des Vormund
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steimeutial bleiben*^.
Die Verfechterinnen dieses Konzepts

schiecken nicht davor zurück, die von ih¬
nen geforderte Mütterlichkeit und Bereit¬
schaft zu unbezahlter Reproduktionsar¬
beit mit sozialbiologischen Ungleich¬
heitstheorien von Mann und Frau zu be-
gründen̂ .

2äele qualitativer Bevölkerungspolitik
wer-den zur Zeit über die humangeneti¬
schen Beratungsstellen transportiert, die
sich nach der Reaktoikatastiophe in
Tscher-nobyl eines unerwarteten Zula ŝ
ge-rade von Frauen aus der Altemativ-
/Öko-szene erfteuen. Die Vorbehalte die-

Schicht gegen den Sturmlauf der
Gen-tech-nik sind angesichts von Fall-
Out und AIDS-Ängsten längst verges¬
sen®.

Es verwundert daher nicht, daß die
Humangenetiker in zunehmendem Maße
auf die Ängste dCT Frauen -vor dem be¬
hinderten Kind ebenso wie vor der Gen¬
technik -eingehen. Medizinsoziologen
erforschen im Verbund mit humangeneti¬
schen Beratern Ausmaß und Ursprünge
der Opposition gegen Humangenetik;
zahlreichen Universitäts-Instituten smd
sozialwissenschaftliche und psycholop-sche Studien im Gange, um beispiels¬
weise das "subjektive Erleben" von Frau¬
en zu erforschen, die zu einer Bwatung
überwiesen werden und rieh einer Präna¬
taldiagnostik unterziehen

Erfolgreich scheint diese Strategie jrar
Akzeptanzerhöhung dann, wenn es ̂n
Humangenetikern gelingt, die Distaission
weiterhin im wesentlichen auf die indivi-
dualistische Ebene der Entscheidung
oder gegen ein behindertes Kmd be-

hränkt zu halten.
Dieser Beitrag soll daher em Versuch

sein, einen etwas weiteren Diŝ ssions-
rahmen zu eröffnen. Es wird sich ĥ us-
stellen, daß ein Kampf gegen *e Gen¬
technik nicht erfolgreich sem wird, weim
er sich nicht mit dem Kampf gegen die
Sozialpolitik verbindet.

Schafts- und Pflegschaftsrechts die Mög¬
lichkeit zur Sterilisierung aller entmün¬
digten Menschen geset^ch zu veran-
kem^.

Eine besondere Rolle spielt die Hu¬
mangenetik auch wieder bei der Legiti¬
mation von Ungleichheit: soziale Stel¬
lung, Intelligenz und Krankheitsdisposi¬
tionen, Streßverhalten, Belastbarkeit und
Sozialverhalten werden als überwiegend
genetisch bedingt hingestellt Wer außer¬
halb der "Norm" liegt oder agiert, ist da¬
mit weitgehend selbst verantwortlich,
dauertiaft stigmatisiert und bedarf der
Kont ro l le^ .

Der Humangenetik kommt also -nicht
nur in den Bekundungen ihrer Praktiker -
politisch und gesellschaftlich eine zuneh¬
mende Brisanz zu. Ihren Beziehungen
zur politischen Planung im Sozial- und
Gesimdheitsbereich, bei Ausländer- und
Familienfragen usw. muß umso dringen¬
der nachgegangen werden, als sich eine
weitgehend unbekaimte bevölkerungspo¬
litische Planungsinstanz, das Wiesbade¬
ner Bundesinstitut für Bevölkerungsfor¬
schung (BIB), in jüngster Zeit ak¬
tiver und erfolgreicher abschickt, bevöl¬
kerungspolitische Zielvorstellungen
den Mann bzw. vor allem an die Frau zu
bringen.

Im Bereich der quantitativen Bevölke¬
rungspolitik, also der Steigerung der Kin¬
derzahl, gab es in letzter Zeit vermehrte
Anstrengungen bei der CDU, dem Bun¬
desministerium für Jugend, Familie,
Frauen und Gesundheit, aber auch Teilen
der grünen Frauen, die mit dem "Mütter¬
manifest" an die Öffentlichkeit gingen.
Etieses Manifest wurde — ' ’
Sozialwissenschaftlerinnen
Deutschen Jugendinstitut konzipiert, das
in München familienpolitische Auftrags¬
forschung für das Familienministerium
betreibt und von dort den Großteil seiner
Gel^r bezieht. Ziel des Instiuts ist die
Iititiierung einer Mütterzentrumsbewe¬
gung. Weitestgehend ehrenamtlich ver¬
waltete Zentren sollen die Kinderzahlen
steigern helfen und dabei mögUchst ko-

s e r
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Humangenetik und Bevölkerungspoii-
tik im Nationalsozialismus^

Die Beziehungen der Humangenetik zur
Bevölkerungspolitik des Nationalsozia¬
lismus lassen sich heute in ihren wesent¬
lichen Grundzügen relativ gut rekon¬
struieren. Das NS-Regime, das sich trotz
des sozialen Elends der lohnabhängigen
Bevölkerungsmassen (Hunger, Tuberku¬
lose-Epidemien, hohe Säuglingssterb¬
lichkeit, Alkoholismus, psychische Zu¬
sammenbrüche usw.) einer Fortsetzung
des Lohn- und Sozialabbaus verschrieben
hatte, mußte von der Machtübergabe
auf alle Programme zurückgreifen, die
den Sozialstaat bei gleichzeitiger "Ge¬
sundung des Volkskörpers" zu entlasten
versprachen.

Gekoppelt mit einer Politik staatlicher
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen wurde
auf sozialdarwinistische Konzepte ge¬
setzt, die Krankheit, soziale Demoralisie¬
rung und Verweigerung auf biologische,
veierbbare Anlagen zurückführten und
als Auswege eine Politik von "Auslese"
und "Ausmerze" propagierten. Mit dieser
Festlegung begann eine rasche Aufwer¬
tung der bereits bestehenden rassehygie¬
nischen Vereinigungen. Zusammen mit
neugegründeten
Akademien und im Verein mit den uni¬
versitären Stützpunkten der Rassenhy¬
giene und Erbbiologie übernahmen sie
die Verbreitung des "rassehygienischen
Gedankens" auf allen Ebenen.

Den akademischen Vertretern dieser
sozusagen sozialbiologischen Hygiene
kam dabei die größte Bedeutung zu. Hu¬
mangenetiker, Anthropologen und Psy¬
chiater, aber auch Bevölkerungswissen¬
schaftler und Statistiker schulten in Vor¬
trägen und Schnellkursen Mediziner und
sozialpolitische Funktionsträger in Erb -
und Sozialbiologie, und sie wurden prak¬
tisch über Nacht in die ministerialen Pla¬
nungsstäbe der nationalsozialistischen
Innenpolitik integriert. Otmar v. Ver¬
söhner, einer der führenden Erbhygieni¬
ker des Regimes, schrieb 1939 im Rück¬

blick: "Wir Erbbiologen und Rassehygie¬
niker haben mit Beglückung erlebt, daß
der stillen Arbeit in Gelehrtenstube und
wissenschaf t l i chem Laborator ium d ie
Auswirkung im Leben des Volkes zuteil
wird. Unsere Verantwortung ist dadurch
ins Riesenhafte gewachsen."^

Die größte politische Verantwortung
übernimmt Verschuer und seine Kolle¬
gen in Beratungsgremien wie beispiels¬
weise dem 1933 etablierten Sachverstän¬
digenbeirat für Bevölkerungs- und Ras¬
senpolitik beim Reichsministerium des
Innern. In diesem Gremium wurden die
Angriffe zunächst auf die sozialen Min¬
derheiten und wenig später auf die ge¬
samte Unterklasse methodisch durchdis¬
kutiert, zwischen den verschiedenen Be¬
hörden und Interessengruppen wie Partei,
Ärzteschaft, DAF und Großindustrie ko¬
ordiniert und auf ihre Durchsetzbarkeit
geprüft. Die Zielvorstellungen waren
eindeutig: "Vorschläge für die Einrich-
ung von Rassenämtem, ...erbbiologische
Bestandsaufnahme, ...Vorschläge für
Herabsetzung der Kosten für Minderwer¬
tige, unheilbar Kranke, Asoziale und
Verbrecher, Neureglung des öffentlichen
Gesundheitswesens, ...Unfruchtbarma¬
chung der erbkranken Personen;..." 10

Den Vertretern der bevölkerungsbio¬
logischen Fachdisziplinen kam dabei die
Aufgabe zu, die Opferkreise zu definie¬
ren und (üe einschlägigen Gesetzesvorha¬
ben auf ihre sozial- und rassenbiologi¬
schen Auswirkungen zu überprüfen.

In der ersten Phase der NS-Bevölke-
rungspolitik von 1933 bis 1935 gingen
eine Reihe von Gesetzen durch den Sach¬
verständigenbeirat, deren Durchfüh¬
rungserlasse eine erste Welle des Terrors
vor allem gegen soziale Randgruppen
möglichten:

Das Gesetz zur Verhümng erbkranken
Nachwuchses sorgte für die Sterilisie¬
rung von Anstalts- und Fürsorgeheimin¬
sassen, von Hilfsschülem, Alkoholikern
und allen, bei denen die Manifestation ei¬
ner Erbkrankheit aktenkundig geworden
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war, die die Leistungsfähigkeit dauerhaft
h e r a b z u s e t z e n d r o h t e . D a s G e s e t z v e r ¬
pflichtete zur Denunziation aller Perso¬
nen, die der "Minderwertigkeit" im Sinne
des Gesetzes verdächtig waren.

Ein Paket von Ehegesetzen sorgte da¬
für, daß ab 1935 die Beibringung einer
ärztlichen Ehetauglichkeitsbescheinigung
obligatorische Voraussetzung für die
H e i r a t w u r d e .

Das Gesetz zur Vereinheitlichung des
Gesundheitswesens schäfte die wichtig¬
sten Voraussetztuigen für die systemati¬
sche und einheitliche Anwendung des
rassenhygienischen Terrors.

Ein von den Humangenetikern für die
Verfeinerung imd Systematisierung der
"sozialbiologischen Hygiene" ̂ beson¬
ders wichtig gehaltenes Projekt -die erb¬
biologische Erfassung -wurde ab 1935 in
Angî  genommen.

Die Ster i l isat ionsakten l ieferten die
Grundlage für eine Kartei der Erbkran¬
ken, die beim Reichsgesundheitsamt zen¬
tral gefülut wurde. Sie wurde in Zusam¬
menarbeit mit den Rassenpolitischen
Ämtern ausgebaut. Parallel dazu lief in

NSDAP-Gauämtem für Volksge¬
sundheit die Erstellung einer Gesund¬
heitskarte Uber jeden Einwohner an. Den
Gesundhe i tsämtern so l l te nach ih rem
Umbau zu einer Art Gesundheitspolizei-
behürde die Aufgabe der erbbiologischen
Totalerfassung zukommen.

Die Meldepflicht, die für Sterilisatio¬
nen und Abtreibungen bereits bestand,
sollte ausgeweitet werden auf "leichtere
erbbedingte krankhafte Zustände", die
für rassehygienisch bedenklicher als die
schweren Erbleiden gehalten wurden.
Außerdem wurde sie gefordert fih Ge¬
schlechtskrankheiten, Tuberkulose
Straftaten von "schweren und Anlage-
V e r b r e c h e r n . "

"Das Ziel muß sein, daß über jeden
Staatsbürger bzw. Einwohner eine erb¬
biologische Akte geführt wird." Sie sollte
begirmen mit Eintragungen Uber die Ge¬
burt und Uber Säuglingsfürsorge imd
Schularztbefunde bis zum Obduktionsbe¬

richt weiter geführt werden. Schulbeur¬
teilungen üb» Begabung und Charakter,
bei Frauen auch Berichte über Geburten,
Stillfähigkeit usw. sollten ebenfalls ein¬
bezogen werden. "Ausdrücklich sei be¬
tont, daß die erbbiologische Akte sich
nicht auf Krankhaftes teschiänken darf.
Mindestens ebenso wichtig ist die Auf¬
zeichnung der positiven Eigenschaften
und der Leistungen in kdiijerlicher und
mehr noch in geistiger Hinsicht" Soweit
Fritz Lenz, führender deutscher Human¬
genetiker im Sachverständigenbeirat am
25.6.1934.12

Diese sozialbiologische Gesamdieob-
achtung sollte also auch die Grundlage
für die von den Humangenetikern eben¬
falls eingeforderte "Auslese'-Politik ab-

Hinsichtlich dieser "aufartenden"
ite war bis 1935 wenig geschehen. Das

Großkapital lehnte kostspielige Versucheeines u^assenden Familienlastenaus¬
gleichs zugunsten der "erbgesunden
Vollfamilie" mit nrindestens vier Kin¬
dern offen ab. So war es bei kleinen Lö¬
sungen zur Steigerung der Geburtemate
bei gleichzeitiger Aneignung der ftauen-
arbeit geblieben.

Das Gesetz zur Verminderung der Ar¬
beitslosigkeit beispielsweise tauschte den
bezahlten Arbeitsplatz und die Rentenan¬
sprüche der Frauen gegen unbezahlte
Haus&auenaibeit und ein Ehestandsdar-
lehen, das "abgddndert" werden konnte.
Das Darlehen wurde ebenso wie die Kin¬
derhilfen und der Lohnsteuemachlaß
nach Kinderzahl an den Mann ausge¬
zahlt, der auf diese Weise bevölkerungs-
politisch'zur Vergewaltigung seiner Ehe¬
frau aufgefiardert wurde. Zusätdich ab¬
gesichert wurde diese Stotegie durch das
Verbot der Abtreibung.

Doch dies alles sollte erst der An^g
des Terrors sein. Bis Mite der dreißiger
Jahre bewegten s
linien und Uberl
genetischen Fach
völkerungsmathematiker noch auf den
konventionellen Bahnen der klassischen
Mendelgenetik.

iben.
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In diesem Weltbild hatte sich die Gen¬
theorie auf einfache Weise mit der in die
Natur übertragenen kapitalistischen Ideo¬
logie von der freien Konkurrenz der Indi¬
viduen, dem Darwinismus, verbunden.

In dieser Auffassung waren die einzel¬
nen Erbmerkmale, die Gene, in ihren
Fû tionen streng definiert und vonein¬
ander weitgeheitd unabhängig. Ihre Wei¬
tergabe folgte einfachen mathematischen
Regeln und zwischen der Erbinformation
und der Ausprägung des Merkmals gab
es emen ebenfalls einfachen und kl̂ en
Kausalzusammenhang.

Auf der Ebene der Population, als der
Bevölkerung, wurden danach die bei je¬
der Fortpflanzung neu kombinierten Ge¬
ne dann dem strengen Prozeß der Selek¬
tion dem Kampf ums Dasein" unter¬
worfen. Die untauglichen Kombinationen
unterlagen während die erfolgreichsten
sich Überdurchschnittlich fortpflanzenkonnten .

Die Nachbildung des natürlichen Se-
leküonsprozesses in der rassenhygieni¬
schen Gesetzgebung und Praxis schien in
diesem Kontext ein politisches und admi¬
nistratives, nicht aber ein wissenschaftli¬
ches Problem zu sein.

Aber Mitte der ̂ eißiger Jahre stellte
sich heraus, daß die bisherige "ausmer¬
zende Praxis der NS-Rassenhygiene
weder politisch ausreichte noch dem
Stand der modernen Genforschung ent¬
sprach.

In der Genetik war das klassische
Weltbild des Lebendigen durch die
Grundlagenforschung an der Fruchtfliege
durchl^hert worden. Zwei Teildizipli-
nen, die nach der Entdeckung der künst¬
lichen Mutationsauslösung durch Be¬
strahlung (Müller, 1927) seit Mitte der
zwanziger Jahre einen ungeheueren Auf¬
schwung genommen hatten, hatte hierzu
am entscheidensten beigetragen: Die
Str^lengenetik und die Populationsge¬
netik. Von den Axiomen der klassischen
Genetik schien nichts mehr zu stimmen.
Hier seien nur die wesentlichen Erkennt¬
nisse, die die Beziehungen zwischen Gen

und Merkmal betreffen, dargelegt. Kleine
Verändemngen eines Gens konnten sich
in e iner Vie lzahl von Merkmalen n ieder-
schlagen, andersherum aber auch ein
Merkma l von e ine r Vie l zah l von Genen
beeinflußt sein. Hinzu kam, daß Gene in
Abhängigkeit von genetischen und Um¬
we l t f ak to ren un te rd rück t ode r ve rs tä r k t
zur Ausprägung kommen konnten. Durch
Umlagerung des genetischen Materials
bestand die Möglichkeit, daß das Gen für
eine oder mehrere Generationen sozusa¬
gen in der Umwelt der Gene verborgen
blieb, um dann unerwartet und mit kaum
abzuschätzendem Ausprägungsgrad wie¬
der aufzutauchen.

Populationsgenetische Feldstudien an
der Fruchtfliege hatten darüber hinaus er¬
geben, daß die Fliegen ganz offenbar mit
einer unerhört großen Zahl von schädli¬
chen Mutationen belastet waren, die die
Populationen bei der Weiterzucht im La¬
b o r s c h n e l l z u s a m m e n b r e c h e n l i e ß e n .
Offenbar war die natürl iche Mutat ionsra¬
t e b i s h e r u n t e r s c h ä t z t w o r d e n , u n d i n
Analogie zum Malthusschen Bevölke¬
rungsgesetz wurde formuliert, daß die
Mutationsrate nur durch eine unbarmher¬
zige Selektion in Schach gehalten
w ü r d e .

Bezogen auf die menschliche Bevöl¬
kerung gingen die Genetiker nunmehr
von einer horrenden Zahl genetischer Be¬
lastungen aus, deren Dunkelziffer durch
die komplizierten Wechselbeziehungen
der Gene untereinander noch erhöht
würde. Hinzu kam die Eindämmung der
natürlichen Selektionsrate durch moder¬
ne Medizin und Wohlfahrt. Um dem dro¬
henden Verfall der Menschheit, den die
Genetiker von der politischen auf die ge¬
netische Ebene projizierten, entgegenzu¬
wirken, forderten sie, und zwar weltweit,
in Pamphleten und Manifesten zweierlei:
erstens, sofort zu Zuchtprogrammen
überzugehen; Voraussetzung: eine So-
rialpolitik, die die einigermaßen ob¬
jektive Auswahl von hochwertigen
Zuchtobjekten ermöglichte, den Ausbau
der Zwillingsforschung, um der Ver-
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Bevölkerung eine Foitpflanzungsein-
schiänkung aus eugenischen Gründen zu
verordnen. Die Erfassung der gesunden
Meikmalsträger wurde allerdings in An¬
griff genommen. 18

E n t s c h e i d e n d e n A n t e i l h a t t e d i e m o ¬
derne Gentheorie an den Aussonderungs¬
und Vemichtungsaktionen gegen soge¬
nannte "Asoziale, Zigeuner,
und Gemeinschaitsunföhige",
die sich ein Stück weit dem Arbeits¬
zwang entzogen. Grundlage dieser Ak¬
tion waren sozialbiologische Untersu¬
chungen, die dem neuen
n e t i s c h e n D e n k m o d e l l

(KoUe, Ritterl̂ .
Folgt man den Spuren des neuen po¬

pulationsgenetischen Denkens in den
vielffiltigen bevölkerungspolitischen Ak-
tionen nach 1935 im Detail -und hier
gibt es viele Belege -stellt sich heraus,
daß die Aussonderungspraxis des NS-
Regimes dadurch entscheidend radikali-
siert wurde, ja sogar der historisch erste
Praxistest der modernen genetischen Be¬
obachtungsweise gewesen ist

Mißt man die Humangenetik im Na¬
tionalsozialismus ab dem Ende der drei¬
ßiger Jahre an den bereits erwähnten Dis¬
kuss ionen im in te rna t i ona len Kon tex t so

sich feststellen, daß die Warnungen
und Forderungen der internationalen Ge¬
netikergemeinde, die im Ausland nahezu
wirkungslos verhallten, in Deutschland
überaus ernst genommen wurden. Die
genetische Grundlagenforschung, spe¬
ziell die vielve r̂echende Strahlengene¬
tik wurde bis in die letzten Kriegsjahre
großzügig mit Erfolg gefördert Nirgend¬
wo wtuxle die genetische Beobachtung
und Erfassung der Bevölkerung so ener¬
gisch verfolgt wie in Nazideutschland
imd nirgendwo sonst wurde die Zwil¬
lingsforschung von Humangenetikern,
Anthropologen und Psychiatern mit der¬
art fürchterlicher Kom^mißlosigkeit
vorangetrieben wie hier."

In der "ausmerzenden" Praxis sind die
nazideutschen Humangenetiker weiterge¬
gangen als ihre Kollegen im Ausland es

erbung der komplexeren menschlichen
Eigenschaften auf die Spur zu kommen
und der Aufbau eines genetischen Bevöl¬
kerungskatasters. Zweite Forderung:
Verstärkte Anstrengung der Grundlagen¬
forschung, um den Mutationsprozeß, und
damit das genetische Material gezielt be¬
h e r r s c h e n z u k ö n n e n .

Die neue Synthese von Darwinismus
u n d G e n t h e o r i e w u r d e i n N a z i d e u t s c h ¬
land von eiitigen Aspekten entscheidend
w e i t e r e n t w i c k e l t i m d i n i h r e n b e v ö l k e ¬
rungsbiologischen Konsequenzen unmiß¬
verständlich an die Rassehygieniker und
Bevölkerungsplaner weitergegeben.

Fritz Lenz konstatierte beispielsweise
im Sachverständigenbeirat: "So wie die
Dinge liegen, ist nur noch eine Minder¬
heit von Volksgenossen so beschaffen,
daß ihre unbeschränkte Fortpflanzung
w e r t v o l l f ü r d i e R a s s e i s t " D i s k u t i e r t
wurden nunmehr die Meldepflicht der
körperlich gesunden Merkmalsüberträger
und Eheverbote, um bestimmte Genkom¬
b i n a t i o n e n a u s z u s c h l i e ß e n .

Das neue Theoriengebäude und seine
Konsequenzen für die Praxis paßte zu
den politischen Notwendigkeiten des
Regimes, die Politik der Auslese weiter
zu verschärfen. Noch immer verschlang
d e r S o z i a l - u n d G e s u n d h e i t s b e r e i c h v i e l
zu viel Geld, noch inuner hatten die bis-
hmgen Maßnahmen die Bevölkerung
nicht in den Griff gebracht: die Gebur¬
tenrate war nicht wie erwartet gestiegen,
zahlreiche für die Sterilisierung in Frage
k o n o m e n d e n M i n d e r h e i t e n h a t t e n s i c h i n
den 1935/36 einsetzenden Massenwande¬
rungen der Erfassung entzogen und in
den Industr iezentren wuchsen Widers¬
tandsformen wie häufiges Krankfeiem,
Bummelei, Kurzstreiks usw.

Humangenetiker und Politiker arbei-
tesen Hand in Hand. Keineswegs immfir
konnten sich die Humangenetiker mit ih¬
ren Forderungen durchsetzen. Sie schei¬
terten beispielsweise mit ihrer For^-
rung, die Sterilisierung
emtittelte Überträger von Erbkrankheiten
auszudehnen und bis zu zwei Dritteln der

Vaganten
also alle.
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für möglich und sinnvoll hielten. Dabei
k a n n t e n a u c h d i e d e u t s c h e n G e n e t i k e r
die populationsgenetischen Rechnungen,
nach denen e i ne S te r i l i sa t i on a l l e r E rb¬
kranken praktisch ohne Konsequenzen
für die Häufigkeit der entsprechenden
Gene in der Bevölkerung bleiben würde.
Dieses Faktum schmälerte aber nicht die
Bedeumng der Zwangssterilisation als
Disziplinierungsmittel und zur Kostener¬
sparnis.

Für die längerfristige Planung waren
die Züchtungsprogramme, die aus der
Sicht der neuen Gentheorien unabhängig
waren, durchaus ins Auge gefaßt.

Die sozialpolitische Planung in der
Deutschen Arbeiterffont beispielsweise
sah die Differenzierung zunächst des Ge¬
samtproletariats in "auszumerzende lum¬
penproletarische Unterströmungen" und
die eugenisch, pädagogisch und sozialpo¬
litisch hochzusteuemde "Oberschicht der
deu tschen Arbe i te rscha f t " vo r. Un te r
dem Einfluß des neuen eugenischen
Weltbildes wurde daraus schließlich die
Massenvemichtung von "minderwertigen
Erbströmen" und die geplante Erzeugung
von genet isch hochwer t igen Bevölke-
rungsOTppen über a l l e K lassen h in -
weg.̂ i

rungselements, nach heftigen Diskussio¬
nen abgelehnt. Übrig blieb eine organi¬
sierte Steri l i tätsbehandlung für "hoch¬
wertige" Ehefrauen, die sich der neusten
Methoden bediente, der Aufbau einer Re¬
produktionsmedizin und das Ifrojekt Sa¬
menbank, das ganz entsprechend den in¬
ternational gehandelten Genetik-Utopien
die entsexuSisierte Zeugung -etablieren
sollte. Der Samen ausgewählter Männer
sollte dabei an ebenso ausgewählte Frau¬
en weitergegeben werden. Nach dem
siegreichen Krieg würde die Zeit kom¬
men, die Bevölkerung an diese rationale
Art der Fortpflanzung zu gewöhnen.22

Was aber geschah nach dem Krieg,
der verloren wurde, in der Bundesrepu¬
blik, in die so viele Bestandteile des Na¬
tionalsozialismus unversehrt hinüberge¬
r e t t e t w u r d e n ?

Humangenetiker, Anthropologen, Be¬
völkerungswissenschaftler und Statistiker
und ilrc Institutionen gingen wie die al¬
lermeisten Akademiker aus der Nazi-Zeit
weitgehend ungeschoren hervor und wur¬
den in altbewährter Weise als Berater der
Macht sehr bald wieder hinzugezogen,
wenn es um Familienpolitik, die Flücht¬
lingsfrage und die Wohnungspolitik
ging. Sie schufen sich 1952 mit der Deut¬
schen Gesellschaft bzw. der Deutschen
ĵ ademie für Bevölkerungswissenschaft
einen informellen und sehr einflußrei¬
chen Zusammenhalt. In diesem Zfrkel
finden sich in den fünfziger Jahren die
wichtisten Schreibtischtäter der Ausson¬
derungs- und Vemichtungspolitik des
Nationalsozialismus wieder. Sie koordi¬
nierten schon bald wieder ihre For¬
schungsprojekte nach den Erfordernissen
des "Wiederaufbaus".23 Die Begabungs¬
forschung sollte die Aufzucht einer
neuen Elite für das Wirtschaftswunder si¬
cherstellen und widmete gleichzeitig ihre
Aufmerksamkeit den sozialbiologischen
Merkmalen der Hilfschulkinder, deren
"geistige Minderbegabung häufig mit ei¬
ner allgemeinen sozialen Abwegigkeit in
Beziehung steht."^ Ein weiteres wichti¬
ges Forschungsgebiet war die Beobach-

Beginnend mit den "Euthanasie"-Ak-
t i o n e n w u r d e d i e i n d u s t r i a l i s i e r t e Ve r ¬
nichtung unerwünschter Bevölkerungs¬
gruppen auf immer größere Gruppen aus¬
gedehnt.

A u c h z u r Z u c h t w a r e n d i e W e i c h e n
schließlich gestellt Im vom Reichsge-
sundheitsführer Conti geleiteten Biostati¬
stischen Institut wurde in einem ersten
Schritt die Forderung erhoben, die un¬
eheliche Mutterschaft "hochwertiger"
Frauen zu fördern, damit auch die Fort¬
pflanzungskapazität lediger Frauen aus¬
genutzt werden konnte und damit ihr
wertvolles Erbgut nicht für den Bestand
verloren gehe. "Hochwertige" Männer
sollten in Polygamie leben können. Der
Verstoß wurde wegen seines Angriffs auf
die traditionellen Familienstrukturen, ei¬
nes wesentlichen sozialen Stabilisie-
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bracht^ö
Einige d»- wichtigsten Fortschieibun-

gen nazistischer Bevölkerungspolitik in
der Bundesrepublik seien hier kurz
ziert Die sozialbiologische Asozialen-
und Begabun^orschung half in den
60er Jaluren, die Grundlagen für die Re-
fonn des Bildungswesens zu legen. Hans
Wilhelm Jürgens beispielsweise wurde
mit der Leitung der Schulkinderuntersu¬
chungen für den ersten Bildungsbericht
der Bundesregierung (1967) beauAragt.
Seine 19SS begonnenen sozialbiologi¬
schen Untersuchungen an Schulkind^
in Kiel wurden dabei schlieBlich auf ca.
SOO.OOO Schülerinnen und Schüler in da:
gesamten Bundesrepublik ausgedehnt
Einerseits sollte das "Begabungspotential
der Unterschicht" gesi
^e Bewältigung der heraufziehenden
Überproduktions- und Strukturkrise. An¬
dererseits hofften die sozialbiologischen
Bildungsforscher, die Unto^chicht damit
politisch zu neutralisioen -einmal mit
dem Verprechen auf Bildung und Auf¬
stieg, zum anderen durch Entzug der
"geistigen Dynamik". Für der verbleiben¬
den Bodensatz wird "soziales Aufstiegs¬
streben ... sinnlos, weil die geistigen Vor¬
aussetzungen dafür fehlen. ... Die emo¬
tionale Unruhe der sozial 2ki-kurz-Ge-
kommenen entfällt, weil ihr jeder An¬
satzpunkt fehlt (...) Jeder Aufstiegswil¬
lige kann die Schicht verlassen. In letzter
Konsequenz kommen wir auf diese Wei¬
se zu einer sozialen und politischen Ent-
mündigpig der Unterschicht "27

Zwei weitere wesentliche Elemente
der Kontinuität waren der Ausgleich der
Familienlasten und die EinfU&ung des
Mikrozensus. Der schichtspezifische Fa¬
milienlastenausgleich (d.h. ein übetpro-
portionaler SteuemachlaB für Kinder in
gut verdienenden Schichten) wurde in
^n SOer Jahren von der Adenaun-Re-
gierung in einem Umfang festgeschrie¬
ben, dö* zwar noch immer nicht die Vor¬
stellungen der Bevölkerungsplaner von
einem "neuen deutschen Sozialplan" be¬
friedigte, aber doch den Lastenausgleich

tung der Wanderbewegugnen von Flücht¬
lingen und ehemaligen Zwangsarbeiten!,
u m i m e r w ü n s c h t e s o z i a l e Z u s a m m e n b a l ¬
lungen zu vermeiden und politisches
Konfliktpotential neutralisieren zu kön¬
nen. Der besondere Blick galt der "Be¬
völkerung der Großstadt", Mer vor allen
Dingen denjenigen, die nicht in den Auf¬
bau der bundesrepublikanischen Lei¬
s t u n g s g e s e l l s c h a f t i n t e g r i e r t w e r d e n
konnten oder wol l ten, den "asozia len"
und "Gemeinschaftsunfähigen". "Da jede
demokratische Lebensform an das Ge¬
meinschaftsbewußtsein größere Anforde¬
rungen stellt, er^bt sich um der Gemein¬
schaft willen die Notwendigkeit, Men¬
schen ohne soziales Gewissen, die sich
diesem Verband nicht einfügen, besonde¬
res Augenmerk zu widmen", heißt es in
der 1961 angenommenen und von der
DFG finanzierten HabilitationsschriJft des
Anthropologen und späteren Direktors
des Bundesinstituts für Bevölkerungsfor-
schung, Hans Wilhelm Jürgen. "In einem
modernen Wirtschaftssystem, das weit¬
gehend auf Arbeit und Arbeitsteilung
aufgebaut ist", ist es "nicht statthaft ...,
daß ein arbeitsfähiges Glied der Gemein¬
schaft auf Dauer einseitige Werte aus der
Gemeinschaft entnimmt, ohne ihr dafür
Gegenwerte zu geben". Da "Asozialität"
als erbliches Syndrom nicht heilbar ist,
ertiebt Jürgens die Forderung nach stren¬
ger Asylierung und Sterilisierung sowie
nach sorgfMtiger Erfassung dieser Perso¬
nenkreise in Jugend-, Fürsorge, Gesund-
heits- und Arbeitsämtern. Die enqne-
chenden Unterlagen konnten bis weit in
die Nazi-Zeit zurück bei den bundesrepu¬
bl ikan ischen Behörden ges icher t wer -
den.25

Jürgens gehörte zur bevölkerungspoli¬
tischen Nachwuchsgeneration, die von
der Gesellschaft bzw. der Akademie be¬
sonders nachhaltig gefördert und prote¬
giert wurde. Eine ganze Anzahl von
N a c h w u c h s k r ä f t e n
wurde an den entscheidenden Stellen des
statistischen Erfassungs- und Analyseap¬
parates der Bundesrepublik unterge-
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der NS-Familienpolitik um ein Vielfa¬
ches übert raf

D e r M i k r o z e n s u s w u r d e e b e n f a l l s i n
den 50er Jahren entwickelt von einem
Marm, der in der Nazi-Zeit die populati¬
onsgenetische Durchforstung der "Ge-
meinschaftsunßhigen" betrieben und
ihre Vernichtung am Schreibtisch mit
vorbereitet hatte: Siegfried Koller.
Schwergewicht des Mikrozensus lag auf
der Bestandsaufnahme der sozialen Kon-
pktpunkte und der gesundheitlichen
Verhältnisse, häufiger Wohnungswech¬
sel, Gelegenheits- und Schwarzarbeit.
Seit Oktoter 1957 werden vierteljährlich
umschichtig 1% der bundesdeutschen
BevöUcerung auf diese Weise totaler¬
faßt." Das alles betraf ebenso wie die
ungeheuer umfassend geplante Volks-
z l̂ung 1960 und die von Koller einge¬
leitete Veränderung der Medizinalstati¬
stik zu einer Sozialpatholgie -die sozial¬
biologische Durchdringung der Bevölke-
rung.30

der a l lermeis ten Fäl len erkannten s ie auf
vollkommene Berechtigung der Steril i¬
sierung und konstatierten, die Zwangs¬
verstümmelung habe sich vielfach auch
für die Betroffenen segensreich aus-
wirkt.3*

Aber was die Auschwitz-Erfahrung
auf lange Sicht zu verhindern schien,
wurde paradoxerweise durch ein neues
Instrument der Massenvemichtung doch
noch ermöglicht. Die Atombombe eta¬
blierte die Eugenik in der Bundesrepu-

Die Humangenetiker auf der ganzen
Welt haben den Abwurf der Atombom¬
ben gleich als riesiges Massenexperiment
der Strahlenbiologie verstanden und aus¬
gewertet. Die genetischen Studien an den
japanischen Bombenopfem bezeugen
dies ebenso deutlich wie unser heutiges
Wissen, daß US-Infanterie-Einheiten
ebenso wie die Südsee-Insulaner und die
australischen Ureinwohner mit voller
wissenschaftlicher Absicht der Strahlung
und dem Fall-Out der Testbomben
gesetzt wurden und werden.32

Der amerikanische Genetiker Her¬
mann Joseph Müller nahm 1949 den
Atombombenabwurf zum Anlaß, sein
Konzept der "genetic load", der geneti¬
schen Bürde "mathematisch zu Papier zu
bringen und löste zahlreiche Abschät¬
zungsversuche der Mutationsrate des
Menschen aus. Damit war ein neues Ka¬
pitel der Humangenetik aufgeschlagen
Wieviel schädliche Mutationen trug jeder
Mensch mit sich herum? Wie hoch war
die Mutationsrate und war sie im Steigen
begriffen? Welche Rate war tolerierbar
und in welchem Maße schlug die natürli¬
che Selektion noch zu?

Diesen Fragen konnte erstmals mit
dem Material", das die Atombomben¬
abwurfe geliefert hatten, nachgegangen
werden. So forderten die Humangeneti¬ker auf ihrem ersten Internationalen Kon¬
greß in Kopenhagen 1956 auch nicht
etwa den totalen Stopp des Rüstungspro¬
gramms, sondern begleitende humange¬
netische Forschungsprogramme und

An einer Fortschreibung der human¬
genetischen "Ausmerze"-Praxis von erb¬
biologischer Erfassung, Zwangssterilisie¬
rung und Anstaltstötungen war unmittel-
b̂  nach den Nürnberger Ärzteprozessen
nicht zu denken. Dies mußten die bun-
ctesdeutschen Humangenetiker schmerz¬
lich erkennen, als eine für 1956 in Berlin
geplante Tagung über Eugenik wieder
abgesagt werden mußte. Es war geplant
gewesen, die Erbgesundheitsgesetzge¬
bung der Nazizeit einer kritischen Revi¬
sion zu unterziehen und das Gelände für
eine eugenische Gesetzgebung in der
Bundesrepublik zu sondieren, die auch
eine "positive Eugenik" (d.h. die Förde¬
rung und Vermehrung "hochwertiger"
Bevölkerungsschichten durch Finanzhil¬
fen (̂ er auch "Zucht"maßnahmen)
möglichen sollte. An der Sterilisierung
sollte unbedingt festgehalten werden.
Das war die einhellige Meinung auf den
internen Fachtagungen. Unverholen hin¬
gen Humangenetiker und ehemalige Erb¬
gesundheitsgutachter an die Nachunter¬
suchungen von Zwangssterilisierten. In
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mehr Mittel für die genetische Grundla-
genforschung.̂ 3

Im Anschluß an den Kongreß fand
eine von der Weltgesundheitsorganisa¬
tion (WHO) finanzierte Anschlußtagung
über die Wirkung radioaktiver Strahlung
auf menschliche Erbanlagen statt, die
ganz im Zeichen der Müllerschen gene-
t i c - l o a d - T h e o r i e s t a n d u n d a u f d e r d i e
Notwendigkeit des Ausbaus humangene¬
tischer Forschung imd Erfassung noch
einmal unterstrichen wurde. Für die Bun¬
desrepublik nahm Otmar v. Verschuer,
einer der führenden Erbhygieniker des
NS-Regimes und jetztiger Leiter des hu¬
mangenetischen Instituts der Universität
Münster, an beiden Tagungen teil.

Verschuer vertrat dabei nicht nur die
bundesdeutschen Humangenetiker, er
war auch im Aufträge des Bundesmini¬
sters für Atomkemenergie und Wasser¬
wirtschaft in Kopenhagen.34 Bereits im
folgenden Jahr beginnt Verschuer in
Münster, bald darauf auch der Humange¬
netiker Wolfgang Lehmann in Kiel mit
dem Aufbau eines Genetik-Registers.
Die Mittel dazu stammen aus dem Atom-
ministerium.35

Um trotz des Verzichts auf eine (poli-
^h nicht opportune) Meldepflicht eine

’TErbkianken" mög¬
lich zu machen, geht Veschuer mit einem
großen Mitaibeiterstab daran, im Laufe
der nächsten zehn Jahre die Befunddoku¬
mentat ionen aus den 149 Krankenhäu¬
sern und 16 Gesundheitsämtern des 2,2
Mio. Einwohner unmfassenden Regie-
rungsbeziiks Münster durchzusehen.

Findet sich in den Krankenakten ein
Hinweis auf eins von etwa 200 Erbmerk¬
malen (die Liste reicht von Lippen-Kie-
fer-Gaumenspalte über erbliche Stoff¬
wechselstörungen bis hin ztun "angebo¬
renen Schwachsiim"), so wird eine Kar¬
te ikar te mi t Befunden und Personal ien

gele^ und auf Lochkarten verschlüs¬
selt. Ziel ist die vollständige Erfassungaller erblichen Merkmale, £e stationäre
Krankenhausbehandlung er fordern oder
aus anderen Gründen in den Akten der

Gesundheitsämter registriert sind. Hierzu
zählen neben den Kronkenberichten der
Kliniken Hebammenbücher, Totenschei¬
ne, Akten der Körperbehinderten und
psychiatrischen Fürsorge, der Mütterbe¬
ratung und Schulgesundheitsbögen. Mit
Hilfe der Einwohnermeldeämter werden
aktuelle Wohnorte, Verwandtschaflsbe-
ziehungen und Berufe ermittelt und ins
Register übertragen. 1961 waren bereits
2,2 Mio. Befunddokumentat ionen aus
den Jahren 19S9-S7 durchgesehen und
über 37.000 Lochkarten abgespeichert.
Das Register dient in den folgenden Jah¬
ren als Urmaterial für zahlreiche Fallsm-
dien über die Verbreitung bestimmter
Syndrome und Ericrankungen. insbeson¬
dere der Verbreitung und Auswirkung
bestimmter Krankheiten in verschiede¬
nen Sozialschichten und Siedlungsiäu-
men. Für Kontrollreihen ̂ sunder Men¬
schen werden wiederum die Einwohner¬
meldeämter oder die geburtshilflichen
Akten der Universiäts-Frauenklinik
bemüht 36

Verschuers Registerplanung war sorg¬
fältig durchdacht Besonderer Wert
wurde auf modernste Erfassungs- und
Dokumentationstechniken gelegt Stu¬
dienaufenthalte von Mitarbeitern mhu¬
mangenetischen und epidemologisclren
Forschungszentren in Kanada, den USA
und Großbritannien dienten der konzep¬
tuellen Verfeinerung. Fernziel war me
"möglichst lückenlose Erfassung aller
Mutanten in einer bestimmten Bevölke¬
rung", die öieilich erst nach der Einfüh¬
rung einer einheitUchen, maschinenge¬
rechten medizinischen Befunddokumen¬
tation möglich werden würde. Veschuere
organisationstechnischer DokumentaO-
onsexperte, Hans Qiristian Ebbing, wur¬
den nach dem Aufbau des Genetik-Rê -
sters Leiter des Referates für Stausok des
Gesundheitswesens mStatisüschen Bun¬
desamt Wiesbaden.3'

Trotz des Einsatzes modernster Ertas-
sungstechnik gab es unter den bû s-deutschen Humangenetikern eine Kon¬
troverse über die Registerarbeiten, die im

Totalerfassung aller
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übrigen ab Anfang der sechziger Jahre
vom Bundesgesundheitsministerium wei¬
terfinanziert wurden. Die Genetiker Hans
Nachtsheim, Georg Gerhard Wendt und
Friedrich Vogel kritisierten, Verschuers
Genetik-Register sei zwar ein brauchba¬
res erbhygienisches Register, reiche aber
für eine wirklich exakte und dem inzwi¬
schen erreichten Wissensstand angemes¬
sene Bestandsaufnahme der Verteilung
von schädlichen Genen in der Bevölke¬
rung nicht aus. Die Unschärfe der Dia¬
gnosen aus zweiter Hand, vielfach
genetisch völlig ungeschultem Personal
erstellt und von unzureichend ausgebil¬
deten MTAs durchgesehen, falle hinter
die Diagnosenmöglichkeiten der moder¬
nen Humangenetik zurück.38

Das von den genannten Genetikern
vertretene sog. Marburger Programm ist
denn auch wesentlich effektiver im Zu¬
griff und ermöglicht eine praktisch voll¬
ständige Erfassung bestimmter Erkran¬
kungen.

Dieses Modell sieht die restlose Erfas¬
sung von Personen mit bestimmten
Krankheiten, deren Erbgang sicher be¬
kannt ist, auf Bundesebene vor. Der je¬
weilige humangenetische Bearbeiter be¬
treibt als Spezialist eine Art Zielfahn¬
dung für ein oder zwei bestimmte Krank¬
heiten. Die Untersuchung beginnt auch
hier mit der Durchsicht der Archive von
Kliniken und Gesundheitsämtern, dies¬
mal durch Fachärzte, und schließt Um-
fi-agen bei frei praktizierenden Medizi¬
nern mit ein. Alle so erfaßten Fälle wer¬
den nachuntersucht und mit Hilfe von
Melde-, Standes- und Pfarrämtern
den möglichst weit zurückgehende und
breit angelegte Stammbäume aufgestellt.
Eine Nachuntersuchung aller noch leben¬
den Personen dieser Stammbäume
schließt sich an. Regionalen Registern
kommt in diesem Modell die Bereitstel¬
lung von neuen Merkmalen und die
Überprüfung auf Vollständigkeit der Er¬
fassung zu.

Gefördert wurde in den 50er und 60er
Jahren zweigleisig: sowohl die Regional¬

register in Münster und Kiel als auch das
Marburger Programm erh ie l ten Mi t te l
d e s A t o m - u n d d e s G e s u n d h e i t s m i n i s t e ¬
riums. In den Ländern Niedersachsen,
Schleswig-Holstein und Berlin wurden
auch die Schulärzte mit einbezogen und
zur Me ldung von mutmaßl ichen Erb-
kankheiten aufgefordert. Das Wendtsche
Register umfaßte 1959 bereits über 5.000
m u t m a ß l i c h e C h o r e a t i k e r n e b s t 1 0 . 0 0 0
Ve r w a n d t e n .

Das Münsteraner Register ist nach
d e m To d v o n Ve r s c h u e r i m J a h r e 1 9 6 9
nicht mehr im alten Umfang weiterge¬
führt worden; das Wendtsche Register
hingegen wurde bis zu seiner Emeritie¬
rung vor wenigen Jahren weiter fortge-
schneben. Allerdings mußte das Marbur¬
ger Programm 1966/67 wegen der ange¬
spannten Haushaltslage des Bundes Kür¬
zungen an Bundes- und Landesmitteln
hinnehmen. Ab 1967 wurde daher
noch die Erfassung der Familien mit
Chorea Huntington fortgesetzt. Es gelang
bis 1972 die pî tisch vollständige Erfas¬
sung dieser Familien für die zurücklie¬
genden 50 Jahre. Andere Register^ wie
Z.B. das von Widukind Lenz in Münster
1967 begonnene Register für Skelettmiß¬
bildungen sind bekannt.39 Die fortschrei¬
tende Erfassung von tatsächlichen und
v e r m e i n t l i c h e n E r b k r a n k e n u n d d e r e n
Familien war eine wichtige Etappe für
den Wiederaufbau einer eugenisch
orientierten Humangenetik in der Bun¬
desrepublik.

Ende der sechziger Jahre begann in
den west l ichen Industr ie ländern e ine
Welle von sozialen Unruhen, die sich ge¬
gen die Produktionsweise und die Lohn¬
systeme in den Fabriken richteten. Bum¬
melei, hohe Fehlzeiten und häufiger Ar¬
beitsplatzwechsel waren die Vorboten
der Arbeitskämpfe Anfang der siebziger
Jahre. Die Leistungsverweigerung spie¬
gelte sich auch in der zunehmenden An¬
eignung von Sozialleistungen des Wohl¬
fahrtsstaates durch die schwächsten Glie¬
der des Arbeitsmarktes.

Die politischen Verhältnisse trafen in-
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tersational auf eine Sozialbiologie, die
sich in zunehmendem Maße mit biologi¬
schen Betrachtungsweisen und Lösungs¬
vorschlägen für soziale Fragen zu Wort
meldete. In den USA begannen Sozial¬
biologen, mit Thesen über die Erblichkeit
der Intel l igenz Stel lung
Gleichberechtigungsfolderungen
Schwarzen und Immigranten zu bezie¬
h e n : T h e o r i e n ü b e r d i e E r b l i c h k e i t v o n
Kr im ina l i t ä t , abwe ichendem Verha l t en
und "Schwachsinn" erhielten neuen Auf¬
trieb durch die Entwicklung von zytoge-
netischen Diagnosemethoden, durch die
eine ganze Reihe von körperlichen und
geistigen Auffälligkeiten auf chromoso¬
male Störungen zurückgeführt werden
k o n n t e n .

In der Bundesrepublik versuchten die
Humangenetiker 1969 mit dem Kongreß
"Genetik und Gesellschaft" die Relevanz
der Humangenetik für die Behandlung
sozialer Fragen herauszustellen. Sie er-
öffheten damit eine weitere wichtige
Etô  der bundesdeutschen Neo-Euge-

programmatische
stammte von dem Anthropologen und
Bevölkerungswissenscahftler Hms Wil¬
helm Jürgens und dem Göttinger Human¬
genetiker Peter Emil Becker.

Beide sahen die wichtigste Aufgabe
der Humangenetik in der Entwicklung ei¬
ner "Sozialgenetik", die den "Einfluß von
gesellschafUichen Strukturen und ihren
Wandlungen auf die genetische Zusam¬
mensetzung und umgekehrt eventuelle
Wirkungen genetischer Faktoren auf ge¬
sellschaftliche Strukturen" untersuchen
sollte. Hauptgewicht legten die beiden
auf die Untersuchung der genetischen
Kons^uenzen der wachsenden Mobilität
und die Beobachtung der Folgen aus der
Einwanderung ausländischer Arbeits¬
kräfte. Fruchtbarkeit, Heiratsverhalten
und Intelligenzverteilung in den ver¬
schiedenen Sozialschichten und Nationa¬
litäten müßten beobachtet werden. Hu¬
mangenetiker seien wieder zu hören bei
Steuerfragen, der Familienpolitik, Woh¬

nungsbauförderung, Agrarsubventionen
und der Ausländergesetzgebung.̂ ^

Wa s m R e f e r a t n o c h t h e o r e t i s c h b e ¬
schrieben wurde, wurde in den ausgiebi-

Diskussionen unmißverständlich ge¬
äußert; es ging darum, die Bevölkerung
d u r c h e i n e P o l i t i k v o n " A u s l e s e " u n d
"Ausmerze" wieder in den Griff zu be¬
k o m m e n .

Es sei endlich an der Zeit für den von
Alfred Gro^ahn und Fritz Lenz eingefor¬
derten großen Familienlastenaus^eich,
um die For̂ flanzung der Oberschicht in
Gang zu bringen und die Bildung einer
bundesrepublikanischen Elite auch biolo¬
gisch zu fördern. Becker forderte zu die¬
sem Zweck die heterologe Irsemination
(künstliche Befruchtung mit anonymem
Spendersamen) für ledige Frauen: "Gera¬
de hochintelligente Flauen finden oft nur
schwer einen entsprechenden Partner. Sie
lehnen die Verpflichtung, die durch den
Geschlechtsverkehr eingegangen werden
muß, häufig ab und wünschen das auf

Insemina t i on
m ü s s e n w i r

g e n

gegen die
v o n

dem Weg
geschaffene Kind,
nicht nur cüe genetische Wirkung sehen,
daß die sicher überwiegend positiven
Gene einer solchen Frau nicht verloren
gehen. Wir sollten uns auch klarmachen,
daß für solche Frauen die Mutterschaft
zu einer Selbstverwirklichung
imabdingbar ist"^^

Die zweite bevölkerunj
^uptforderung betraf die Ei
der Ft̂ flanzung der "Erbkranken" und
"Asozialen" im Sinne der Erhaltung von
"Erbgesundheit und Leistungsfähigkeit
zukünftiger Generationen". Wendt, in¬
zwischen Direktor des humangenetischen
Institutes der Universität Marburg, be¬
richtete über seine Entwicklung eines
Vordrucks, mit dem
einen Antrag auf Genehrmgung emer
Sterilisierung bei der Landesärztekam¬
mer stellten könne. Die Kammer beauf¬
tragte jeweils einen Humangenetiker mit
der Erstellung eines Gutachtens und ent¬
schied danach über eine Genehmigung.
Wendt nennt mindestens 20 solcher An-

h e t e r o l
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träge pro Jahr in Hessen: "Ein tĵ isches onsapparates hinaus. Sie soll köperliche
Beispiel ist der Antrag auf Sterilisation Merkmale und Verhalten am Arbeitsplatz
für ein leicht schwachsinniges ITjähriges mit sozialen und biologischen Daten der
Mädchen aus einer asozialen Fanulie, das Arbeitskräfte verknüpfen. Der Ausbau zu
sexuell triebhaft und haltlos, bereits eine einer "anthropologischen Durchdringung
uneheliches Kind hat". Der Münsteraner der Bevölkerung soll nicht nur Ergeb-
Hu^ngenet̂ er Widukind Lenz pflich- nisse zur Verfeinerung des Fließbandsy-
tet bei: Wir kennen doch in den Randge- stems, sondern zur Reguliemng der Zu-
bieten der polten Städte die Asozialen- sammensetzung von Belegschaften und
Siedlungen Die Frauen dort "bekom- zur Befriedung des Fabriksystems über¬
men ihre Kinder nicht nur, weil sie un- haupt zur Verfügung stellen.̂ ö
fähig zur Empfängmsverhütung sind. Um das in Marburg 1969 vorgelegte
sond^ Familie praktisch humangenetische Programm uneinge-
vom Kindergeld lebt. Hier, glaube ich, ist schränkt und auf breiter Ebene realisie-
die soaale tad^aüon zur Sterilisation ren zu können, wuide an den Gesetzge-

T«humane und eugeni- ber die Forderung erhoben, die Indika-
.*u® ““u®® ^ e i n e n S c h w a n g e r s c h a f t s a b b r u c h^®®®ft.̂ ^Sesichert werden.43 zu erweitern und die Rechtsunsicherhei-
^ einer ten über Sterilisierung und heterologe In-Semination zu beseitigen.

Abtreibung sollte in Zukunft vor
uBeratungsstellen allem aus eugenischer Indikation mög-

Hf̂ f̂Prechende Modellpro- lieh sein: Eine soziale Indikation wurde
fo79 S c h w a n g e r s c h a f t s a b b r u c h a u s -1972 mMarburg eröffnet werden. Diedrücklich abgelehnt, aber für die Sterili-
Mittel stanmten zum überwiegenden sierung gemeinsam mit der eugenischen
Teil aus der Stiftung Volkswagenwerk. Indikation vorrangig gefordert' "Man

Die Unterklassen als Unruheträger wird die soziale Indikation (zur Sterili-
wurden während des gesamten Modell- sierung; d.A.) dann als gegeben anzu-
yersuchs gezielt mit nugblattaktionen in sehen haben, wenn Nachkommen des
ihren Wohnvierteln, Schulen und vor d- Betroffenen sich bei ihm oder seinen An-
lem ̂ n Sonderschulen angesprochen.'»^ gehörigen unter Berücksichtigung aller

Ein weiteres sozialbiologisches Pro- Lebensumstände voraussichtlich als
jekt, um die Unruhe in den Fabriken in schwerwiegende, in absehbarer Zeit nicht
den Griff zu bekommen, sei hier nur am behebbare soziale Belastung auswirken
Rande vermerkt. Es handelt sich dabei w ü r d e n . " ^ 7
um die Etablierung sozialbiologischer Die Sterilisierung sollte auch dann zu-
Forschung mden Indurstrie-Betrieben gelassen werden, wenn die Betroffenen -
selbst. Seit Beginn der 70er Jahre wurde etwa im FaU einer geistigen Behinderung
in Zusammenarbeit mit den Bundesmini- - nicht in der Lage seien, Grund, Bedeu-
sterien für Arbeit und Sozialordnung, für tung und Folgen des Eingriffs in vollem
Jugend, Familie und Gesundheit, der Umfang zu verstehen. Die Sterilisierung
Bundeswehr und verschiedenen Indu- müsse in diesem Fall durch die Zustim-
strieuntemehmen im Schatten der Ergo- mung von Vormund oder Pfleger und
nomie eine neue Forschungsdisziplin, die Vormundschaftsgericht zusätzlich abge-
Industrieanthropologie, zügig ausge- s icher t werden . ' ^^
baut.'^^ E s i s t k a u m b e k a n n t , d a ß d e r v o n d e r

Die Industrieanthropologie geht dabei sozialliberalen Bundesregierung
weit über ergonomische Forschungsan- 9.2.72 vorgelegte Gesetzentwurf zur Be¬
sätze zur Rationalisierung des Produkti- form des Stratechts die Neuregelung des

a m
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lien aufgrund von Langzeitwirkungen
und möglichen synergistischen Effekten
nicht auszuschließen." Die Kommission
veranlaßte die DFG zum Aufbau des
Schwerpunk r̂ogramms "Pränatale Dia¬
gnose genetisch bedingter Defekte" im
Jahre 1973.50

Ab diesem Zeitpunkt wurde die
Fruchtwasseruntersuchung in Kombina¬
tion mit eugenischer Abtreibung unter
Vorwegnahme der Neuregelung des §218
in verschiedenen Kliniken im gesamten
Bundesgebiet eingeführt.51 Als 1975 die
Krise der Massenarbeit das Kapital in der
BRD endgültig zwang, von der Vollbe¬
schäftigung und den Sozialleistungen ab¬
zugehen, begann der zügige Ausbau ei¬
nes Netzes von humangenetischen Bera¬
tungsstellen, in deren Arbeit die Pränatal¬
diagnostik mehr und mehr in den Vorder¬
grund rückte.

Die sozialpolitische Hauptaufgabe der
Humangenetik bestand jetzt vor allem in
der Kostenminimierung im Bereich der
Behindertenfürsorge. Sorgfältige Ko¬
sten/Nutzen-Analysen der humangeneti¬
schen Beratung errechneten den Wir¬
kungsgrad der pränatalen Selektion und
kamen zum Ergebnis, daß mit einer mög¬
lichst vollständigen Erfassung geneti¬
scher Risikoschwangerschaften bedeu¬
tende Einsparungen im Gesundheits- und
S o z i a l b e r e i c h z u e r z i e l e n s e i e n .

Die Humangenetiker Hugo W. Rüdi¬
ger (Hamburg) und Eberhard Passarge
(Essen) errechnen 1979 Einsparungen
von allein 48 Mio. DM pro Jahr, wenn
alle Schwangeren ab 38 Jahren unter¬
sucht und alle Embryonen mit Down-
Syndiom ("Mongolismus") abgetrieben
würden. Sie fordern die Herabsetzung
der Erfassungsgrenze auf 35 Jahre.52

Die bisher umfassendste Studie über
den Kostendämpfiuigseffekt der Neo-Eu-
genik entstand an der genetischen Poli¬
klinik Marburg durch den Volkswirt¬
schaftler Hans Heinrich v. Stackeiberg.
Er errechnete 1980 den volkswirtschaftli¬
chen Schaden von 43 genetisch beding¬ten Krankheitsbildem: Kosten von me^-

§218 und der Sterilisierung zum Inhalt
hatte. Für letztere war eine weitgefaßte
eugenische Indikation vorgesehen, wo¬
nach "es nicht darauf ankommt, ob das
erbliche Leiden in den nächsten oder ei¬
ner späteren Generation manifest zu wer¬
den droht." Während der Entwurf der Re-
^erung die Sterilisation von Jugendli¬
chen unter 18 Jahren und von Einwil l i-
gungsfiüügen verbieten wollte, schlug
der Bundesrat vor, "die Sterilisiation zu
erlauben, wenn der Betroffene zwar nicht
voll einwilligungsfiÜiig ist, aber immer¬
hin verstanden hat, welche unmittelbaren
Folgen eine Sterilisation hat." Vormund
und Pfleger und Vormundschaftsgericht
müßten zustimmen.

Der Schwangerschaftsentwurf aus eu¬
genischer Indikation sollte nach dem
Entwurf innerhalb von 20 Wochen nach
dem Abschluß der Einnistung vorgenom¬
men wer^n. "Dieser Zeiffaum wurde
gewählt, um neue Methoden der pränata¬
len Diagnostik, insbesondere der Frucht-
wasserantersuchung, nutzbar zu ma¬
chen", so Hartmuth Hostkotte, Ministe¬
rialrat im Bundesjustizministerium in
einer Erläuterung des Gesetzentwurfs.'*̂

Die Pränataldiagnostik wurde in der
Bun ŝrepublik auf Betreiben der Kom¬
mission für Mutagenitätsfegen der Deut¬
schen Forschungsgemeinschaft (DFG)
etabliert. Diese Kommission -bestehend
aus Genetikern, Chemikern und Krebs¬
forschem -hatte in den 60er Jahren über
die Mutagenität von Chemikalien, Arz¬
neimitteln und Arbeitsstoffen mit dem
Ziel der Risikominimierung geforscht.

1971 stellte der neue Leiter, der Phy¬
siker und Genetiker Carsten Bresch (üe
Forschungsrichtung sozusagen auf den
Kopf: "Die (DFG-) Senatskommission
für Mutagenitätsfragen hat im Dezember
1971 beschlossen, der Frage der vor
burtlichen Diagnostik von genetisch
dingten Schäden größere Aufmerksam¬
keit zu schenken. Trotz aller i^stren;
gen im Bereich der Mutagenitätsprümng
ist eine GeßÜirdung der menschlichen
Erb in format ion durch Umwel tchemika-
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zinischen Aufwendungen, Rehabilita¬
tionsmaßnahmen, schulischen Sonderein¬
richtungen, Sozialhilfe und Wohnungs¬
geld. Darüberhinaus binde ein Behinder¬
ter auch im Familienkreis Kapital, weil
er einer intensiveren Fürsorge und Be¬
treuung bedarf als gesunde Kinder. Der
Nutzen der Beratung liege aber nicht nur

der Kosteneinsparung, sondern auch in
der Bereitstellung zusätzlicher gesunder
Arbeitskräfte: die Möglichkeit der präna¬
talen Selektion ermuntere nämlich auch
Farnmen mit einer erblichen "Belasmng"
zu einer Schwangerschaft, die sie sonst
möglicherweise nicht gewagt hätten. Hu¬
mangenetische Beratung ist also eine "In

vestition in produktives Humanver¬
mögen" mit einem Kosten-Nutzen-Ver-
hälmis von 1:51. Stackeibergs Analyse
e r h i e l t 1 9 8 1 d e n G e s u n d h e i t s ö k o n o m i e ¬
preis des Bundesministeriums für Arbeit
und Sozialordnung.53

Die weiteren Entwicklungslinien lie¬
gen klar auf der Hand: Ausbau der Bera-
mngsstellen, Strategien, um die Inan¬
spruchnahme zu erhöhen, Förderung der
Bereitschaft zur eugenischen Abtreibung
durch Einsatz neuer, frühzeitiger Diagno¬
se techn i ken und ve rs tä r k te Kon t ro l l e von
Schwangeren, Embryonen und Kleinkin¬
d e r n .
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Behinderte Studierende in der
Bundesrepubiik Deutschiand

eispi
(RUB)

Am Beispiel der Ruhr-Universität Bo¬
chum sollen die Studienbedingungen und
studienbegleitenden Maßnahmen erläu¬
tert werden, denn sie sind in etwa mit de¬
nen anderer Universitäten vergleichbar.
Als erste Anspiechparmer gibt es an die¬
ser Hochschule die Studienbeu-atung des
ASTA, den Behindertenbeauftragten
"Akademischen Förderungswerks
chim" (AkaFö) und die "Interessenge¬
meinschaft behinderter Studierender"
(IBS). Diese 3Stellen sind gern bereit,
erste Auskünfte zur Orientierung zu er¬
t e i l e n .

Der Behindertenbeauftragte hat einen
vielfältigen Aufgabenbereich. Smdien-
vorbereitende Beratung, studienbeglei¬
tende Beratung, Koordination der Ange¬
legenheiten behinderter Studierender,
Vennittlerfunktion zwischen behinderten
Studierenden und der Verwaltung der
Uni, den überörtlichen Sozialhilfeträgem
(üöSht!) und den Hochschullehrern.
Wenn man sich nun für ein Studium in
Bochum entschieden hat, dann muß als
nächstes die Wohnungsfrage gelöst wer¬
den.

In Bochum gibt es ein behindertenge¬
rechtes Wohnheim, das vorallem für
Rollstuhlfahrer sehr gut geeignet ist Es
heißt Sumperkamp und befindet sich am
Uni-Center gegenüber der Universität
Das Wegstück dazwischen ist Fußgän¬
gerbereich und rollstuhlgerecht ausge¬
baut Vom Wohnheim aus kann ein Roll¬
stuhlfahrer das am entferntesten liegende

B ie l der Ruhr -Un ivers i tä t Bochum

^UTE ZIEGENBALG

Wahl und Vorbereitung des Studiums

Für zukünftige
sam, mit der Auswahl des Studienganges
imd des geeigneten Studienortes frähzei-
tig zu beginnen (ca. neun Monate bis ein
Jidn- vorher).

Als erster Überblick kann die Bro¬
schüre "Behinderte studieren" hoan
zogen werden. Diese Broschüre
kommt man kostenlos beim Deutschen
Studentenwelk in Bonn. Aus dieser sollte
man s ich mehrere Hochschuls tandor te
heraussuchen und sich dann mit der ent¬
sprechenden Studienberatung oder dem
Behindertenbeauftrag^n der jeweiligen
Hochschule in Verbindung setzen. Au¬
ßerdem ist es wichtig, sich Informationen
über die studienbê eitenden Bedingun¬
gen zu verschaffen, z.B. Wohnmöglich-
keiten, Verkehrsverbindungen, Freizeit
usw. Zusätzlich sollte man sich ein eige¬
nes Bild von den Gegebenheiten an der
ausgewählten Hochschule machen. Die
dafür notwendigen Fahrtkosten können
beim überör t l i chen
antragt werden (für Berlin -West die So¬
zialämter direkt). Bei diesem Überblick
können auch die "Interessengemeinschaf¬
ten Behinderter Studierender (IBS) oder
ähnliche Gruppen helfen, weil diese die
Bedingungen aus eigener Erfahrung ken¬
nen und sich besonders gut in die Lage
von behinderten Studienanfängern ver¬
s e t z e n k ö n n e n .

S t u d i e r e n d e i s t e s r a t -

B o -

g ;

Sozialhilfeträger be-
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Gebäude der Uni in ca. 30 Minuten errei- Die Wohnmöglichkeiten in Bochum
Chen. Fast alle Gebäude verfügen über
Aufeiige, die zuin Teil behindertenge- nBochum wurde vor fast 5Jahren ein
recht ausgestattet sin^ d.h. mit Rollstuhl- behindertengerechtes 
fahmtastatur oder mit Blindenschrift und heim errichtet. Dies ist der Sumperkamp.
Sprachcomputer.Ü b e r 5 0 Z i m m e r u n d W o h n u n g e n s i n d

In den meisten Hörsälen sind für Roll- rollstuhlgerecht ausgestattet. In diesen
Stuhlfahrer S^e entfernt worden, so Einheiten ist eine Naßzelle mit Dusche
daß man an die Schreibflächen heranfah- und Toilette eingebaut. Nur in den Wöh¬
ren kann. Für Hörgeschädigte gibt es nungen sind Küchen vorhanden, anson-
ebenfalls besondere Plätze, von denen sten können Gemeinschaftsküchen, die
das Ablesen vom Mund des Dozenten ebenfalls behindertengerecht sind, ge-
gut möglich ist, außerdem besteht die nutzt werden. In diesen Küchen
Möglichkeit der Nutzung von Milaoport- begegnen sich die behinderten- und
anlagen. Die Universitätsbibliothek ist nichtbehinderten Bewohner. Damit wird
durch einen Eingang mit elektrischer Tür die Integration der Behinderten ermög-
«nd zwei Aufzügen für Rollstuhlfahrer licht und die Hemmschwellen können oft
zugänglich.

Es müssen aber darüber hinaus noch
viele Verbesserungen geschaffen werden,
um eine Gleichstellung der behinderten
Studierenden mit den nichtbehinderten
Studierenden zu erreichen. An der Uni- rungen können aber auch in anderen
versitätsbibliothek wurde ein Hilfsdienst Wohnheimen im Uni-Center wohnen,
eingerichtet, welcher den Behinderten Für Schwerstbehinderte hat der Sum-
bei der Literaturbeschaffung behilflich perkamp aber noch einen anderen sehr
ist Darüber hinaus organisiert dieser bedeutenden Vorteil. Es gibt hier keine
Dienst auch Aufleser für stark Sehbehin- Pflegestation wie in entsprechenden
derte und Blinde. W o h n h e i m e n a n a n d e r e n H o c h s c h u l o r -

MittelMstig soll eine Ausleihmöglich- ten, jeder Behinderte kann seine Betreu-
keit für alle sehgeschädigten Studieren- ung ganz allein und auf seine Bedürf-
den aller Hochschulen in der Bundesre- nisse abgestimmt gestalten und aufbauen,
publik geschaffen werden (Austausch Die ganz persönlichen Pflegekräfte kön-
von aufgelesener Literatur der Hoch- nen die Hilfeleistungen ganz genau zeit-
schulbibliotheken untereinander). lieh und arbeitsmäßig planen und so die

Die Cafeterien der einzelnen Institute effektivste Betreuung sichern. Als zu-
sind in der Regel auch für Rollstuhlfahrer sätzliche Sicherheit ist Nachts ein Hilfs¬
zugänglich. Die Mensa dagegen ist nur
te i lweise mi t e inem "Mi t te la l ter l ichen
Aufzug" zu erreichen. Die IBS bemüht
sich seit eitügen Jahren um Umbaumaß-
mdunen, leider fehlen bis jetzt die Mittel
dazu.

Studentenwohn-

auf beiden Seiten abgebaut werden.
Die Nähe zur RUB und zur Fachhoch¬

schule Bochum ist außerdem ein großer
V o r t e i l .

Studenten mit Seh- oder Hörbehinde-

dienst eingerichtet, der über die (Not)-
Rufanlage jederzeit erreichbar ist.

Die Kosten für Pflegekräfte und Haus¬
haltshilfen werden vom Sozialamt über¬
nommen. Der Antrag muß rechtzeitig, so
früh wie möglich, gestellt werden, da die
Bürokratie des Amtes oft genug zu War¬
tezeiten von bis zu 4Monaten zwingt.
Für viele Smdienanfänger ein ̂ oßes
Probien^ aber nach der Erstbewilligung
gibt es in der Regel keine Schwierigkei¬
t e n m e h r .

Die Verwaltung der Universität und
die studentische Verwaltung sind so im
Universitätsbereich integriert, daß sie
auch von allen Behinderten erreicht wer¬
den können.
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Ausbiidungssituation an der RUB für
B e h i n d e r t e

Wie schon an anderer Stelle erwähnt sind
f^t alle Ausbildungsräume der Univer¬
sität für Rollstuhlfaihrer zugänglich. Da¬
mit können alle angebotenen Fächer stu¬
diert werden. Es gibt allerdings keine
Orientierungshilfen für Sehgeschädigte
und Blinde. Wenn die schwerstbehinder-
ten Studenten, z.B. Hilfe beim Mitschrei¬
ben brauchen, dann kann im Rahmen der
Eingliederungshilfe von überörtlichen
Sozialhilfeträgem die Finanzierung eines
Stu^enhelfers übernommen werden.
Meist sind ̂ es Zivildienstleistende. Bei
Hörgeschädigten wird meistens ein Dol¬
metscher bezahlt. Hilfsmittel, die zur Er-
eichterung des Studiums und zum Nach-
teüsausgleich gegenüber nichtbehinder-

w e r d e n
ebenfalls übernommen. Dazu gehörenSchreibmaschinen, Computer,̂  usw
Wenn der Behinderte in der Lage ist, einAuto selbst zu fahren, wird dieŝ auch zu¬
sammen mit den Kosten für den Führer-

"«^wendigen Umbauten
des PKW übernommen. Diese Hilfs-
imttel werden von der Eingliederungs-hi l fe übernommen.

Eingliederungshilfe nach dem 58
39 ff BSHG (Bundessozialhilfegesetz)
hat das Ziel, allen Personen, die behin¬
dert sind, erforderliche Hilfen zu TeU
werden zu lassen, die zur Ausbildung
und Rehabilitation notwendig sind.

Zuständig ist der überörtliche ’Sozial-
hilfeträger (in Berlin-West die Sozialhil-
feüäger). Behinderte Studenten können
bei dieser Stelle alles beantragen, was für
ihre Ausbildung (Studium) und für ihre
Teilnahme am Leben in der Gesellschaft

Gmnd ihrer Behinderung erforderlich
ist. Die Höhe der Hilfe richtet sich nach
dem individuellen Bedarf und den dazu
aufzuwendenden notwendigen Kosten.
Bei allen Anträgen zur Eingliederungs¬
hilfe gilt wie für alle Sozialhilfeanträge,
daß nicht vorgeleistet werden darf. Es
muß immer erst der schriftliche Bewilli¬

gungsbescheid abgewartet werden, bevor
das Hil fsmittel erworben wird. Oft ist ein
rechtzeitiges Studieren ohne die Hilfe
des "üöSht" nicht möglich. Sehr tragisch
e r w e i s t s i c h d a n n a u c h h i e r e i n e f a s t
regelrechte Gleichgültigkeit des "üöSht"
gegenüber den Nöten der Behinderten.
Deshalb ist es nicht selten, daß es zu
Verzögerungen bei der Studienaufnahme,
bis zu einem Jahr, kommt, weil ein Hilfs¬
mittel nicht rechtzeitig bereitgestellt
w u r d e .

In den Prüfungsordnungen der Hoch¬
schulen gibt es in der Regel einen Passus,
der die Bestimmungen für z.B. Zeitver¬
längerung bestimmt. Meist muß die Son¬
derregelung aber vom Prüfungsamt oder
Prüfungsausschuß genehmigt werden.
Wenn Ausnahmeregelungen erforderlich
sind, sollte man möglichst frühzeitig ge¬
naue Erkundigungen einholen, um Nach¬
teile von vornherein zu vermeiden.

Organisationsformen der betroffenen
Studierenden

An fast allen Hochschulorten gibt es In¬
teressenvertretungen behinderter Studie¬
render. In Bochum ist dies z.B. die Inter¬
essengemeinschaft behinderter Studie¬
render (IBS Bochum). Die IBS befaßt
sich mit allen studentischen Angelegen¬
heiten an Bochumer Hochschulen. Durch
die Erfahrung ihrer Mitglieder versucht

Gruppe, bei der Bewältigung von
Problemen im universitären, sozialen und
persönlichen Bereich zu helfen. Die
Gruppe besitzt ein eigenes Büro im Stu¬
dentenhaus, Zi. 009, Tel.: 7005030 und

sich regelmäßig Mittwochs in der
KSG. Auf folgenden Gebieten kann die
IBS sachkundige Beratung bzw. Hilfe¬
stellung anbieten:

S tud ium

■Smdien- und Prüfungsordnung
■F i n a n z e n
■W o h n e n
■Recht/Behörden
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■M o b i l i t ä t
■F r e i z e i t

nicht anders wie in jeder anderen Stadt.

Wohngeld

Behinderte Studierende haben genau wie
nichtbehinderte Studierende in der Regel
keinen Anspruch auf Wohngeld. Hiervon
sollte man sich als BAFöG-Empfänger
trotzdem nicht abhalten lassen und
immer wieder einen neuen Wohngeld-
Antrag stellen, weil bei der späteren
Rückzahlung des BAFöG dann das nicht
gewährte Wohngeld auf dem Klageweg
von der BAFöG-Rückzahlungsverpflich-
tung abgezogen werden kann. Dadurch
vermindert sich die BAFöG-Schuld.
Nach dem Förderungsende durch
BAFöG besteht auf jeden Fall ein An¬
spruch auf Wohngeld.

Voraussetzung ist: Es ist objektiv er¬
kennbar, daß der Studierende die Ent¬
scheidung getroffen hat, sich dauerhaft
vom Elternhaus zu lösen, dadurch daß
■er verheiratet ist oder
■er ist alleinstehend und bewirtschaftet

einen eigenen Haushalt,
■er ist nicht nur vorübergehend von der

Wohnung seiner Eltern abwesend und
die Wohnung der Eltern besitzt keinen
geeigneten Wohnraum für ihn, z.B. istdiese Voraussetzung auch gegeben,

die Wohnung der Eltern für
einen Rollstuhlf̂ er nur über
Treppen zu erreichen ist. Oder

■er hat vor dem Studium eine Aus¬
bildung abgeschlossen und hat
anschließend für seinen
Lebensunterhalt selbständig gesorgt.

Außerdem engagieren sich die Gruppen¬
mitglieder für behindertengerechte archi¬
tektonische Veränderungen an den Hoch¬
schulen, um gleichwertige Studienmög¬
l i c h k e i t e n f ü r B e h i n d e r t e u n d N i c h t b e ¬
h inder te an a l len Un is zu e r re ichen . D ie
Kontakte zu den Hochschulverwaltungen
sind dabei sehr wichtig. Die IBS ist nicht
nu r im un i ve rs i t ä ren Be re i ch ak t i v, son¬
dern bemüht s ich auch z .B. um den be¬
hindertengerechten Aus- und Umbau des
ö f f e n t l i c h e n N a h v e r k e h r s s o w i e u m e n t ¬
sprechende Veränderungen in der Stadt¬
planung (Einwirkungsversuche auf kom¬
munale Bebauungspläne etc.). Alle, die
sich für die Arbeit der Interessengemein¬
schaft interessieren, sind herzlich will¬
kommen! (Eine Adressenliste der IBS'en
kann de r B roschü re "Beh inde r t e s t ud i e¬
ren" entnommen werden).

Die Integrationsmöglichkeiten
a u ß e r h a l b d e r H o c h s c h u l e n
in Bochum

Zunächst ist zu sagen, daß der öffentliche
Nahverkehr in Bochum genauso behin¬
dertenfeindlich ist wie im gesamten Bun¬
desgebiet und Berlin. Die Rollstuhlfahrer
s ind au f d i e Beh inde r t en fah rd i ens te de r
Wohlfahrtsverbände angewiesen. Dafür
gibt es eine bestimmte Anzahl von Frei¬
fahrten, die über Gutscheine vom Sozi¬
alamt der Stadt Bochum abgerechnet
w e r d e n . D a d i e F a h r d i e n s t e a b e r a u f ¬
grund der geringen Fahrzeugkapazitäten
oft überlastet sind, ist dies eine echte
Einschränkung der Rollstuhlfahrer.
Für Sehbeschädigte und Blinde gibt es
ebenfalls kaum CMentierungshilfen.

D a s z w i s c h e n d e r U n i u n d d e m
Wohnheim gelegene Einkaufszentrum
wurde in der letzten Zeit rollstuhlgerecht
umgebaut. Zum Teil gibt es auch Weg¬
markierungen für Blinde. Ansonsten sind
die örtlichen Gegebenheiten in Bochum

w e n n

Stiftungsmittel

Selbstverständlich kann jeder Behinderte
über die einschlägig bekannten Snf-
tungen versuchen, sein Studium zu finan¬
z i e r e n .

Nun gibt es darüber hinaus eine Süt-
tung, die speziell das Fach- oder Hoch¬
schulstudium von Behinderten fördert.
Es i s t d ie

Dr. Willi-Rebelein-Stiftung
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Vorstand Dr. K laus Ot to
A m M e s s e h a u s 2 - 4

8500 Nürnberg 20
Te l . : 0911 /5820

Die "Dr. Willi-Rebelein-Stiftung" ist
eine gemeinnützige rechtsfähige Stiftung.
Ihr ausschließlicher Zweck ist die Förde¬
rung Behinderter. Insbesondere wird der
durch die Körperbehinderung bedingte
zusätzliche Ausbildungsbedarf gefördert,
sofern dieser nicht durch andere Stellen̂
wie Z.B. dem Landschaftsverband, finan¬
ziert werden kann.

Hieranter fallen zum Beispiel; Fahrt¬
kosten zur Uni, Kosten für Gebärdendol¬
metscher, Kosten für Aufleser etc..

Es kann sich hierbei um laufende mo-
naUiche Kosten sowie um einmalige Lei¬
stungen zur Anschaffung von Hilfsmit-
teln handeln. Wer gefördert wird,entscheidet der Stiftungsvorstand.

t i o n i n u n s e r e r G e s e l l s c h a f t w e s e n t l i c h
leichter wie mit gleicher Behinderung
ohne hohe Qualifikationen. Leider sind
die Studienbedingungen oft noch nicht
so, daß die Gleichstellung von behinder¬
t e n u n d n i c h t b e h i n d e r t e n S t u d i e r e n d e n
gewährleistet werden kann. Dazu müssen
noch architektonische Barrieren abgebaut
werden und die entsprechenden Hilfs¬
möglichkeiten müssen durch bessere Fi-
nanzierang und unbürokratische Handha¬
bung der gesetzlichen Maßnahmen ver¬
einfacht werden.

B e s o n d e r s b e t r o f f e n s i n d d i e b e h i n ¬
de r ten S tud ie renden auße rdem von den
ständig überfüllten Hochschulen. Roll¬
s t u h l f a h r e r e r h a l t e n n o c h n i c h t e i n m a l
einen Stehplatz vor dem Podium und
müssen oft draußen im Flur stehen, oder
haben keinen Sichtkontakt , wei l a l le
N i c h t b e h i n d e r t e n d a v o r s t e h e n . H ö r b e ¬
hinder te können s ich durch den dadurch
noch größeren Geräuschpegel überhaupt
n i ch t meh r o r i en t i e ren bzw. e twas ve r¬
stehen.

T r o t z a l l e m s o l l t e n s i c h B e h i n d e r t e
n ich t du rch d ie V ie l zah l von Prob lemen
abschrecken lassen. S ie so l l ten v ie lmehr
die bereits vorhandenen Erfahrungen zu
einem eigenen Studium nutzen, um oben
erwähnte Qualifikationen zu erreichen.

Abschlußbemerkung

Es läßt sich zusammenfassend bemerken,
daß man als behinderter Student bei ent¬
sprechender Unterstützung viele Möa-
lichkeiten an Hochschulen hat Durch

umfassende Ausbildung ist Integras e i n e
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Selbstbestimmt leben I II I

Eine Bewegung Behinderter gegen Menschenrechtsver-
ietzungen, Aussonderung und Diskriminierung für gleiche
Bürgerinnenrechte, Emanzipation und Selbstbestimmung

werden, einfordem oder auch einklagen.
Beispielhaft erwähnt seien hier die For¬
derung nach der Abschaffung einer Son¬
derbehandlung für Behinderte (wie Son¬
dereinrichtungen oder Sonderfahr¬
dienste), der Kampf um einen behinder¬
tengerechten öffentlichen Nahverkehr
oder aber die Forderung nach emanzi-
pierten/integrativen Kindergarten- und
Schulmodellen. .

Ich möchte an dieser Stelle ein Zitat
von Adolf Ratzka, dem Mitbegründer der
"Stockholmer Kooperetive für Indepen¬
dent Living Selbstbestimmt Leben" mit
einfließen lassen:

"Erst wenn wir davon überzeugt sind,
daß wir die gleiche Lebensqualität ver¬
dienen, die andere für selbstverständlich
hinnehmen, werden wir uns nicht mehr
in Anstalten und Heimen abschieben las¬
sen, sondern fordern, überall wohnen zu
können. Dann werden wir uns nicht län¬
ger vom Sonderfahrdienst der Wohlfahrt
verfrachten lassen, sondern behinderten¬
gerechte Anpassung aller Verkehrsmittel
fordern. Dann werden wir uns nicht in
krankhafte Abhängigkeit von unseren
Angehörigen zwingen lassen, sondern
persönliche Assistenzdienste fordern, die
uns frei machen. Dann werden wir nicht
mehr dankbar über integrierte Teestuben
und Freizeiten Freudentränen vergießen,
sondern gleiche Bürgerrechte fordern.

M O N I K A S T R A H L

Ein selbstbestimmtes Leben Behin¬
d e r t e r m u ß v o n B e t r o f f e n e n s e l b s t f o r ¬
mul iert und durchgesetzt werden. Es
kann nicht angehen, daß andere Nichtbe¬
hinderte für uns sprechen -weil es doch
schon immer so war, oder weil Behin¬
derte angeblich so hilflos sind! Wir sind
kompetente Fachleute in eigener Sache -
nur wir können wissen, was gut für uns
ist, denn es geht um unsere Lebensgestal¬
tung und um umsere Lebensqualität. D.h.
na tür l i ch n ich t , daß w i r d ie Unter¬
stützung und Solidarität Nichtbehinderter
nicht brauchen. Was wir aber auf keinen
Fall brauchen, das ist Bevormundung!

Was heißt nun aber "selbstbestimmt
Leben"? Es heißt z.B., daß wir die Ver¬
antwortung und Kontrolle über unser Le¬
ben selbst übernehmen und nicht an an¬
dere delegieren -und das wir uns gegen
bestehende bevormundende Strukturen
zur Wehr setzen. Das bedeutet, daß wir
unsere Probleme selbst definieren, d.h.
auch, daß wir eigene Lösungen ausarbei¬
ten und d ie In i t ia t i ve be i der Verw i rk l i¬
chung unserer Ziele nicht an andere ab¬
treten. Konkret bedeutet dies, daß wir die
g le ichen Bürger innenrechte, wie s ie
nichtbehinderten Menschen zugestanden
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D a n n w e r d e n w i r u n s n i c h t m e h r u n s e r e r

Behinderung schämen, uns verstecken
und ein Zuschauerdasein fr isten, sondern
am Leben als freie und stolze Menschen
teilnehmen." (Adolf Ratzka, 1987)

"Selbstbest immt" Leben bedeutet a lso
mehr Lebensqual i tät. Die "Selbstbe¬
stimmt Leben-Bewegung" ist der Kampf
gegen Diskriminierung und Bevormun¬
dung Behinderter und die Einforderung
von Bürger innenrechten. "Selbstbe¬
stimmt Leben" ist daher im höchsten
Maße politisch.!

"Independent-Living Movement" in
d e n U S A

In ̂n Vereinigten Staaten lernte die Be-
nindenen-Bewegung (Independent Li-

ng-Movement) von den politischen
Burgerinnenrechts-Bewegungen. Behin-
üerte lernten von der Frauen-, Farbigen-
und Homosexuellen-Bewegung und be¬
gannen sich zusammenzuschließen, um
sich gegen die alltäglichen Menschen-
ĥtsverletzungen zur Wehr zu setzen,

oie wandten sich von den traditionellen
Behindertenorganisationen/Wohlfahrts-
verbänden ab und begannen ihre Angele-
genheiten selbst in die Hand zu nehmen
(vgl. Judy Heumann, 1988)

Ein wichtiger Schritt nach vorne war
in den 70er Jahren verabschiedete

"Anti-Diskriminierungsgestz". Grund¬
sätze der Verfassung, wie Freiheit und
Gleichheit, waren lange Zeit nur ein
Recht der weißen, männlichen Amerika¬
ner. Erst in den 60er Jahren hat die Bür-
gerlnnen-Rechts-Bewegung erreicht, daß
die Diskriminierung Schwarzer und an¬
derer ethnischer Minderheiten gesetzlich
verboten wurde. In den 70er Jahren
wurde ein Anti-Diskriminierungsgesetz
für Frauen durchgesetzt. Im Rahmen der
Diskussion um ein neu zu verabschieden¬
des Rehabilitatiosgesetz forderten einige
politisch aktive Behinderte, daß ein Anti-
Diskriminierungs-Teil in das Gesetz mit
eingefügt wird. Bis zur Verabschiedung
des Gesetzes mit dem entsprechenden

Zusatz (§540 Rehabilitationsgesetz) im
Jahre 1973 gab es jedoch noch einige
Barrieren und Kämpfe seitens der Behin-
derten-Bewegung zu bestehen. Es gab
mehrere Demos und Besetzungen, wie
z.B. die 27tägige Besetzung des Verwal¬
tungshauses der Bundesregierung in San
Francisco. Diese Besetzung war verbun¬
den mit Repressionen seitens der poli¬
tisch Mächtigen, wie Androhung von
Zwangsräumung und Kontaktsperre zur
Fresse (diese ̂ssekonferenz konnte üb¬
rigens durch Übermittlung per Zeichen-
/Gebärdensprache doch noch stattfin¬
den!). (vgl. randschau, Nr. 1, 1986) Die
wichtigsten Regelungen des §504 sind
neben des Disloiminierungsverbotes für
die gesamte Behinderten-Bewegung in
folgenden Bereichen festgelegt:

Arbeitgeber mußten Behinderte ein¬
stel len.

- U n i s m u ß t e n
umgebaut werden, ebenso Kranken¬
häuser, öffentliche Gebäude etc.

-Im sozialen Wohnungsbau mußten be¬
hindertengerechte Wohnungen einge¬
richtet werden (mit Kürzung dieser
Programme durch Reagan allerdings
kaum noch von Bedeutung).
Öffentliche Verkehrsmittel mußten be¬
hindertengerecht werden.

-Schulen mußten Behinderte aufneh-
rnen und dafür sorgen, daß es Alterna¬
tiven zur Sonderbeschulung gab."
(rMdschau, Nr. 4, 1986)
Dieses Gesetz gab der Behinderten-

Bewegung in den USA Aufschwung und
eine gute Basis für die nun anstehende
Arbeit -der Verwirklichung gleicher
Burgerinnenrechte.

Schon im Jahre 1972 wurde in
Bprkeley, Kalifornien, das erste "Center
of Independent Living" (CIL) gegründet,
ln diesen Zentren sind Behinderte Fach¬
leute in eigener Sache. Individuell wer¬
den hier Lösungen erarbeitet, die es
dem/der einzelnen Behinderten ermögli¬
chen, ein selbstbestimmtes Leben zu füh¬
ren. Neben Beratung, juristischer Infor¬
mation, Gruppenarbeit und Begleitung

rollstuhlzugänglich
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hat jedoch nach wie vor der politische
Kampf z.B. um behindertengerechte öf¬
fentliche Verkehrsmittel einen wichtigen
Stellenwert. In den USA gibt es mittler¬
weise mehr als 200 Independent Living
Cen te rs .

Selbstbest immt-Leben-Bewegung" in
d e r B R D

ständig Leben gleichgesetzt. Dies reicht
jedoch nicht aus, um von der Fremdbe¬
stimmung zur selbstbestimmten Lebens¬
führung zu gelangen. Ein Beipiel: Wenn
ein behinderter Mensch nach jahrelanger
Bevorrnundung im Heim oder jahre¬
langer Überbehütung und -betreuung im
Elternhaus mit den Erfahrungen einer be¬
hindertenspezifischen Sonderbehandlung
b e s c h l i e ß t , s e i n L e b e n a u ß e r h a l b v o n
Institutionen oder Elternhaus zu organi¬
sieren, gehört zu diesem Schritt oftmals
mehr dazu, als z.B. ein Mobilitätstraining
(Haushaltsfiihrung/Erlemen lebensprakti¬
scher Fähigkeiten) oder eine behinderten¬
gerechte Wohnung und eine Pflegeorga¬
nisation, wo Behinderte z.Zt. meistens
immer noch Objekte sind, an denen
Hilfeleistungen erbracht werden.

Z u e i n e m s e l b s t b e s t i m m t e n L e b e n
oder Wohnen gehören Selbstvertrauen,
Mut, Neues auszuprobieren und die Be¬
reitschaft, Verantwortung zu überneh¬
men. Um auf diesem Wege Unterstüt¬
zung und Begleitung zu bekommen, ha¬
ben sich mittlerweise in BRD Beratungs¬
stellen bzw. "Zentren für selbstbestimm¬
tes Leben" gegründet. Das Prinzip dieser
Beratungsstellen ist im wesentlichen ähn¬
lich aufgebaut, wie die Centers of Inde¬
pendent Living in den USA:

"SELBSTBESTIMMT LEBEN ZEN¬
TREN haben die(se) Funktion durch per-
sönliche(n) Beratung, Begleitung und
Unterstützung bei der Durchsetzung indi¬
vidueller Rechte und selbstbetimmter Le¬
bensmöglichkeiten persönliche Hilfe zu
leisten. Gleichzeitig soll über Betroffe-
nenberatung anhand konkreter Vorbilder

Gegenwehr ermutig, Informationen
über Mißstände und Diskriminierungen
gesammelt, gebündelt, öffentlich
gemacht und Widerstand dagegen orga¬
nisier t werden.

I I

D ie pol i t ische Behinder ten-Bewegung
bas ier t h ier in der BRD im wesent l i chen
auf den Ideologien, die von der Krüppel¬
bewegung seit Ende der 70er Jahre aus¬
gingen. Die Zielsetzung dieser Bewe¬
gung war, die Lebensbedingungen von
Krüppeln/Behinderten in unserer Gesell¬
schaft zu verbessern, indem herkömmli¬
che Strukturen kritisiert und Alternativen
angeregt wurden, wobei außerdem die
sog. Behindertenpolitik nicht mehr den
nichtbehinderten
überlassen werden sol l te. Pol i t isches
Aufsehen erregte die Bewegung durch
Aktionen, wie z.B. zum Fahrdienst für
Behinderte (Rathausbesetzungen in
Hamburg und Bremen, Straßenblockaden
etc.) in den Jahren 1980/81 und mit dem
"Krüppeltribunal" zum UNO-Jahr der
Behinderten im Dezember 1981, wo sich
Krüppel- und Behinderteninitiativen zu¬
sammentaten und die Aussonderungspo¬
litik Behinderter in der BRD ("Jahr der
Behinderer") anklagten (vgl. Krüppel-
Tribunal: Menschenrechtsverletzungen
im Sozialstaat, 1983).

Im Laufe der Jahre haben wir erkannt,
daß analog zur politischen Arbeit auch
eine Beratung/Begleitung im Sinne der
Betroffenen laufen muß, damit neben den
zu verändernden gesellschaftspolitischen
Rahmenbedingungenauch die individu¬
elle Umsetzung zum selbstbestimmten
Leben Behinderter praktiziert werden
k a n n .

S te l l ve r t r e te r i nnen

z u r

I d e a l f a l l s i n d S E L B S T B E ¬
STIMMT LEBEN ZENTREN Selbstän¬
digkeitstrainingszentren, Informations¬
börsen, Beratungseinrichtungen, Be¬
s c h w e r d e z e n t r e n u n d K r i s t a l l i s a t i o n s ¬
punkt politischer Bewegung. Sie sollen

I m
Was aber sind die individuellen Vor¬

aussetzungen für ein selbstbestimmtes
Leben und wie kann dies erreicht wer¬
den? Oftmals wird ein selbstbestimmtes
Leben mit Selbstständigkeit oder selbst-
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kritische Distanz sein und dürfen daher
nicht selbst Anbieter ambulanter Dienste
weiden." (Horst Frehe, Thesen zur As¬
sistenz, 1989)

E ines de r v ie len Z ie le d iese r Bera¬
tungsstellen/Zentren
stimmtes Leben soll es sein, gerade auch
stark pflegeabhängigen Menschen eine
ambulante Assistenz außerhalb von Hei¬
men zu ermöglichen, ohne daß die Struk¬
turmerkmale von Heimen übenommen
bzw. wiederholt werden, (vgl. "SELBST¬
BESTIMMT LEBEN"-Entwicklung ei¬
nes Bremer Projektes, 1987).

Um die Strukturen einer Sonderbe¬
handlung, die Menschenrechtsverlet¬
zungen wie Bevormundung, Abhängig¬
keiten, Einschränkungen, Isolation, Ver¬
armung und soziale Abwertung aufwei-
sen, aufzubrechen, müssen Behinderte
die Kompetenzen, die zum Führen eines
selbstbestimmten Lebens notwendig
sind, zurückfordem. Zu diesen Kompe¬
tenzen gehören Finanzkompetenz (Ver¬
fügung über finanzielle Mittel, um zB
die notwendige Assistenz/Helfer selbst

bezahlen), Organisationskompetenz
(z.B. über Art, Form und Zeitpunkt der
benötigten Assistenz selbst zu bestim¬
men), Personalkompetenz (Möglichkeit,
als Arbeitgeberin aufzutreten und die As¬
sistenz selbst einzustellen), Anleitungs¬
kompetenz (Möglichkeit, die Assistenz
z.B. durch Schulung der Betroffenen,
selbst anzuleiten), Raumkompetenz
(jede/jeder muß die Möglichkeit haben,
auch bei einer sog. "rund-um-die Uhr-
Assistenz(-"Betreuung")", dort zu leben,
wo sie/er will! (vgl.ebda.)

Eine wichtige Voraussetzung für ein
selbstbestimmtes Leben ist die "persönli¬
che Assistenz". Die traditionelle Alterna¬
tive zur persönlichen Assistenz ist die in¬
st i tu t iona l i s ie r te
(Zivi, Nachbarschaftshilfe,
/Hauspflege), wo Behinderte in den mei¬
sten Fällen Objekte ("Hilfsbedürftige")
von Pflegerinnen, Helferinnen und Be¬
treuerinnen sind. Diese Sprache spricht
für sich. In der Symbolik des Wortes ist

ein Machtverhältnis erkennbar -der/die
"Hilfsbedürftige" an dem/der "Hilfe",
"Betreuung" und "Pflege" geleistet er¬
bracht wird. Persönliche Assistenz hinge¬
gen ist nach den individuellen Bedürfnis-
sen/Bedarfen Behinderter ausgerichtet
und wird von uns selbst organisiert. Zur
Umsetzung und Organisation von per¬
sön l i che r Ass i s tenz i s t h i e r i n B remen
der Aufbau einer "Assistenzgenossen-
sch^t" in Vorbereitung. Dies ist eine Or¬
ganisationsform, wo Betroffene, die eine
persönliche Assistenz benötigen (Behin¬
derte, Alte, Kranke) ihre o.g. Kompeten¬
zen behalten oder wiedererlangen.

Zur Umsetzung dieser individuellen
Rechte und selbstbestimmten Lebens¬
möglichkeiten Behinderter haben sich in
der BRD mittlerweile in 5Städten Bera¬
tungsstellen/Zentren für Selbstbestimm¬
tes Leben etabliert. Diese Beratungsstel¬
len sind von Behinderten selbst organi¬
siert. In allen fünf Zentren steht die Bera¬
tung und Begleitung Behinderter und
auch ihrer Familien, teilweise auch die
psychosoziale Begleitung und die politi¬
sche Arbeit zur Verbesserung der Le¬
benssituation behinderter Menschen im
Vordergrund. In Bremen hat die Bera¬
tungsstelle "Selbstbestimmt Leben" im
Oktober 1986 ihre Tätigkeit auf genom¬
men. In Köln gibt es seit Mai 1987 das
"Zentrum für selbstbestimmtes Leben".
In Hamburg hat die Beratungsstelle
"Autonom Leben" im März 1988 ihre
Arbeit angefangen. Seit kurzem gibt es
auch in Kassel (Verein zur Förderung der
Autonomie Behinderter -"fab") und in
Erlangen eine Beratungsstelle.

In allen Beratungsstellen sind die Mit¬
arbeiterinnen selbst behindert. Allein die
Tatsache, das der ratsuchenden Person
eine ähnlich betroffene Person gegen¬
übersitzt, schafft eine Ebene des Vertrau-

und der Verständigung. Die Möglich¬
keit offen über die Probleme von Behin¬
derung und "behindert werden" zu reden
ist eher gegeben, als wenn die Beraterin
nicht behindert wäre. An dieser Stelle
möchte ich darauf hinweisen, daß die

f ü r S e l b s t b e -

z u

Pflegeorganisation
' , K r a n k e n - e n s
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Selbstbestimmt Leben-Zentren die einzi¬
gen Beratungsstellen sind, die Beratung
im Sinne von Betroffenen anbieten. Das
bedeutet, daß hier die Belange und Be¬
dürfnisse Behinderter an erster Stelle
stehen. Es ̂ bt keine übergeordneten In¬
teressen, wie bei den herkömmlichen tra¬
ditionellen Anbieterliuien von Beratung
(wie Z.B. bei Vernetzung mit Dienstlei¬
stungen, Anbindung an BehOrde/Wohl-
fahrtseinrichtungen). Um übergeordnete
Interessen zu vermeiden ist es von daher
auch erforderlich, daß ambulante Dienste
imd Selbstbest immt Leben-Zentren in der
Organisationsstruktur unabhängig von¬
einander arbe i ten.

Ein wichtiger Bestandteil der Bera¬
tungsarbeit ist das sog. "Peer Counse-
ling". Peer Counseling bedeutet, daß Be¬
troffene wiederum Betroffene beraten.
Diese Art von Beratung basiert auf dem
Prinzip der gegenseitigen Information
und Ermunterung. Wichtig ist hierbei,
daß die beratende Person sich in einer
nahezu identischen Situation befindet
oder vor kurzem befand, wie die ratsu¬
chende Person. Hat z.B. eine behinderte
Person den Übergang vom institutionali¬
sier ten zum selbstbest immten Leben
vollzogen, so eignet sie sich als "Peer
Counselor"/BeraterIn für jemand, die/der
aus dem Heim ausziehen will. Die ratsu¬
chende Person kann sich mit der/dem Be¬
raterin identifizieren und sieht in der Per¬
son des Peer C3ounselors ein ermutigen¬
des Vorbild. Dieses Prinzip, welches sei¬
nen Ursprung in der genannten Idepen-
dent-Living-Bewegung hat, wird hier in
der BRD schon vereinzelt angewandt
Z.B. in zielorientierten Gesprächsgrup¬
pen oder in Beratungssituationen, wenn
Z.B. Ratsuchende fi& sich persönliche
Assistenz organisieren wollen, so sollte
die/der Beraterin nach Möglichkeit selbst
persönliche Assistenz in Anspmch neh¬
m e n .

keine fertigen Konzepte für die anstehen¬
de Problemlösung vorgelegt sondern es
wird gemeinsam eine Lösung erarbeitet
Das Problem muß zunächst von den Rat¬
s u c h e n d e n d e fi n i e r t w e r d e n . E v e n t u e l l
schon bestehende Lösungsvorschläge
s o l l t e n d a n n v o n d e n R a t s u c h e n d e n
selbst formuliert werden, welche dann
gemeinsam hinsichtlich einer Realisier¬
barkeit überprüft werden. Schritt für
Schntt wird dann individuell und nach
dem Bedarfsptofil der Betroffenen hin
ausgerichtet gemeinsam die Lösung
gestrebt

Diese Form der Beratung erfordert
von beiden Teilen viel Ausdauer und
Kraft Doch nur so kann es verhindert
werden, daß behinderten Menschen, die
eine Beratung in Anspmch nehmen, Le¬
bensmodelle, die oftmals nach der Noim
von Nichtbehinderten ausgerichtet sind,
übergestülpt werden.

Nun gibt es aber auch Menschen, die
es entweder nie gelernt haben für sich zu
sprechen oder die aufgrund ihrer Behin¬
derung (z.B. geistig Behinderte/Himver-
letzte) nur eingeschränkt in der Lge sind,
ihre Bedürfnisse und Fbrdörungen für
sich zu formulieren. Gerade auch in die¬
sen Bereichen sind die Selbstbestimmt
Leben-Zentren gefordert. Menschen, die
Z.B. nur in entmündigenden Veihältnis-
sen gelebt und somit nie gelernt haben,
für sich selbst zu sprechen, müssen An¬
gebote einer individuellen Begleitung be¬
kommen. Dies bedeutet nicht nur Beglei¬
tung bei Behördengängen, sondern vor
allen Dingen Begleitung im Gespiäch,
wo Zeit und Raum voÄanden ist, um
Z.B. über Ängste zu reden, damit heue
Räume entstehen, wo Ungewohntes aus-
probieit werden kann. Weiterhin müssen
vermehrt (jesprächsgruppen angeboten
und ausgebaut werden. In Bremen ist die
Gesprächsgmppe ein Forum, wo sich Be¬
hinderte austauschen können und ge¬
meinsam an einer Problembewältigung
(Auszug aus Heim/Eltmihaus, Organisa-
tion/AnlemenAJmgang vonÄnit Assi¬
stenz) z.B.in Form von Rollenspielen ar-

a n -

Ein weiteres wichtiges Element der
Beratung ist die Form der Beratung, also
die Frage nach dem wie wird teraten.
Den Ratsuchenden werden grundsätzlich
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b e i t e n . Te i l w e i s e w i r d h i e r a u c h d a s
Prinzip des Peer Counseling angewandt,
z.B. wenn wir Betroffene einladen, damit
sie ihre Erfahrungen (Auszug aus dem
Heim, eigenständige Megeorganisation,
AUtagsbewältigung) an die Gruppenmit-
gliederlnnen weitervermitteln.

Dies ist nur ein kleiner Auszug des
breiten Arbeitsfeldes der Zentren für
Selbstbestimmtes Leben. Neben den ge¬
nannten Aspekten möchte ich noch kurz
weitere Arbeitsfelder zumindest benen¬
nen: juristische Beratung; psychosoziale
Begleitung; Verhandlungen mit Poli-
hk̂ erwaltung (z.B. Wohnungspolitik,
Schulsystem, Arbeit, Werkstätten für Be-
toderte, Pflegegeld etc.); Weiterbil¬
dungsangebote ;Gremienarbeit; Hilfs¬
mittelberatung; Beratung zu Urlaubsan¬
geboten für Behinderte und last not least
... ökonomische Überlebenskämpfe. Lei¬
der geht immer noch viel Zeit und Kraft
für die die ökonomische Absicherung der
Beratungsstellen/Zentren für Selbstbe¬
stimmt Leben verloren. Alle Beratungs¬
stellen arbeiten auf der ABM-Basis -dies

bedeutet Jahr um Jahr neue Existenzsor¬
gen. Durch die ABM-Regelung wird die
erforderliche Personalkontinuität, welche
für eine qualitativ gute Arbeit erforder¬
lich ist verhindert, was wir dringend be¬
nötigen sind daher Haushaltstitel, damit
eine kontiniertliche Arbeit auch in Zu¬
kunft gewährleistet ist!

Ich schließe mit einer Passage aus der
Resolution einer internationalen Arbeits¬
tagung von Behinderten zum Thema
"Selbstbestimmt Leben" vom 12. -14.
April 1989 im Europäischen Parlament
in Straßburg:

"Wir verurteilen (deshalb) Aussonde¬
rung und Institutionaliesirung behinder¬
t e r M e n s c h e n a l s u n m i t t e l b a r e M e n ¬
schenrechtsverletzung. Wir sind der Auf¬
fassung, daß es die Pflicht einer jeden
Regierung ist, Gesetze zum Schutz der
Menschenrechte Behinderter zu erlassen,
einschließlich Gesetze zum Schutz des
Gleichheitsgebots zwischen Behinderten
und Nichtbehinderten."
(randschau, Nr. 4, 1989)
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Behinderte im Faschismus

der Inneren Mission betrachtet werden,
d e n n a t i o n a l s o z d a l i s d s c h e n

Machthabern in entscheidenden Punkten
Hand in Hand marschierte;
chen wäre die private und öffentliche
(Behinderten-) Fürsorge, die sich als un-
politsch verstand und doch die Werte von
Zucht und Ordnung verfolgte. Und
müßte über die Sozial- und Gesundheits¬
bürokratie berichtet werden, der vielmehr
das Wohlergehen des Staatshaushaltes
als das der Behinderten am Herzen lag.

Das dauernde Bemühen, Behinderun¬
gen und zugleich behinderte Menschen
von der al l tägl ichen Bi ldfläche ver¬
schwinden zu lassen, läuft auf einen End¬
punkt zu -auf die "Euthanasie", auf den
hunder t tausendfachen Mord aus "Barm¬
herzigkeit" oder auch wohldurchdachtem
Kalkül. Das Aufspüren der ideologischen
Hintergründe der Massentötungen im
NS-Regime und deren Bewertung bzw.
Gewichtung im Jahr

1988 ist für behinderte Menschen von
zentraler Bedeutung. Denn hier versteckt
s ich , was d ie Offen t i i chke i t neben
S e l b s t v e r s t ä n d l i c h k e i t e n w i e r o l l s t u h l ¬
freundlichen Telefonhäuschen oder abge¬
fl a c h t e n B o r d s t e i n e n n i c h t s e h e n u n d
auch nicht zugeben mag: Behindert-Sein
gilt ganz selbstverständlich als Minde¬
rung der Lebensqualität. So hart es klin¬
gen mag -dieser fatale Bewußtseinsstand
spiegelt nicht die einzige Kontinuität wi¬
der.^

d i e m i tU D O S I E R C K

Gleich
d i e h i s t o r i s c h e S i t u a t i o n b e h i n d e r t e r
Menschen beschreiben soll, muß notwen¬
digerweise eine Einschränkung stehen -
eine Anmerkung, die allerdings auch
s c h o n k e n n z e i c h n e n d f ü r d a s n a c h f o l ¬
gend Gesagte ist: Wir lernen Behinderte
im geschichtlichen Rückblick lediglich
als Objekte kennen -mit ihnen wird ver¬
fahren, über ihre Köpfe wird verfügt, an
ihnen wird gehandelt, über ihren Wert
werden Abhandlungen geschrieben, ihren
B e s o n d e r h e i t e n v e r d a n k e n v i e l z i t i e r t e
Koryphäen ihres Fachs Amt und Wür¬
den. Es existiert zwangsläufig nur die
Geschichte von "oben", geschrieben von
den selbsternannten Experten, die ihr Le¬
benswerk oder ihren Berufsalltag ins
wohltätige Licht rücken müssen. Wir
kennen wenig Behinderte, die der Macht
der Normalität widerstehen, ihr Leben
selbstbestimmen und ihre Ansprüche
anmelden. Diese bittere Realität gilt für
die Vergangenheit und für die Gegen¬
w a r t .

z u u n t e r s u -
zu Beginn dieses Beitrages, der

e s

Über das Thema "Behinderte im Fa¬
schismus" in der gebotenen Kürze zu re¬
ferieren bedeutet, sich auf einzelne Fa¬
cetten zu beschränken. Viele Aspekte
wären genauer zu analysieren: Zunächst
die Motive für Aussonderung und Son¬
derbehandlung, der Voraussetzung für
d i e Ve r b r e c h e n a n b e h i n d e r t e n M e n ¬
schen; dann die Rolle der Hilfsschulleh¬
rerschaft, die ihre Schüler in der Regel
mit begeisterter Überzeugung und mit
gutem Gewissen der Zwangssterilisation
zugeführt hat; es müßte das Wirken etwa

Vom Recht au f S te rbeh i l fe zu r
"berechtigten" Massentötung

Die schwerkranke junge Frau Hanna hat
gerade einen ihrer Erstickungsanfälle
überwunden. Als sie zu sich kommt, bit-
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tet Thomas Heyt den Freund, ihr "ein
bißchen Klavier vor(zu)spielen". Das
Ehepaar Heyt ist allein. Thomas Heyt
weiß als Arzt, daß es für die mysteriöse
(Nerven-)Krankheit seiner Frau Hanna
keine Heilung gibt. Während die Klavier¬
musik herauftönt, ̂ bt Heyt Hanna "jetzt
die Medizin", damit sie "schlafen" kann.
Sie willigt ein und trinkt das ganze Medi-
zinfläschen aus. Es "schmeckt bitter

so ruhig, so
glücklich ... wie lange nicht -so leicht...
ich wünschte, das wäre der Tod." "Es ist
der Tod, Hanna." "Wie ich dich liebe,
Thomas ..." Er weint. "... ich wünschte,
ich könnte dir die Hand geben, Thomas."

” ’ ',Klavierspiel endet, bettet
H e v t - V i i n p t n t # » p r o i i L

von ausgehen, daß auch für die Men¬
schen gelten muß, daß im täglichen Da-
seinsk̂ pf die Starken die Schwachen
besiegen. Der Sozialdarwinismus pre¬
digte einerseits die Überlegenheit der
germanischen Rasse, die als edle und ge¬
sunde vor der Erbmischung geschützt
werden müsse; andererseits galt der
Grundsatz, alle "Entartungserscheinun¬
gen" nach dem Selektionsprinzip zu be¬
kämpfen. Angefangen mit dem Fort¬
pflanzungsverbot und der Zwangseinwei¬
sung in spezielle Asyle formulierte der
führende Rasse- und Sozialhygieniker
Alfred Ploetz den nächsten Schri t t : "Stel l t
es sich heraus, daß das Neugeborene ein
schwächliches und mißratenes Kind ist,
so wird ihm vom Ärzte-Kollegium ... ein
sanfter Tod bereitet, sagen wir duch eine
kleine Dosis Morphium. "3

Nach dem ersten Weltkrieg griff ange¬
s ich ts der hohen Ver lus te au f den
Schlachtfeldern die Angst vor dem aus¬
sterbenden Volk um sich, der Sozialdar¬
winismus erlebte als Reaktion auf diese
Befürchtungen seinen Durchbruch. Die
Ideen zusammengefaßt und in weiten (in¬
tellektuellen) Kreisen zur Diskussions¬
würdigkeit verholfen haben 1920 der re¬
nommierte Jurist Karl Binding und der
geachtete Mediziner Alfred Hoche mit
ihrer Schrift "Die Freigabe der Vernich¬
tung lebensunwerten Lebens- Ihr Maß
und Ihre Form". In üiren Überlegungen,
che beklemmend aktuell wirken, gingen
sie davon aus, daß das Spritzen einer töd¬
lichen Uberdosis "in Wahrheit eine reine
Heilbehandlung ist (...) Daß es lebende
Menschen gibt, deren Tod für sie eine
Erlösung und zugleich für die Gesell¬
schaft und den Staat insbesondere eine
Befreiung von einer Last ist, deren Tra¬
gung nicht den kleinsten Nutzen stiftet,
Mt sich in keiner Weise bezweifeln."
Für Binding und Hoche sind schwer¬
kranke oder behinderte Personen "leere
Menschenhülse(n)". Diese "negative Exi¬
stenz" zu pflegen und zu achten, empfan¬
den Binding und Hoche als "eine furcht¬
bare Widersinnigkeit, ein Mißbrauch der

heute", aber sie ist bald

Während das '
Heyt seine tote Frau.-

Diese dramatische Szene stammt
dem Spielfilm "ich klage an". Erzählt
wird die ergreifende Geschichte von dem
langsamen Sterben einer lebenslustigen
und schönen Frau, deren anfängliche
Lähmungserscheinung an einer Hand bis
zur nahezu völligen körperlichen Bewe¬
gungsunfähigkeit voranschreitet. Vermit¬
telt wird eine Botschaft, der sich auch der
distanzierte Betrachter nur schwer entzie¬
hen kann: Die Sterbehilfe als Wohltat,
als ein Akt sich liebender Menschen. Der
Film lief mit Erfolg in den deutschen
Lichtspielhäusern -im Frühjahr 1942,
auf dem Höhepunkt staatlich organisier¬
ter Massenmorde. Seine Funktion war es,
den wachsenden Unmut der Bevölkerung
über die Anstaltstötungen in den Bereich
des invividuellen Zweifels zu ziehen. Mit
diesem propagandistischen Schritt wurde
Tötung von "lebensunwerten" Leben
zum privaten Problem gewendet. Nicht
weiter thematisiert wurden sozial- und
ŝehygienische Ansätze, ökonomischesKalkül und wissenschaftlicher Fort¬

schrittsglaube, die doch die bestimmen¬
den Kräfte für die nationalsozialistische
Gesundheits- und Sozialpolitik waren.

Ausgehend von den Theorien Darwins
gewinnen um die Jahrhundertwende bei
Medizinern, Juristen oder Ökonomen
biologistische Ideen an Gewicht, die da-

a u s
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Lebenskraft zu ihrer unwürdigen Zwec¬
ken." Binding empfahl, die Tötung durch
eine Kommission -zusammengesetzt aus
zwei Ärzten und einem Juristen -be¬
schließen zu lassen. Neben dem Argu¬
ment der "Erlösung" von einem Leiden
b o t e n d i e A u t o r e n a u c h h a n d f e s t e K o ¬
sten-Nutzen-Analysen
mauerung ihrer Sterbehilfe-Forderung:
"Es erpbt sich daraus, daß der durch^-
schnittliche Aufwand pro Kopf und Jahr
für die Pflege der Idioten bisher 1500 M.
b e t r u g . We n n w i r d i e Z a h l d e r i n
Deutschland gleichzeitig vorhandenen, in
Anstaltspflege befindlichen Idioten zu¬
s a m m e n r e c h n e n , s o k o m m e n w i r
schätzungsweise etwa auf eine Gesamt¬
zahl von 20-30.000. Nehmen wir für den
Einzel fa l l e ine durchschni t t l iche Lebens¬
dauer von 50 Jahren an, so ist leicht zu
ermessen, welches ungeheure Kapital in
Form von Nahrungsmitteln, Kleidung
und Heizung dem Nationalvermögen für
einen unproduktiven Zweck entzogen
w i r d . "

der privaten und öffentlichen Fürsorge in
der Weimarer Republik gefordert, vor¬
formuliert und dann tatkr̂ tig umgesetzt.
Galt das Gesetz argumentativ in der Dis¬
kussion zur Überzeugung zweifelnder
Bürger den anscheinend eindeutig
erbta-anken, schwerbehinderten oder gei¬
steskranken Personen, so entpuppte es
s ich schnel l über d ie Diagnose
"moralischer Schwachsinn" zur sozial¬
politischen Waffe: Zwangssterilisiert
wurde, wer sich nicht anpassen konnte
oder wollte, wer moralisch und sozial
unerwünscht und auffällig war -Hilfs¬
schüler, Homosexuelle, Roma und Sinti,
Obdachlose oder Frauen, die als Prosti¬
tuierte arbeiteten.^

Und noch etwas soll kurz erwähnt
werden: Die Begeisterung für die Werk¬
stätten für Behinderte (WfB) ist keine Er¬
findung der bundesdeutschen modernen
Behindertenfürsorge -auch wenn diese
dies gerne so sieht -, sondern die Kon¬
zep t ion der Werks ta t t m i t neuen t¬
wickelten arbeitstherapeutischen An¬
sätzen setzte sich in der NS-Zeit durch.
Daß die Werkstät ten auch einen wicht i¬
gen sozialpolitschen Faktor bildeten, läßt
sich in den Mitteilungen der Fürsorge¬
vereine 1938 nachlesen: "Daß diese nicht
durch Familien gebundenen Menschen
durch die Beschäftigung in den Werk¬
stätten zu einem geordneten Leben ge¬
f ü h r t o d e r i n f e s t e r d u r c h A r b e i t b e ¬
stimmter Lebensordnung erhalten wer¬
den, stellt -ganz unabhängig von dem
wirtschafüichen Erfolg
volkspflegerische Aufgabe dar"."

Behinderte wurden genutzt, gefördert
und therapiert, solange sie die Aussicht
versprachen, produktiv und leistungsfä¬
hig zu werden. Auch das ist eine hier nur
gestreifte Facette zum Thema Behiî e-
rung und Faschismus. Darein fügt sich,
daß der Vater der (bundesdeutschen) Ar¬
beitstherapie, Prof. Carl Schneider,
gleichzeitig ein führender Kopf der
"Euthanas ie" -Ak t ionen war.

Im September 1939 begann mit der
planmäßigen Ermordung behinderter

U n t e r -z u r

Die Kritiker der Schrift von Binding
und Hoche boten ein desolates Bild. Sie
mußten feststellen, daß die Argumenta¬
tion mit dem "sinnent leerten" Leben vie¬
ler Behinderter in der Bevölkerung auf
Zustimmung stieß. So befragte der Ober¬
m e d i z i n a l r a t E w a l d M e i t z e r 2 0 0 E l t e r n
behinderter Kinder aus seinere Anstalt,
ob sie in die "schmerzlose Abkürzung
des Lebens" einwilligen würden, wenn
Sachverständige zu dem Schluß kämen,
daß das Kind "unheilbar blöd" sei. Le¬
diglich 27% der antwortenden Eltern
lehnten die mit "Lebensabkürzung" um¬
schriebene Tötung ab.̂

Soweit war es indes noch nicht. Zu¬
nächst kam mit der Zwangssterilisation
die historisch notwendige Zwischenstufe,
die die Aussonderung mit der endgülti¬
gen Physischen Vernichtung verband.
Das von den Nationalsozialisten 1933
verabschiedete "Gesetz zur Verhütung
erbkranken Nachwuchses", dem annä¬
hernd 400.000 Menschen zum Opfer
fielen, wurde von einer breiten Allianz

e i n e e c h t e
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K i n d e r d i e e r s t e " E u t h a n a s i e " - A k t i o n .
Sie wurde entscheidend vorangetrieben
von einer Medizin, die nicht gekenn¬
zeichnet war von willkürlicher Mordlust,
wie noch heute manche glauben. Am
W e r k w a r e n v i e l m e h r a u f s t r e b e n d e

Ärzte, die ihre modernen Heilmethoden
f o r c i e r e n u n d u m s e t z e n w o l l t e n . D a s
strikte Verfolgen des wissenschaftlichen
Fortschritts galt allerdings den Patienten
nüt "Erfolgsaussichten", Menschen, bei
denen die Hoffnung bestand, sie wieder
soweit zu "bessern", daß sie die Anforde¬
rungen des Alltags erfüllen könnten. Die¬
sem Ziel wurden die "hoffnungslosen
Fälle" geopfert, die in dem verfolgten
Konzept, fiankheit und Behinderung mit
allen Mitteln der Ärztezunft abzuschaf¬
fen, von vornherein keinen Platz und
damit keine Überlebenschance besaßen.

Koordinien wurde dieser radikale An¬
satz der Medizin im Berliner "Reichsaus¬
schuß zur wissenschafltichen Erfassung
von erb- und anlagebedingten schweren
Leiden". Der Reichsausschuß wurde be¬
reits Ende 1937 ins Leben gerufen. Er
sollte zunächst über Streitfragen bei Ste¬
rilisationsbeschlüssen, zwangsweisen
Abtreibungen oder bei Eheverboten ent¬
scheiden. Durch seine zentrale Position
liefen die Fäden der vor Ort im gesamten
Reichsgebiet gutachtenden medizini¬
schen Größen aus Neurologie und Psy¬
chiatrie, aus der Gynäkologie oder der
Kinderheilkunde in diesem Büro der
"Kanzlei des Führers" sehr schnell
sammen. Unter den Experten im Reichs¬
ausschuß war es frühzeitig unumstritten,
neben Zwangssterilisation und Asylie-
rung auch die "Euthanasie" als Mittel für
die Lösung von sozialen "Lasten" (und
damit ebenso als Waffe gegen "abwei¬
chende" Minderheiten) einzusetzen. Be¬
reits im Frühjahr 1939 wurde daher in¬
tensiv über d̂  Problem SterbehUfe bera¬
ten. Schon zu diesem Zeitpunkt zeichnet
sich ab, daß die den Reichsausschuß re¬
präsentierenden Professoren "im Sinne
medizin-wissenschaftlichen Fortschritts"
eine immer "aktivere Therapie" gegen¬

ü b e r d e n S c h w e r k r a n k e n m i t d e r Ve r ¬
nichtung alller definitiv Unheilbaren ver¬
binden wollten.̂  Die Beseitigung "Le¬
bensunwerter" mi t exakter wissenschaf t¬
licher Begleitung und Begutachtung so¬
wie gleichzeitigen Forschungen für mo¬
derne Therapiemethoden sollte mit kurz¬
fristigen Aktionen zur Schaffung von
Handlungsspielräumen verbunden wer¬
den. Letzterer Plan wurde zu Beginn der
Aktion "T4", der Ermordung von An¬
staltsinsassen, ab 1940 umgesetzt.

Der "Reichausschuß" bekam in seinen
Zielsetzungen recht bald Unterstützung
von der Just iz . E ine St ra ffechtskommis-
sion beim Justizminister eröffnete am 11.
August 1939 mit dem folgenden Entwurf
die Möglichkeit, die ärztliche Tötung auf
Verlangen für straffrei zu erklären:

§1. Wer an einer unheilbaren, sich
oder andere stark belästigende oder si¬
cher zum Tode führenden Krankhei t le i¬
de t , kann au f se in ausdrück l i ches Ver¬
langen mit Gehehmigung eines beson¬
ders ermächtigten Arztes Sterbehilfe
durch einen Arzt erlangen.

§2. Das Leben eines Menschen, wel¬
cher infolge unheilbarer Geisteskrankheit
dauernder Verwahrung bedarf, und der
im Leben nicht zu bestehen vermag,
kann durch ärztliche Maßnahmen un¬
merkl ich und schmerzlos für ihn vorzei¬
tig landet werden."®

Äußerst geschickt wurde in dem Ent¬
wurf die indiv iduel le Sterbehi l fe mit dem
bevorstehenden bürokratisch-technischen
Massenmord verbunden. Dennoch konn¬
te dieser Entwurf allein die Bedenken der
tötenden Arzte um die Legalität ihres
Hpdelns nicht zerstreuen, genausowenig
wie das von Hitler Unterzeichnete Ge¬
heimdokument, das die Kindermord-Ak¬
tion legitimieren sollte. Diese Verunsi¬
cherung erkält, warum sich Reichsaus¬
schuß, Kanzlei des Führers und die Ärzte
Heinze, Heyde und Wenttler an einen
weiteren Gesetzentwurf machten.

In der Präambel dieses Entwurfs wur¬
de jetzt deutlich formuliert, "daß mit und
ohne eigenen Willensentschluß die Wei-

z u -
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gener Regie Freiräume für effektive The¬
rapie zu schaffen, gescheitert. Konflikte
gab es bereits vorher: Die von der medi-
anischen Elite ausgearbeitete Form der
Sterbehilfe sah zweijährige Anstaltsbeo¬
bachtungen, therapeutische Experimente
zur Klärung der Krankheitsursache sowie
den Test neuer Methoden wie Elektro¬
schock-Behandlung vor.

Konsequent durchgeführt wären die
"Euthanasie'-Aktionen zum Jahrhundert¬
werk geworden -ein Zeitraum, den den
scharfen Verfechtern der sozial- und ras¬
sehygienischen Ideen im NS-Staat zu
lang erschien.

terexistenz von unheilbar Kranken und
infolgedessen arbeitsunfähigen Men¬
schen mit den sitttiichen Normen der
"Volksgemeinschaft" unvereinbar sei."^

Das ausformulierte "Gesetz über die
Sterbehilfe" wurde im Herbst 1940 zwar
unter den Spitzenfunktionären von Medi¬
zin und Verwaltung diskutiert, letztlich
aber aus mehreren Gründen doch fa l len¬
gelassen: Ab Sommer 1941 übernahmen
Wehrmacht und NS-Behörden mass iv d ie
Räumung von (Behinderten-)Einrichtun-
gen für militärische Zwecke. Spätestens
mit dieser Entwicklung war das Konzept
der fortschrittsgläubigen Medizin, in ei

A n m e r k u n g e n

1Die Frage selbst der "Euthanasie' ist durch den australischen Philosophen Peter
Singer ̂tueller denn je geworden: Er, der manche behinderte Neugeborene auf die
Stufe mit Gemüse stellt und zur Tötung rät, wurde von der Eltemorganisation
'Lebenshilfe' für geistig Behinderte in die BRD geladen; nachdem die geplanten
Veranstaltungen aufgrund massiver Proteste abgesâ  werden mußten, übernahm die
Wochenzeitung 'Die Zeit' mit mehreren Beiträgen die Propagierung der Singer'schen
Tötungsideen. Zu diesen Entwicklungen, zur Aktualisierung der Zwangssterilisation
und des eugenischen Gedankenguts vgl..: Udo Sierck: Das Risiko, nichtbehinderte
Eltern zu bekommen, AG Spak Publ., München, Sept. 1989.

2Roth, Karl-Heinz: Filmpropaganda für die Vernichtung der Geisteskranken und Be¬
hinderten im "Dritten Reich", in: Reform und Gewissen (Beiträge zur nationalso¬
zialistischen Gesundheits- und Sozialpolitik, Bd. II), Berlin 1985, S. 125-193.

3Wunder, Michael/Sierck, Udo: Sie nennen es Fürsorge. Behinderte zwischen Ver¬
nichtung und Widerstand, Berlin 1982, S. 34.

4Klee, Emst: "Euthanasie" im NS.-Staat, Frankfurt/M. 1983, S. 25.
5vgl. dazu und zur skandalösen ausgebliebenen Wiedergutmachung der Opfer des

NS-Regimes: VERACHTET-VERFOLGT-VERNICHTET- zu den "vergessenen"
Opfern des NS-Regimes. Hrsg, von der Projektgruppe für die "vergessenen" Opfer
(Detlev Garbe, Gaby Züm, Udo Sierck u.a.), Hamburg 1986.

6ebda., S. 80.
7Roth, Karl-Heinz/Aly, Götz: das"Gesetz über die Sterbehilfe bei unheilbar

Kranken", in: Erfassung zur Vernichtung; von der Sozialhygiene zum "Gesetz über
Sterbehilfe", Redaktionskollektiv Autonomie. Hrsg. Karl-Heinz Roth, Berlin 1984,
S. 101-179 .

8 e b d a .
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Verschiedenes

Die tateressengemeinschaften behinderter und nichtbehinderter Studentinnen an den unter-
sĉ ê ichen Hô chulen, die Bundesarbeitsgemeinschaft Hörbehinderter Studentinnen undAbsolventen (BHSA) und der Deutsche Verein der Blinden und Sehbehinderten in Studiumund B f̂ (DVBS) e.V. haben diverse Broschüren herausgegeben, die angSeit wenS körn
nea Die t̂ hriften können der Broschüre Behinderte studieren entnommen werden Heraus-geter ist das Deutsche Studentenwerk e.V., BeratungssteUe für behinderte SmSentewê r

ZurfS^SroMnaJlzfê ligSe BrosJStê ^̂
teressengemeinschaft Dortmund zu empfehlen.

Hochste/Bemf ist interessant "Behinderte Studenten und ihre beson¬
der Probleme am Ende imd nach Abschluß des Studiums", und für einen VergldchderAusbiltgssiwaüon an deri Urî  mdcn USA und der BR-Deutschland kann ErfalLigen wetter-geben "In der USA ist aUes besser?" -beides von der Interessengemeinschaft Berlin

Uber die Aktivitäten der Krüppelinitiativen in den unteischiedlichen Städten und den Adres
sen, sowie auf die Bundesarbeitsgemeinschaften der Clubs Behinderter und ihrer Freunde eV
(BAGC) usw. sei nochmals auf das Hand- und Fußbuch für Behinderte (von G. Steiner) ver-wiesea '

Wer näheres zur Problematik des öffentl. Personennahverkehrs wissen möchte der
sich das Heft Nr. 2/89 der Zeitschrift Selbsthilfe (Vertag für Medizin Dr. Ewald Fisher GmbH
Fritz-Frey-Str. 21, 69(X) Heidelberg 1). Hierin enthalten sind auch sämtliche erschienene Stadt'
fllhrer für Behinderte nebst Anforderungsadressen. Nicht zuletzt soll auf die Zeitschrift für Be¬
hindertenpolitik die randschau (Pohlmannstr. 13, 5000 Köln 60), die Paraplegiker (Silcherstr
15,6521 Mölsheim).

Aus Platzmangel kann hier nicht alles umfassend aufgenommen werden. Für Rückfragen
stehen wir gern jederzeit zur Verfügung.
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Selbstbest immtes Leben
ISBN 3-923 126-53-0
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Vor ungefähr 10 Jahren entstanden die er¬
sten selbstorganisierten Hilfsdienste für Be¬
hinderte. Ihr Ziel war es, durch individuelle
Hi l fe le is tungen e in Leben außerhalb von
Sondereinrichtungen zu ermöglichen, Hei¬
me überflüssig zu machen. In diesem Buch
werden Berichte aus Ambulanten Diensten
der BRD und Österreichs vorgestellt, Helfer
und Kunden kommen zu Wort, geben ihre
Erfahrungen wieder. (

*Der Band beschränkt sich jedoch nicht auf
die Darstellung Ambulanter Dienste, son¬
dern stel l t s ieb auch der grundsätzl ichen
Diskussion über sie. Ihnen wird das Modell
der 'Zentren für Selbstbest immtes Leben'
gegenüberges te l l t , das in den USA und
Schweden bereits praktiziert wird.

AG SPAK, Adlzreiterstr. 23, 8000 München 2Telj 0897774078
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Re t tungsversuche
Der ökologische Umbau der
Industriegesellschaft
240 Seiten, DM 19,80, ISBN 3-924800-24-3

Endlose Müllfluten, verseuchter Boden, Verkehrschaos
in den Städten, sterbender Wald und tote Flüsse: dies
sind die häufig beschworenen Vorboten des drohenden
ökologischen Kollapses.
In diesem Buch werden Wege aus d^r Umweltkatastro¬
phe gesucht und politische Handlungsmöglichkeiten
geprüft. Noch ist der »Stein der Weiten« nicht gefunden,
aber auch Resignation ist fehl am Plgitze.


